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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße Sie herzlich willkommen zur 
9. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen. 
Mein Gruß gilt auch unseren Gästen auf der Zu-
schauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich fünf Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen.  

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung möchte ich Ihnen eine Information 
betreffend die Richtlinien für die Aufhebung der 
Immunität von Mitgliedern des Landtages ge-
ben. Es geht um die Vertretungsregelung für die 
Präsidentin. Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat 
am 6. Juni die in der Drucksache 14/5 enthaltenen 
Richtlinien für die Aufhebung der Immunität von 
Mitgliedern des Landtags beschlossen.  

Nach Ziffer 1 b dieser Verfahrensrichtlinie ist der 
Präsidentin des Landtags vor dem Vollzug einer 
angeordneten Durchsuchung oder Beschlagnah-
me Mitteilung zu machen, um sicherzustellen, 
dass die von der Präsidentin im Einvernehmen mit 
den Vizepräsidenten erteilten Auflagen auch be-
folgt werden. Für den Fall der Verhinderung sollen 
an die Stelle der Präsidentin und der Vizepräsi-
denten persönliche Vertreter treten, die aus dem 
Kreis der Mitglieder des Landtags zu benennen 
sind.  

Die Fraktionen haben inzwischen folgende Vertre-
terinnen und Vertreter benannt: Für die Präsiden-
tin Regina van Dinther ist der Abgeordnete Harald 
Giebels, für den ersten Vizepräsidenten Edgar 
Moron die Abgeordnete Carina Gödecke, für den 
zweiten Vizepräsidenten Dr. Michael Vesper die 
Abgeordnete Monika Düker und für die dritte Vi-
zepräsidentin Angela Freimuth der Abgeordnete 
Dr. Robert Orth benannt worden.  

Wenn es hiergegen keine Bedenken gibt, ist die-
ser Vorschlag einvernehmlich angenommen. - 
Das stelle ich so fest.  

Ich rufe auf: 

1 Aktuelle Stunde  

Thema: Erste Zwischenbilanz der neuen 
Landesregierung 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 

der Fraktion der FDP 
gemäß § 90 Abs. 2 GeschO 

Die Fraktion der CDU und die Fraktion der FDP 
haben mit Schreiben vom 26. September 2005 zu 
dem genannten aktuellen Thema der Landespoli-
tik eine Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktionen 
Herrn Dr. Papke das Wort. Bitte schön. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Ministerpräsident und der Innovati-
onsminister haben gestern in ihrer Pressekonfe-
renz überzeugend dargelegt, was in den ersten 
100 Tagen der Arbeit der neuen Koalition bereits 
geleistet worden ist. Die Koalition kommt mit ihrer 
Arbeit für die Erneuerung Nordrhein-Westfalens 
gut voran. Zu diesem Zeitpunkt vor fünf Jahren 
hatte Rot-Grün gerade einmal die Regierungser-
klärung vorgelegt, obwohl bekanntermaßen die 
alte Koalition fortgesetzt wurde und die meisten 
damaligen Minister einfach in ihren Sesseln kle-
ben geblieben sind.  

Die gestern vorgestellte Zwischenbilanz der neu-
en Landesregierung kann sich, meine Damen und 
Herren, wahrlich sehen lassen. Das, was die Koa-
lition aus FDP und CDU in nur 100 Tagen ge-
schafft hat, zeugt von einer Veränderungsdyna-
mik, die unser Land seit Jahren, ja seit Jahrzehn-
ten nicht mehr erlebt hat.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Wir haben rot-grünen Dauerstreit durch eine ge-
meinsame, partnerschaftlich organisierte Moder-
nisierungspolitik der neuen Koalition abgelöst. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist 
Selbstsuggestion!) 

Der Reformexpress rollt und er nimmt weiter Fahrt 
auf.  

(Beifall von der FDP) 

Klar ist aber auch: Wir können das, was 39 Jahre 
SPD-Herrschaft und zehn Jahre rot-grüne Miss-
wirtschaft an Spuren hinterlassen haben, nicht in-
nerhalb von wenigen Monaten beseitigen. 

(Edgar Moron [SPD]: Können Sie sich erin-
nern, dass Sie mit uns einmal in der Koalition 
waren?) 

Dafür ist der Schaden, Herr Kollege Moron, den 
Sie angerichtet haben, viel zu groß, als dass wir 
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das innerhalb von wenigen Monaten schaffen 
könnten.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Unsere Arbeit auf der Großbaustelle Nordrhein-
Westfalen wird natürlich nach dem Ergebnis der 
Bundestagswahl nicht leichter. Die neuen politi-
schen Kräfteverhältnisse in Berlin bilden die un-
terschiedlichen Einstellungen zur Reformpolitik in 
unserem Land ab. Die politische Linke lehnt die 
nötigen Reformen ab und lebt politisch davon, 
Ängste gegen diese Reformen zu schüren. 

(Beifall von der FDP) 

Wir hingegen wollen die Menschen ermutigen, ihr 
Leben in die eigene Hand zu nehmen und ihre 
Chancen zu nutzen.  

(Beifall von der FDP) 

Das ist der fundamentale Unterschied zwischen 
der Opposition und der Koalition auch in Nord-
rhein-Westfalen: Sie schüren Ängste, und wir wol-
len den Menschen Mut machen.  

Zugleich ist klar: Gerade Nordrhein-Westfalen, 
das seit Jahrzehnten unter Wachstumsschwäche 
und strukturellen Problemen leidet, ist darauf an-
gewiesen, dass wir bei den großen Reformthe-
men Steuerpolitik, Deregulierung des Arbeits-
marktes, Neuaufstellung der sozialen Sicherungs-
systeme vorankommen. Nur dann können wir 
Wachstumskräfte entfesseln und die Massenar-
beitslosigkeit in Nordrhein-Westfalen wirksam be-
kämpfen.  

Umso wichtiger wird es sein, dass die Reformkoa-
lition aus FDP und CDU, dass unser Düsseldorfer 
Modell seine Stärken gerade auch im Kontrast zu 
einer andersfarbigen Koalition in Berlin unter Be-
weis stellen wird. Deshalb werden wir konsequent 
an der marktwirtschaftlichen Erneuerung unseres 
Landes arbeiten. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, der eigentliche Maß-
stab für soziale Gerechtigkeit ist der erfolgreiche 
Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit, die Rot-
Grün in unserem Land hinterlassen hat. Sozial ist, 
was Arbeit schafft. 

Da ist es doch an Dreistigkeit nicht zu überbieten, 
wenn ausgerechnet die SPD der neuen Koalition 
jetzt vorwirft, man merke schon nach 100 Tagen, 
dass es in NRW sozial kälter geworden sei. So 
äußert sich ausgerechnet die Opposition in den 
letzten Wochen und Monaten. 

Meine Damen und Herren, mir ist es ein Rätsel, 
wie eine Partei wie die SPD, die abgewählt wor-
den ist, weil sie 1 Million Arbeitslose und 120.000 
arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren hinterlas-
sen hat, für sich reklamieren kann, noch die Partei 
der sozialen Gerechtigkeit sein zu wollen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Eine SPD, die zusammen mit den Grünen eine 
hemmungslose Verschuldungspolitik zulasten der 
herangewachsenden Generationen gemacht hat! 

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Jeder Neugeborene in NRW hat von Ihnen 
6.100 € Schulden mit in die Wiege gelegt bekom-
men. Ist das Ihre Vorstellung von sozialer Gerech-
tigkeit, Herr Kollege Eumann? 

(Beifall von FDP und CDU) 

Eine SPD, die zusammen mit den Grünen die 
Verantwortung dafür trägt, dass in keinem ande-
ren Bundesland die Bildungschancen so sehr vom 
Portemonnaie der Eltern abhängen wie in Nord-
rhein-Westfalen! Ist das soziale Gerechtigkeit, die 
Sie für sich reklamieren? - Das ist das Gegenteil. 

(Beifall von der FDP - Marc Jan Eumann 
[SPD]: Und ist es sozial gerecht, die Schul-
bezirke aufzuheben? - Gegenrufe von CDU 
und FDP) 

Meine Damen und Herren, interessant und be-
sonders bemerkenswert waren ja auch die Pirou-
etten des SPD-Landesvorsitzenden, des Kollegen 
Dieckmann, in der letzten Woche. Einerseits hat 
er die neue Landesregierung für den angeblich 
bösen neoliberalen Kurs der FDP gegeißelt. Im 
selben Atemzug hat er uns ein Koalitionsangebot 
gemacht. Herr Kollege Dieckmann, das müssen 
Sie uns gelegentlich noch einmal erläutern. Sind 
wir nun böse Neoliberale? Oder sind wir dann 
nicht mehr ganz so böse, 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Ganz böse!) 

wenn wir bereit wären, einer abgewirtschafteten 
rot-grünen Regierung den Rettungsring zuzuwer-
fen? - Das werden wir aber nicht tun, Herr Kollege 
Remmel, 

(Beifall von FDP und CDU) 

schon deshalb nicht, weil Sie im Bund wie auch in 
Nordrhein-Westfalen inhaltlich, programmatisch 
nichts zu bieten haben - gar nichts. 

Das Parlament von Nordrhein-Westfalen ist der 
Ort, wo wir über unterschiedliche Konzepte debat-
tieren und auch in der Sache streiten müssen. Wir 
würden gerne einmal über die Konzepte der SPD 
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debattieren. Ich sehe mich dazu nicht in der Lage; 
denn Sie haben gar keine, Frau Kollegin Kraft. 
Was Sie hier monatelang vorgelegt haben, war 
eine manipulative Form der Agitation, um Ängste 
in der Bevölkerung zu schüren. Sie haben nicht 
den Hauch eines eigenen Vorschlags unterbreitet, 
wie Sie sich die Erneuerung Nordrhein-
Westfalens vorstellen. Dazu waren Sie bisher 
nicht in der Lage. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Statt dass sie konkrete Konzepte vorlegt, ist der 
SPD bisher keine Bierzeltparole zu dumm, um die 
Menschen zu verunsichern und aufzuhetzen. Das 
haben Sie bei der Debatte über die Studienbeiträ-
ge so gemacht, Frau Kollegin Kraft. Das haben 
Sie auch in der Steuerpolitik getan. Mit Blick auf 
die Diffamierungskampagne gegen Prof. Kirchhof 
hat sich Frau Kollegin Kraft in der letzten Woche 
noch gewissermaßen selbst auf die Schulter ge-
klopft. 

Ich will hier noch einmal Folgendes sagen: Mit ei-
nem so anständigen Mann und brillanten Kopf 
kann man nicht in der Weise umgehen, wie die 
SPD das gemacht hat. Dafür sollten Sie sich 
schämen und sich nicht feiern lassen, meine Da-
men und Herren! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Der Gipfel der Heuchelei ist doch wohl, dass Ihre 
alte Landesregierung die steuerpolitischen Arbei-
ten von Prof. Kirchhof noch mit 116.000 € geför-
dert hat. 

(Zuruf von der SPD) 

Sie haben doch selbst in diese Arbeiten investiert. 
Und dann nutzen Sie hinterher diesen brillanten 
Kopf, um sich daran abzuarbeiten. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Sie haben ihn 
doch selbst in die Wüste geschickt!) 

Das ist eine durchschaubare Heuchelei, 

(Zurufe von der SPD - Glocke) 

die Sie sich übrigens auch bei der Debatte über 
die Stellenvermehrung hier geleistet haben. Wir 
haben im Hauptausschuss gehört, dass von den 
27 Stellen, die in der Staatskanzlei geschaffen 
werden, zehn auf Wunsch Ihres abgewählten Mi-
nisterpräsidenten geschaffen worden sind, um 
enge Weggefährten aus dem engen Umfeld der 
damaligen Landesregierung herauszunehmen. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Vorsicht!) 

Zwei dieser 27 Stellen sind sogar eigens zur per-
sönlichen Verfügung des Kollegen Steinbrück ge-

schaffen worden. - Das sind die Fakten hinter Ih-
rer Agitation, mit der Sie in den letzten Wochen 
versucht haben, die Öffentlichkeit in die Irre zu 
führen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Diese Aufzählung könnte ich noch beliebig fort-
setzen. Frau Kollegin Kraft, wenn Sie dies in die-
ser Art weiter betreiben, werden wir Ihnen das 
nicht durchgehen lassen. 

(Zuruf von Jochen Dieckmann [SPD]) 

Das, was Sie hier vorlegen, ist zu dünn. Das ist 
Manipulation. Sie tricksen, Sie täuschen, Sie ver-
suchen, die Öffentlichkeit in die Irre zu führen. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: So könnte man 
Ihre Rede gut charakterisieren!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege 
Papke, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Damit komme ich 
auch zum Schluss, Frau Präsidentin.  

In diesem Zusammenhang ist mir ein Zitat des 
griechischen Philosophen Demokrit eingefallen, 
das ich Ihnen gerne mit auf den Weg in diese De-
batte geben würde, Frau Kollegin Kraft. Der grie-
chische Philosoph Demokrit hat einmal gesagt: 
„Das Vergessen der eigenen Schandtaten erzeugt 
Frechheit.“ Vielleicht denken Sie einmal darüber 
nach, Frau Kollegin Kraft. - Ich danke Ihnen sehr 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Papke. - Als Nächste hat Frau Löhrmann 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Papke, es ist ja 
schön, dass Ihnen so manches ein Rätsel ist. Sie 
werden mir immer ein Rätsel bleiben. Ich glaube 
allerdings, dass das an Ihnen und nicht an mir 
liegt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wie Sie hier die Debatte im Hauptausschuss wie-
dergeben, das ist eine dreiste Verdrehung der 
Diskussion in diesem Hauptausschuss. 

(Beifall von der SPD) 
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Alle, die dabei waren, wissen das. Leider war die 
Presse kaum dabei. 

Außerdem haben Sie Folgendes verdrängt: Wer 
hat denn Herrn Kirchhof vom Stuhl gestoßen? - 
Sie doch! Erst haben Sie ihn bejubelt. Und als Sie 
gemerkt haben, wie der öffentliche Wind sich 
dreht, haben Sie ihn vom Stuhl gestoßen. Das ist 
doch die Wahrheit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, wir diskutieren gerne 
die 100-Tage-Bilanz der Regierung Rütt-
gers/Pinkwart - sehr gerne. Das tun wir auch mit 
der notwendigen Klarheit. Mit diesem Antrag ha-
ben Sie sich nämlich ein schönes Eigentor ge-
schossen, meine Damen und Herren. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Erlauben Sie mir zunächst zwei Vorbemerkungen. 
Wenn die Regierung ihren Fehlstart diskutieren 
will, dann sollte sie eine Regierungserklärung an-
melden und abgeben, und dann debattieren wir 
darüber, oder einen ordentlichen Antrag formulie-
ren. 

Die Begründung der Koalitionsfraktionen für diese 
Aktuelle Stunde ist aber peinlich. Ich kann Sie, 
Frau Präsidentin, bei allem Respekt nur bitten, 
das nicht einreißen zu lassen. Sonst sind sich 
diese Koalitionsfraktionen nämlich nicht zu scha-
de, jeden Auftritt von Rüttgers oder Pinkwart bei 
Christiansen demnächst zum Thema einer Aktuel-
len Stunde zu machen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Dr. Gerhard 
Papke [FDP]: Guter Vorschlag!) 

- Guter Vorschlag? Ich finde es erschreckend, 
Herr Papke, dass Sie das auch noch aufgreifen. 
Das spricht für Ihr Niveau, Herr Papke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist der Bedeutung dieses Parlaments zumin-
dest aus unserer Sicht nicht angemessen. Aber 
Stilfragen sind ohnehin nicht die Stärke der neuen 
Regierung: 

(Widerspruch von der CDU) 

Der eine verkündet, er könne auch mit Doofen, 
und die andere ist in Fragen der Gewaltenteilung 
so versiert, dass sie den Koalitionsvertrag zu ih-
rem Gesetzgeber erklärt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das muss man sich einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, von 
den sogenannten Liberalen, die hier auch schon 
einmal mit Grableuchten aufgetreten sind - der 
Kollege ist noch im Saal -, haben wir nichts ande-
res erwartet. Aber dass Sie von der CDU auf sol-
ches Niveau herabsinken, gibt uns doch sehr zu 
denken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweite Vorbemerkung: Herr Ministerpräsident, 
gestern sind Sie wieder in Harmonie auf Wolke 
sieben geschwebt, und Sie tun unsere Kritik als 
oppositionsbedingt ab. Okay. Dass Sie die Kritik 
Ihres Intimfeindes Erwin beiseite schieben, mag 
man Ihnen auch noch nachsehen. Aber, Herr 
Dr. Rüttgers, in der „Süddeutschen“ vom 
21. September war, bezogen auf den Landesver-
band der CDU, zu lesen: 

„Jedoch herrscht allgemein der Eindruck vor, 
dass der Start der neuen Landesregierung hät-
te besser sein können.“ 

Die Einführung von Studiengebühren auf der ei-
nen, die Schaffung von 92 Stellen in der Landes-
regierung auf der anderen Seite wird Ihnen da zu 
Recht von Ihren eigenen Parteifreunden vorgehal-
ten. 

Herr Ministerpräsident, damit bin ich schon mit-
tendrin. Sie haben die Landtagswahl mit drei zent-
ralen Botschaften gewonnen: 110 Milliarden € 
Schulden, versprochen: Haushaltskonsolidierung; 
5 Millionen Stunden Unterrichtsausfall, verspro-
chen: Unterrichtsgarantie; 1 Million Menschen oh-
ne Arbeit, versprochen: jede Menge Arbeitsplät-
ze. - Wie sieht es nach 100 Tagen Rütt-
gers/Pinkwart damit aus? Haben wir nun 108 Mil-
liarden Schulden? 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU) 

- Ja, das tut weh. Ich kann verstehen, dass es Ih-
nen weh tut, wenn wir Ihnen das vorhalten. Das 
ist auch gut so. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Unruhe - 
Glocke) 

Haben wir nun nur noch 108 Milliarden € Schul-
den? Nein, wir haben 112 Milliarden € Schulden. 
Der neue Finanzminister beginnt seine Arbeit mit 
der höchsten Nettoneuverschuldung in der Ge-
schichte unseres Landes. So sieht es aus. 

(Zurufe von der CDU) 

Ja, wir haben 1.000 Lehrerstellen mehr, aber we-
der, wie versprochen, gegen Unterrichtsausfall 
oder kleinere Klassen, sondern für den ganz nor-
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malen Unterrichtsbedarf, weil wir schlicht und er-
greifend mehr Kinder in den Schulen haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Zurufe von 
der CDU) 

Das haben wir auch stets gemacht, aber 

(Christian Lindner [FDP]: Die Schüler-Lehrer-
Relation!) 

Sie verkaufen die zwangsläufige Anpassung als 
besondere Leistung. 

Haben wir weniger Arbeitslose? Nein, leider nicht. 
Seit dem Wahltag hört man dazu auch nicht mehr 
sehr viel. Im Gegenteil, Minister Laumann will so-
gar hinter die Reform der Handwerksordnung zu-
rück. Damit erhöhen Sie die Hürden für die 
Selbstständigkeit wieder. 

Also, meine Damen und Herren: Völliges Versa-
gen bei Ihren zentralen Wahlversprechen. Kom-
men Sie von Ihrem hohen Ross herunter! Geben 
Sie zu, dass alles schwieriger ist, als Sie es sich 
in der Opposition vorgestellt haben! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das wäre die neue Politik der Ehrlichkeit, für die 
Sie angetreten sind. 

Meine Damen und Herren, hat diese Regierung 
eine Antwort auf die zentralen Zukunftsfragen in 
der Energiepolitik mit einer Strategie „Weg vom 
Öl!“, in der Bildungspolitik mit dem Ziel größerer 
Bildungsbeteiligung und Bildungsgerechtigkeit? 
Nein. Hier werden die Weichen falsch gestellt, 
und zwar einzig und allein aus ideologischen 
Gründen.  

Statt Bildungsbarrieren abzubauen und Durchläs-
sigkeit zu erhöhen, wird durch den „Schwach-
sinn“ - Zitat CDU-Bürgermeister aus dem bergi-
schen Raum - der Aufhebung der Schulbezirks-
grenzen die Selektion schon in der Grundschule 
eingeführt.  

Statt Hürden beim Studium zu senken, werden 
Studiengebühren eingeführt. Statt den Ausbau der 
erneuerbaren Energien inklusive der Windenergie 
voranzutreiben, wird den Kommunen die Verant-
wortung zugeschoben und ein bürokratisches Ge-
nehmigungsmonster geschaffen. Damit gefährden 
Sie außerdem Zehntausende Arbeitsplätze in 
Nordrhein-Westfalen. 

(Zurufe von CDU und FDP - Dr. Gerhard 
Papke [FDP]: Wieso Arbeitsplätze?) 

Wir sind gespannt, Herr Rüttgers, was aus Ihrem 
Ausstieg aus dem Steinkohlebergbau bei den 
Verhandlungen zu einer großen Koalition in Berlin 

wird. Hier im Land haben Sie die sechs Monate 
frühere Schließung des Bergwerks Walsum teuer 
bezahlt: mit 113 Millionen € aus der klammen 
Landeskasse.  

(Zuruf von Dr. Gerhard Papke [FDP]) 

- Historisch ist daran gar nichts, Herr Papke. 

Nein, meine Damen und Herren, die Bundestags-
wahl war keine Landtagswahl. Trotzdem, Herr Mi-
nisterpräsident, haben Sie es mit Ihren ersten 
100 Tagen nicht geschafft, Vertrauen bei den 
Menschen aufzubauen - im Gegenteil. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist wahr, was Norbert Blüm gestern in der 
„Süddeutschen Zeitung“ unter dem Titel „Die CDU 
im neoliberalen Fieber“ beklagt, nämlich, dass die 
Union den marktradikalen Ideologen auf den Leim 
gegangen ist und die Werte der katholischen So-
ziallehre über Bord geworfen habe. Ich zitiere: 

„Von den Christlich-Sozialen sind nur noch nos-
talgische Relikte übrig geblieben. Die christlich-
soziale Bewegung ist heimatlos geworden.“ 

Das gilt auch für Ihre Regierung in NRW, Herr Mi-
nisterpräsident. Das merken die Menschen auch: 
bei den Studiengebühren, beim Mieterschutz, in 
den Krankenhäusern, beim sozialen Wohnungs-
bau, bei der Chancengleichheit. Nein, Herr Minis-
terpräsident, auch mit Ihren schönen Sonntagsre-
den kommen Sie da nicht weit. Da ist die Einheit 
von Stil, Wort und Tat gefordert. Da werden wir 
Sie Tag für Tag stellen, gerne auch in weiteren 
Aktuellen Stunden. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. - Für die CDU-Fraktion hat Herr 
Stahl das Wort. 

Helmut Stahl (CDU): Frau Löhrmann, Sie sind ja 
schon ganz atemlos, wenn man Sie so reden hör-
te. Das ist ja noch ein langer Weg. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Worüber wir heu-
te sprechen, ist die erste und sehr kurze Etappe 
eines langen Weges. Dieser lange Weg wird uns 
dahin führen, dass wir als Land Nordrhein-
Westfalen sozusagen wieder an der Tabellenspit-
ze der Fußballbundesliga mitspielen werden und 
in der Europaliga wieder ganz vorne sein werden. 
Das ist unser Ziel; das werden wir erreichen. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Dass es da den einen oder anderen Holperstein 
im Einstieg gegeben hat, 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN: Och!) 

ist doch nur normal. Wenn ich mir aber Sie als 
Opposition anschaue und lese, was Sie gestern 
verbreitet haben, sage ich Ihnen: Auch als Oppo-
sitionspartei haben Sie noch einen langen Weg 
vor sich. Trösten Sie sich mit Edward Heath, der 
einmal gesagt hat: Die ersten zehn Jahre Opposi-
tion sind die schwierigsten, dann wird es langsam 
besser. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Wenn Sie jetzt die Bundestagswahl als einen 
Misstrauensausdruck gegenüber der neuen Koali-
tion in Nordrhein-Westfalen anführen, erinnere ich 
daran, dass wir als CDU leider Gottes 0,7 Pro-
zentpunkte verloren haben - das war nicht 
schön -; aber die Zahlen sagen auch, dass die 
Grünen 1,3 Prozentpunkte und die SPD 3 Pro-
zentpunkte gegenüber der letzten Bundestags-
wahl verloren haben. 

Wenn man daraus einen Sieg machen will, hat 
man zwei Möglichkeiten: Die eine Variante ist, die 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Land als 
dumm verkaufen zu wollen. 

(Edgar Moron [SPD]: Da haben Sie ja Erfah-
rung!) 

Die andere Variante ist, dass man davon ablen-
ken will - und scheinbar muss -, dass man als 
SPD und Grüne NRW kräftig verloren hat. Sie 
sind ja abgewählt worden. Sie stehen schlechter 
da als Ihre Parteien im Bund. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie haben verloren, nicht wir. Sie haben die Re-
gierungsverantwortung in Düsseldorf hier in Nord-
rhein-Westfalen verloren. Sie haben das Vertrau-
en der Wählerinnen und Wähler verloren. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn ich mir anschaue, mit welchen Inhalten Sie 
die ersten 100 Tage kritisieren, dann beweinen 
Sie von den Grünen die Aufhebung des Schwei-
neerlasses. 

(Weitere Zurufe von der SPD - Glocke) 

Ich habe ein großes Herz für Tiere, aber dass Sie 
dem ein solches Gewicht beimessen, zeigt Ihre 
inhaltliche Armut. Frau Kollegin Kraft, Sie spre-
chen von einer Bilanz der Täuschung und Enttäu-
schung. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann hat sie 
Recht!) 

Mein Gott, Sie müssen sich doch im Laufe der 
kommenden Zeit noch steigern können. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben den Haushaltsentwurf 2006 doch erst 
noch vor uns. Noch viereinhalb Jahre werden wir 
hier regieren und das Land gestalten. Wenn Sie 
jetzt schon Ihr Pulver verschießen, wie wollen Sie 
im Laufe der Zeit eigentlich nachlegen? 

(Weitere Zurufe von der SPD - Glocke - Marc 
Jan Eumann [SPD]: Sie haben völlig Recht!) 

Wenn Sie Ihren Schuldenrekord mit 2,2 Milliarden 
obendrauf jetzt zu dem anderer machen wollen, 
ist das ein dreister Versuch der Täuschung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist unanständig. Eine Regierung, die ein Vier-
teljahr im Amt ist, mit etwas zu belasten, was Sie 
in 39 Jahren Jahr um Jahr aufbauend, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Definitiv nicht!) 

kumulierend, versaubeutelt haben, ist unanstän-
dig. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn ich mir Ihre Papiere, Ihre Tabellen an-
schaue, Frau Kraft, mit denen Sie kritisieren, ist 
das Erbsenzählerei. Mein Eindruck ist: Sie sind 
überfordert. 

(Beifall von CDU und FDP - Heiterkeit von 
der SPD) 

Weder der Schweineerlass noch § 107 der Ge-
meindeordnung beschreiben die Kernprobleme 
unseres Landes. Ein Kernproblem unseres Lan-
des ist die Dichte der Regulierung und der Büro-
kratie, der Dschungel an Bürokratie, den Sie über 
die Zeit hinweg aufgebaut haben. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Das zweite Kernproblem ist, dass Sie versucht 
haben, alle Probleme mit einem Gang zur Bank, 
mit neuen Schulden, mit Nettokreditaufnahme zu 
lösen. 

(Edgar Moron [SPD]: Woher holt sich denn 
Herr Linssen das Geld?) 

Damit haben Sie sich an der Zukunft unserer Kin-
der und dieses Landes versündigt. Das ist im 
Kern Politik sozialer Kälte. Gegen Schulden de-
monstriert heute keiner; aber sie werden unseren 
Kindern und Kindeskindern dann auf die Füße fal-



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

735

len, wenn sie das Geld zur Gestaltung ihrer Zu-
kunftschancen brauchen. 

(Zuruf von der SPD: Keinen Cent sparen 
Sie!) 

Das werden wir Ihnen nicht nachsehen. Aus die-
ser Verantwortung kommen Sie nicht heraus. 

(Beifall von CDU und FDP - Marc Jan Eu-
mann [SPD]: Begeisterung bei der CDU, 
Herr Stahl! - Heiterkeit von der SPD) 

- Sie sind mir doch zu sehr kleinkariert. Sie haben 
bisher versucht, Probleme dadurch zu lösen, dass 
Sie entweder ein kleines Programm auflegten, 
das Geld kostete, oder irgendeine Regulierung 
schafften, eine Verordnung oder ein Gesetz erlas-
sen haben. Das hat dazu geführt, dass die Saat 
verbraucht ist, die wir zur Gestaltung der Zukunft 
brauchen, und dass wir einen Bürokratiedschun-
gel haben. 

Wenn man diese beiden Instrumente alter Politik, 
die Ihre Politik war, nicht mehr einsetzen kann, 
bleibt nur eins übrig: wieder auf die Menschen, 
auf das Vertrauen der Menschen zu setzen, den 
Unternehmerinnen und Unternehmern, den For-
scherinnen und Forschern etwas zuzutrauen, ih-
nen die Handlungsmöglichkeit, die Freiheit zu ge-
ben, ihre und unsere Zukunft gemeinsam zu ges-
talten. Es geht darum, durch Bildung die Grundla-
gen dafür zu legen, dass unser Land wieder An-
schluss an die Europaliga, an die Bundesliga fin-
det. Es geht wieder darum, Ordnungsrahmen zu 
setzen, 

(Edgar Moron [SPD]: Das sind doch alles 
Allgemeinplätze!) 

soziale und wirtschaftliche Ordnungspolitik zu 
betreiben, und nicht zu versuchen, alles zu regeln, 
immer kleinteiliger zu regeln und den Bürokratie-
aufwuchs noch weiter nach vorne zu treiben. 

(Beifall von CDU und FDP - Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Wo ist denn jetzt die angekündig-
te Zwischenbilanz?) 

Ein Letztes, vielleicht noch etwas Nachdenkliches 
für Sie: 

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wann kommen 
Sie zur Sache, Herr Kollege?) 

Wenn Sie einmal die Zeitung lesen - Sie sind ja 
mit hoher Wahrscheinlichkeit Zeitungsleser -, 

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Aha, aus der 
Zeitung sollen wir lesen! Wir wollen hören!) 

sehen Sie, wie viele große Unternehmen, mittel-
ständische Unternehmen dabei sind, sich neu zu 

justieren, sich zukunftsfest zu machen, sich in den 
globalen Wettbewerb auszurichten. Von Siemens 
über Mercedes und VW bis zur Allianz erfinden 
sich alle neu, müssen sich neu erfinden. Sie tun 
gerade so, als ob alles so weitergehen könnte, 
wie Sie es hier 39 Jahre angelegt haben. Das ist 
der Fehler. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben noch einen ganz langen Weg vor sich, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wo ist denn jetzt 
die Zwischenbilanz, die Sie angekündigt ha-
ben?) 

bis Sie da angekommen sind, uns inhaltlich, sach-
lich Paroli bieten zu können. 

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wann kommen 
Sie zur Sache, Herr Kollege Stahl?) 

Wir sind sicher, ich bin sicher: NRW kommt wie-
der mit der Koalition der Erneuerung. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist die Bilanz?) 

Die ersten drei Monate, die ersten 100 Tage wa-
ren eine gute Zeit für unser Land, für uns und eine 
gute Plattform für unsere Zukunft. 

(Beifall von CDU und FDP - Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Wo ist die Bilanz?) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Stahl. - Als Nächste hat Frau Kollegin Kraft 
von der SPD das Wort. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wo war das 
Thema der Aktuellen Stunde?) 

Hannelore Kraft (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrter Herr Ministerpräsident, die Debattenbeiträ-
ge der beiden Redner der Regierungsfraktionen, 
die diese Aktuelle Stunde beantragt haben, müs-
sen doch peinlich für Sie sein. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Offensichtlich gibt Ihre Bilanz nichts her, was hier 
zu verkünden wäre. Das ist doch der Rück-
schluss, den man aus Ihren Beiträgen ziehen 
muss.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Stattdessen arbeiten sich sowohl Herr Dr. Papke 
als auch Herr Kollege Stahl an mir und an der 
Opposition ab. - Danke schön! Das ist eine Bestä-
tigung, dass wir in den letzten Wochen und Mona-
ten gut gearbeitet haben.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Dass Sie, Herr Stahl, über die „Holpersteine“ 
sprechen, finde ich schon beeindruckend. Zumin-
dest da haben Sie ein bisschen Ehrlichkeit an den 
Tag gelegt.  

Aber Sie reden auch über die Koalition der Er-
neuerung. Ich sage Ihnen: Ich sehe eine Koalition 
der Enttäuschung! Das sehen nicht nur wir so. Wir 
brauchen nur die Zeitungen aufzuschlagen. Dort 
wird Ihnen genau dieses attestiert: Enttäuschung.  

(Beifall von der SPD) 

Von „handwerklichen Fehlern“ spricht das „Han-
delsblatt“, und es wird angemerkt - ich zitiere -: 

Vor allem in der Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik sind keine Akzente sichtbar. 

Der „Kölner Stadt-Anzeiger“ stellt fest:  

Bisher hat sich die Hoffnung nicht erfüllt, dass 
mit dem Machtwechsel der Stimmungswechsel 
zu einem Aufschwung führt. 

Die „Neue Westfälische“ schlägt in die gleiche 
Kerbe: 

Von Wirtschaftsaufschwung und Sanierung der 
Finanzen ist in NRW nichts zu sehen. 

Im gleichen Artikel wird auch Ihr Wortbruch bei 
den Studiengebühren kritisiert. 

Die „Westfalenpost“ sieht einen Nackenschlag, 
den Sie bei der Bundestagswahl erhalten haben.  

Und in der „NRZ“ heißt es schließlich, dass sich 
Ihre sorgsam gehegte Anfangseuphorie im Alltag 
verflüchtigt habe. 

Sie haben nichts in Bewegung gesetzt. Das Ge-
genteil ist der Fall: Schulden steigen und Personal 
wird aufgestockt.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Und Ihre Pläne zum Personalabbau seien - das ist 
in der Zeitung auch noch zu lesen - nebulös.  

Das ist die öffentliche Wahrnehmung, Herr Stahl: 
Nicht die SPD leidet unter Realitätsverlust - Sie 
haben offensichtlich Wahrnehmungsstörungen!  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wer angesichts dieses Echos in der Öffentlichkeit 
von einem „glänzenden Start“ spricht, hat den 
Kontakt zur Realität schon längst verloren, lieber 
Herr Kollege Stahl.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Medien haben Recht: Die Bilanz von 
Schwarz-Gelb ist mager. Wenn man genau hin-
sieht, lassen sich gerade einmal zehn konkrete 

Maßnahmen finden, die Ihre Regierung, Herr Mi-
nisterpräsident, in diesen 100 Tagen tatsächlich 
durchgeführt hat. Angekündigt wurde von einigen 
Ministern aber außerordentlich viel. 

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Jetzt kommt die 
Bilanz!) 

Vom 200-Tage-Programm der CDU, von Ihnen, 
Herr Rüttgers, als Spitzenkandidat am 30. April 
großartig verkündet, sind bisher ganze drei von 
21 Punkten erfüllt. Damit haben Sie damals um 
die Wählerinnen und Wähler geworben. Für die 
Realisierung der fehlenden 18 Punkte haben Sie 
jetzt noch 100 Tage Zeit. Ich bin gespannt.  

Deutlich erfolgreicher sind Sie und Ihre Regierung 
dagegen in einer anderen Disziplin: Im Räumen 
von Positionen, im Zurückrudern, im „Versprochen 
- Gebrochen“.  

Der Schuldenabbau - Frau Löhrmann hat es be-
reits erwähnt - war eines Ihrer wichtigsten Wahl-
versprechen.  

Um es deutlich zu sagen, Herr Stahl - Sie haben 
meine Pressekonferenz wahrscheinlich nicht ver-
folgen können -: Die 2,2 Milliarden € lasten wir 
nicht vollständig Ihnen an. Wir haben vielmehr 
sehr genau danach differenziert, was auf unser 
Konto geht - das lassen wir uns auch zurechnen -, 
und dem, was wir auch gemacht hätten. Darunter 
fällt beispielsweise die Schaffung von 1.000 Leh-
rerstellen, weil man damit eine gesetzliche Ver-
pflichtung aus dem Schulgesetz erfüllt hätte. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN - Lachen von 
CDU und FDP) 

Was fällt nun unter die Aktionen, die wir für über-
haupt nicht für erforderlich halten? - Darunter fällt, 
dass Sie sich bei den Landesgesellschaften einen 
Sparstrumpf in Höhe von 1,2 Milliarden € anlegen, 
indem Sie so tun, als wären diese, was die Finan-
zierung angeht, bedürftig. - Das sind sie aber 
nicht. Und diesen Sparstrumpf nehmen Ihnen die 
Menschen draußen auch nicht ab!  

(Beifall von der SPD) 

Sie stellen rund 100 neue Leute ein. Versprochen 
hatten Sie einen Personalabbau von 1,5 % pro 
Jahr; Herr Dr. Linssen hatte das in der letzten 
Plenarsitzung schon auf 2010 verschoben. Viel-
leicht gibt es dazu noch einmal eine Klarstellung 
von Ihrer Seite. Sie bauen in diesem Jahr keine 
einzige Stelle ab. Stattdessen kommen rund 
100 Parteigänger mehr in die Ministerien. Früher 
hätten Sie an dieser Stelle laut „Filz“ geschrieen. 
Das wäre Ihre Argumentationslinie gewesen.  
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(Beifall von der SPD) 

Herr Dr. Papke, Sie haben ja völlig Recht: Die 
entscheidenden Probleme dieses Landes liegen 
woanders.  

Sie, Herr Ministerpräsident, haben es sich persön-
lich zugetraut - und dies auch gesagt -, die Vor-
aussetzungen für rund 1 Million neuer Jobs zu 
schaffen. Das war vor der Wahl.  

(Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers: Das 
stimmt nicht! Das ist gelogen!) 

 -Das ist nicht gelogen. - Herr Stahl, die Kernprob-
leme liegen auf der Hand, aber Sie haben in den 
ersten 100 Tagen nichts Messbares in der Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik zustande ge-
bracht - absolut gar nichts! 

(Beifall von der SPD) 

Ich muss schon schmunzeln, wenn Sie sich jetzt 
auch noch den wirtschaftlichen Aufschwung die-
ses Landes, der sich auf das erste Halbjahr be-
zieht, zurechnen wollen. - Entschuldigung: 97 % 
davon gehört Rot-Grün und nicht der neuen Lan-
desregierung!  

(Beifall von der SPD) 

Dann machen Sie auch noch, weil Ihre Bilanz in 
diesem Bereich nur weiße Flecken ausweist, neue 
Versprechungen: „Wir begeben uns auf den 
Weg - zentrale Punkte der nächsten Wochen“, 
und kommen dann mit dem Kraftwerksinvestiti-
onsprogramm. - Entschuldigung, aber diese In-
vestitionsentscheidungen sind auch schon vorher 
gefallen.  

(Beifall von der SPD) 

Was aber gerade passiert, ist, dass die CDU im 
Rheinland die Planung für ein weiteres BoA-
Kraftwerk am Standort Niederaußem blockiert. 
Das ist die Realität in diesem Land.  

Genauso, wie Sie die Menschen bei diesem The-
ma täuschen, täuschen Sie sie auch beim Thema 
Schulschließung. Sie erklären, die Schulen wür-
den massenhaft geschlossen, weil das im Schul-
gesetz stände. - Fakt ist: Ihre Ministerin Frau 
Sommer hat gesagt - ich zitiere aus dem letzten 
Plenarprotokoll -:  

Wenn Eltern nun die Grundschule frei wählen 
können, erhalten wir Anhaltspunkte dafür, wel-
che Grundschulen attraktiv sind und gute Arbeit 
leisten und welche nicht. Dies erleichtert Schul-
trägern und Schulaufsicht die Entscheidung 
darüber, welche Schulen erhaltenswert sind. 

Das ist die Diktion Ihrer Ministerin.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Jetzt, Herr Ministerpräsident, kommen wir zu den 
Tatsachen. Sie hätten einmal ins Schulgesetz 
schauen sollen. Dort steht in § 82 Abs. 2, dass die 
Grundschulen nur eine Klasse pro Jahrgang ha-
ben müssen. Und in den Erläuterungen heißt es, 
dass es Zwergschulen geben darf und dafür eine 
Schülerzahl von 36 ausreichend ist. - Das ist die 
Realität. Sie bauen einen Popanz auf, um diesen 
Popanz dann hinterher politisch zu bekämpfen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Um es deutlich zu formulieren: Niemand außer 
Ihrer eigenen Ministerin will Schulen schließen, 
Herr Ministerpräsident. Pfeifen Sie sie zurück, an-
statt hier eine große Kampagne gegen einen 
selbst aufgebauten Popanz zu beginnen. Sie wol-
len sich aus der 100-Tage-Bilanz herausstehlen 
und stellen daher diese Schlagzeilen in den Mit-
telpunkt.  

(Beifall von der SPD) 

Sie haben Ihre Bilanz mit dem Satz begonnen: 
Dem Land geht es besser. - Ich sage: Diesem 
Land ist es nie so schlecht gegangen, wie Sie es 
immer schlecht geredet haben. - Vielen Dank.  

(Lebhafter Beifall von der SPD - Beifall von 
den GRÜNEN - Zurufe von der SPD: Bravo! 
Sehr gut!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Kraft. - Das Wort hat jetzt Ministerpräsident 
Dr. Rüttgers.  

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Frau 
Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Die 
neue Landesregierung, die morgen 100 Tage im 
Amt ist, arbeitet vorzüglich. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Jetzt kommt wieder der Wahlkampf! 
Das war die erste Rakete!) 

Sie hat schnell mit der Arbeit angefangen. Sie ist 
heute bereits in der Lage, über erste umgesetzte 
Maßnahmen zu berichten und sie in diesem Par-
lament zu einem Zeitpunkt zu diskutieren, zu dem 
Vorgängerregierungen erst dabei waren, die Re-
gierungserklärung abzugeben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Koalition arbeitet partnerschaftlich zusammen. 
Wir organisieren nicht jedes Mal einen Streit, 
wenn wir eine Sachfrage zu lösen haben, und flat-
tern nicht von morgens bis abends mit den Flü-
geln, um irgendwelche Zeitungsartikel zu provo-
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zieren. Nein! Wir wollen Ergebnisse, damit es 
dem Land wieder besser geht. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Sie lösen ja nichts!) 

Frau Abgeordnete Kraft, ich frage Sie zuerst ein-
mal: Haben Sie es nicht eine Nummer kleiner? 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Sie haben eben gesagt, wir hätten nichts in Be-
wegung gesetzt. - Sind 1.000 neue Lehrerinnen 
und Lehrer in Ihrem Sinne nichts, Frau Kraft? So 
wird das Ganze schlichtweg eine Lachnummer. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Verdrängen Sie doch nicht die gesetz-
lichen Vorgaben!) 

Wir haben vor der Landtagwahl gesagt - und dafür 
haben uns die Menschen ihr Vertrauen ge-
schenkt -,  

(Zuruf von der SPD: Die bereuen das auch 
schon!) 

dass wir den Unterrichtsausfall von 5 Millionen 
Stunden bekämpfen wollen. Dazu haben wir die 
1.000 neuen Lehrerinnen und Lehrer eingestellt. 
Ich könnte jetzt raussuchen, was die Vorgänger-
regierung hier im Landtag vorgetragen hat, als wir 
sie auf den Unterrichtsausfall hingewiesen haben. 
Zuerst haben Sie gesagt, es gäbe überhaupt kei-
nen Unterrichtsausfall. Erst nach der Wahl haben 
Sie es zugegeben. Vor der Wahl gelogen, nach 
der Wahl erst korrigiert - das ist Ihre Politik, die 
Sie an diesem Punkt gemacht haben. 

(Beifall von CDU und FDP - Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das ist eine Verdrehung von Tat-
sachen!) 

Und Sie haben hier gestanden und behauptet: Wir 
brauchen überhaupt niemanden einzustellen. - 
Jetzt von derselben Stelle aus zu betonen, das 
hätten wir auch gemacht, das mag Ihr Stil sein, 
Frau Abgeordnete Kraft, nach dem Motto: Alles, 
was gut ist, haben wir gemacht, hätten wir ge-
macht und ist von uns. 

Alles, was schlecht ist, hat die Regierung zu ver-
antworten. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das sind zurzeit 
die Fakten!) 

Auch diese Nummer ist zu einfach und schlicht-
weg intellektueller Dünnpfiff und nichts anderes. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben 20 Millionen für weitere 1.000 Lehre-
rinnen und Lehrer eingestellt. Es ist einer der 

Punkte, der Ihren Stil kennzeichnet, dass Sie das 
in den letzten Tagen immer wieder haben unter 
den Tisch fallen lassen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Selbst wenn Sie immer wieder betonen, des Ge-
setzes wegen müssten wir 1.000 Lehrerinnen und 
Lehrer mehr einstellen, müssen Sie richtigerweise 
hinzufügen, dass wir für 2.000 Lehrerinnen und 
Lehrer die entsprechenden Voraussetzungen ge-
schaffen haben. Dann müssen Sie bitte bei der 
Wahrheit bleiben und dürfen sie nicht verdrehen, 
wie wir das gerade wieder erlebt haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben dafür gesorgt, dass 7.000 Referendare 
zum 1. Februar ein Angebot bekommen haben, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wo sind die 
denn?) 

mit Ihrer Referendarzeit zu beginnen, um einen 
der großen Fehler Ihrer Regierung zu korrigieren: 
Es sind nämlich nicht genügend junge Leute da, 
um wirklich alle Stellen, die wir in den nächsten 
Jahren noch schaffen werden, qualifiziert zu be-
setzen. Sie haben sich in Ihrer Regierungszeit 
nicht um genügend Nachwuchs gekümmert. Auch 
das korrigieren wir. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ihre Bemerkungen zu dem Thema Schulschlie-
ßungen kann ich nur als ridikül bezeichnen. 

(Zuruf von der SPD: Als was? - Dr. Gerhard 
Papke [FDP]: Das heißt lächerlich!) 

Meine Damen und Herren, wie ist denn der Sach-
verhalt? - Es gibt eine klare Regelung im Schul-
gesetz, nach der die Grundschulen 192 Schülerin-
nen und Schüler haben müssen. Das ist eine 
zweizügige Ausstattung. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist falsch!) 

- Das ist nicht falsch, das steht da drin. - Es steht 
dort auch, dass Ausnahmen davon zulässig sind. 
Das Kultusministerium weist aufgrund von Modell-
rechnungen lediglich darauf hin, dass uns ein 
massenhaftes Schulsterben bevorsteht, wenn wir 
keine Veränderungen vornehmen und nicht für 
Lösungen sorgen. - Sie haben nichts getan, um 
irgendwelche Lösungen zu finden! 

(Beifall von CDU und FDP - Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Ein Blick ins Gesetz erleichtert die 
Rechtsfindung!) 
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Das ist genau der Punkt, um den es hier geht: Sie 
haben nichts getan, um denjenigen zu helfen, die 
kleine Kinder haben und ihre Kinder in eine Schu-
le schicken wollen, die möglichst nahe liegt.  

Ich sage Ihnen: Wenn Sie weiterhin gegen die 
Aufhebung der Schulbezirke polemisieren und 
sich durchsetzen könnten, würden Sie die Ver-
antwortung für weiteres massenhaftes Schulster-
ben tragen. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Das ist doch lächerlich! - Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das ist ja erbärmlich! - 
Anhaltende Unruhe - Glocke) 

Mit dem neuen Werkstattjahr haben wir jungen 
Leuten, die eine Lehrstelle suchen, eine Chance 
eröffnet, dem Teufelskreis von Warteschleifen zu 
entrinnen. Von 139.000 Bewerberinnen und Be-
werbern um Lehrstellen kommen in diesem Jahr 
49 % aus Warteschleifen. Das ist das Ergebnis 
Ihrer Lehrlingspolitik. Was passiert denn da? 

17.000 haben nur zwei Tage Berufsschule, sonst 
nichts. Das sind gerade diejenigen, die im Regel-
fall überhaupt keinen Bock mehr auf Schule ha-
ben. Anstatt ihnen den Einstieg in eine Lehrstelle 
zu ermöglichen, haben Sie sie in der Berufsschule 
abgestellt und dann allein gelassen: Warteschleife 
folgt auf Warteschleife, und am Ende steht die 
Sozialhilfe. Das werden wir ändern, weil es un-
menschlich ist und jungen Leuten keine Perspek-
tive bietet! 

(Beifall von CDU und FDP - Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Sie haben doch gesagt, Sie wür-
den es weiterführen!) 

Wir haben gesagt, dass wir etwas dagegen tun 
wollen, dass 1 Million Menschen in diesem Land 
arbeitslos sind. Sie können es noch so oft be-
haupten, wie Sie wollen: Wir haben nicht 1 Million 
Arbeitsplätze versprochen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Aber 800.000!) 

Wenn Sie das sagen, tun Sie dies wider besseres 
Wissen. Das nennt man normalerweise Lüge, 
Frau Kollegin Kraft! Man nennt es Lüge, wenn 
man etwas gegen besseres Wissen immer wieder 
behauptet. Wir haben das nicht gesagt. 

(Ralf Jäger [SPD]: 800.000 haben Sie ver-
sprochen!) 

Und wir verkünden jetzt nicht: Die Stimmung in 
der Wirtschaft hellt sich auf. Das meinen jedoch 
die Unternehmerverbände. Das meint das ifo-In-
stitut.  

Wir reklamieren diese Entwicklung gar nicht als 
Verdienst der neuen Landesregierung,  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Frau Thoben hat 
das gesagt!) 

unter anderem weil ich in jeder Rede - nicht nur 
vor der Wahl, sondern auch nach der Wahl - im-
mer hervorgehoben habe: Die Politik schafft keine 
Arbeitsplätze. Und so bleibt das auch. Deshalb 
muss man denjenigen danken, die neue Arbeits-
plätze schaffen. 

Was wir aber tun können, ist, dafür zu sorgen, 
dass in diesem Land investiert wird. 

Wenn Sie hier sagen, der Bau von Kraftwerken, 
der zurzeit stattfindet, sei Ihr Verdienst, dann 
stimmt auch dieses nicht. Sie wollten keine Kraft-
werke, die als GuD-Kraftwerke errichtet werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben versucht, das zu verhindern. Nur mit 
den Grünen haben die Koalitionsfraktionen dies 
durchsetzen können. Auch da sprechen Sie wie-
der die Unwahrheit, Frau Kollegin Kraft. 

Im Bereich des Bürokratieabbaus haben wir nicht 
nur 13 von 16 Beauftragten bei der Landesregie-
rung abgeschafft, sondern sind zum Beispiel ges-
tern im Kabinett mit der Zusammenlegung der 
Standorte der Oberfinanzdirektionen einen weite-
ren Schritt auf dem Weg zum Bürokratieabbau 
gegangen. Gleichzeitig haben wir 120 neue Steu-
erbeamte zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs in den nächsten Jahren bereitgestellt.  

So stellen wir uns übrigens eine sozial verantwor-
tete Politik vor: Auf der einen Seite Bürokratie ab-
bauen, auf der anderen Seite den Staat da ein-
setzen, wo es wirklich notwendig ist, nämlich un-
ter anderem gegenüber den Firmen, die bei der 
Umsatzsteuer Betrügereien machen. Auch das ist 
ein Fortschritt, auf den wir stolz sind, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Alles vorbereitet!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister-
präsident, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: In der 
Umweltpolitik sind wir stolz auf die Lösung, die wir 
zu Walsum gefunden haben. Es wird keinen wei-
teren Kohleabbau unter dem Rhein geben. Ich 
hätte einmal erleben wollen, was passiert wäre, 
wenn wir dieses nicht getan hätten - auch ange-
sichts der Bilder aus den Vereinigten Staaten. 
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(Gisela Walsken [SPD]: Was?) 

Das Risiko, das hier mit 15 m hohen Deichen ein-
gegangen werden sollte, war nicht zu verantwor-
ten. Sie wollten es eingehen. Wir haben es been-
det. Auch darauf sind wir stolz, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie können sagen, was Sie wollen. Sie werden 
sich nicht von der Verantwortung für 110 Milliar-
den € Schulden befreien können. 

Es ist auch nicht wahr - Sie können es so oft be-
haupten, wie Sie wollen -, dass wir im Zusam-
menhang mit dem Liegenschaftsbetrieb und der 
Beteiligungsgesellschaft neue Schulden gemacht 
hätten. Die Schulden waren schon da. Wir haben 
bloß Ihre Schattenhaushalte in den normalen 
Haushalt übernommen. Das sind keine neuen 
Schulden. Das ist kein neuer Sparstrumpf. Das ist 
nur Ihre verengte Sicht der Dinge, Oppositions-
sicht unter Verkennung der Wahrheit. Das ist das, 
was Sie hier vorgetragen haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich habe schon gemerkt - ich habe das auch di-
rekt in der ersten Minute nach der Wahl gesagt -, 
dass nach der Bundestagswahl, die für uns ein 
Stück enttäuschend war, … 

(Zuruf von der SPD: Ein Stückchen?) 

 - Ja, ein Stück enttäuschend. Ich gehöre nicht zu 
den Leuten, die das gesundrechnen. Ich hätte in 
Berlin lieber ein klares Mandat für eine Koalition 
aus CDU/CSU und FDP gehabt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister-
präsident, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Ich hätte 
lieber ein solches Mandat gehabt. Aber Sie wer-
den das mit sich selber aushandeln müssen, ob 
Sie in der Attitüde der letzten Tage nach dem 
Motto „Wir sind die Größten, und eigentlich war 
die Landtagswahl nur ein Betriebsunfall“ in den 
nächsten viereinhalb Jahren weitermachen. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Ich sage Ihnen nur eines: Kalte Arroganz hat noch 
nie attraktiver gemacht. 

(Beifall von CDU und FDP - Lautes Lachen 
von der SPD - Rainer Schmeltzer [SPD]: 
Bravo für diese Selbsterkenntnis!) 

Mit Meckereien und Nörgeleien klappt das auch 
nicht besser.  

Hier bereits nach den ersten 100 Tagen, die ja 
erst morgen ablaufen, schon mit dem 200-Tage-
Programm zu kommen,  

(Zurufe von der SPD) 

hat nun wirklich nichts mehr mit seriöser Politik zu 
tun, Frau Abgeordnete Kraft. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister-
präsident! 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Ich stelle 
fest: Dem Lande geht es besser,  

(Fortgesetzt Zurufe von der SPD) 

weil die Streitkultur von Rot-Grün überwunden 
worden ist 

(Beifall von der CDU) 

und der durch Rot-Grün erzeugte Reformstau be-
endet worden ist. 

(Lang anhaltender Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn 
Groschek das Wort. 

Michael Groschek (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Die Kollegin Walsken hat 
Recht mit ihrem Zwischenruf. Man merkt den Re-
den des Regierungschefs an, dass sich jetzt fünf 
Köche um den Brei seiner Reden kümmern. Denn 
das war wirklich an Dürftigkeit kaum zu überbie-
ten. 

(Beifall von der SPD) 

Ich frage mich mit meiner Fraktion: Wo ist eigent-
lich das Selbstbewusstsein geblieben, wenn ich 
Herrn Weisbrich und Herrn Stahl von vor der 
Bundestagswahl mit Herrn Weisbrich und Herrn 
Stahl nach der Bundestagswahl vergleiche? Da-
zwischen liegen mehr als 4,5 % Verlust, Herr Kol-
lege Stahl. Zwischen dem selbstbewussten Auf-
treten von einst und Ihrer Ratlosigkeit von heute 
liegen ganze Welten. 

(Zuruf von Helmut Stahl [CDU]) 

Wenn man einmal Revue passieren lässt, was Sie 
gesagt haben, dann können wir doch nur feststel-
len: Trotz vieler Worte waren Sie sprachlos. Was 
haben Sie gesagt? - Sie haben gesagt: Es gibt 
Stolpersteine, und wir sind noch viereinhalb Jahre 
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an der Regierung. - Damit haben Sie Recht. Denn 
dann ist der Spuk vorbei. 

(Beifall von der SPD) 

Schwarz-Gelb, Kollege Stahl, hat in diesem Land 
keine Mehrheit mehr. Sie haben vor der Wahl 
stolz darauf verwiesen - der Kollege Rüttgers als 
Landesvorsitzender und der Kollege Reck als Ge-
neralsekretär -, dass das Erfolgsmodell der 
NRW-CDU nach Berlin exportiert wird: Von NRW 
lernen heißt Siegen lernen. 

Jetzt haben Sie das Ergebnis kassiert. Nach der 
Wahl sagt Herr Rüttgers: Ich verstehe die Kritik 
gar nicht. Ich habe doch nicht zur Wahl gestan-
den. 

Ja, was denn? Als stellvertretender Bundesvorsit-
zender seiner Bundesvorsitzenden ein so 
schlechtes Zeugnis auszustellen, ist schon be-
denklich, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn dann hier gesagt wird, Kritik an Herrn 
Kirchhof wäre Majestätsbeleidigung, dann erinne-
re ich daran, dass Kirchhof ja nicht der Einstieg 
der CDU in eine neoliberale Politik war. Kirchhof 
war vielmehr das Ende eines solchen Weges. 

Der Einstieg kam mitten aus der NRW-CDU. Herr 
Merz hat unter Beifall von Herrn Rüttgers das poli-
tische Enthaupten von Norbert Blüm mit dem En-
de der Sozialdemokratisierung der CDU bejubelt. 
Jetzt haben Sie Ihr Fett, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.  

(Beifall von der SPD) 

Jürgen Rüttgers liest sich am 21. August dieses 
Jahres im „Tagesspiegel“ schon ganz anders. Auf 
die Frage, ob Norbert Blüm denn keine Rolle 
mehr spiele, antwortet Jürgen Rüttgers heute:  

Selbstverständlich sind sein Rat und seine Tat 
gefragt wie eh und je. 

Gut, dann hören Sie genau zu, welchen Rat Kol-
lege Blüm denn der CDU erteilt. Ich zitiere die 
„Süddeutsche Zeitung“ vom 27. Norbert Blüm: 

Am Schmerzlichsten berührt mich, dass meine 
gute alte CDU sich von dieser flatterhaften neo-
liberalen Epidemie infizieren ließ. Die christlich-
soziale Bewegung ist heimatlos geworden. 

So Norbert Blüm. 

(Beifall von der SPD - Zuruf von der SPD: 
Bravo, Herr Blüm!) 

Jetzt sage ich, er hat Recht und Unrecht zugleich. 
Er hat Recht, weil sie bei der CDU natürlich kein 

Zuhause mehr hat. Er hat aber Unrecht, weil sie 
bei uns eine neue Heimat findet, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.  

(Beifall von der SPD) 

Noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik ist 
der Startvorteil einer neuen Mehrheit und einer 
neuen Landesregierung so schnell verpulvert 
worden wie der Ihre. Wir sind auf 40 % rauf, Sie 
sind auf 40 % runter. Gleiche Augenhöhe in NRW. 
Das ist ein Zwischenstatus. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir setzen alles daran, dass 2009 und 
2010 die Karten ganz neu gemischt werden und 
Ihre Regierungszeit Episode bleibt.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn man sich die letzte Entwicklung im Wahl-
kampf ansieht, dann stellt man fest, dass in Nord-
rhein-Westfalen in der Tat vor dem Wahltermin 
eine Volksabstimmung mit den Füßen stattgefun-
den hat. Wenn Sie einmal die Auftritte von Ger-
hard Schröder und Angela Merkel auf den Plätzen 
und Straßen in NRW vergleichen, dann stellen Sie 
fest, dass ein Auftritt von Schröder mehr an Zu-
spruch in diesem Land bekommt als die ganze 
Tournee von Merkel.  

(Beifall von der SPD) 

Deshalb haben wir Nordrhein-Westfälinnen und 
Nordrhein-Westfalen gesagt: Wir wollen Gerhard 
Schröder als Nummer Eins auch in Berlin.  

Jetzt konstatieren wir, dass Sie nicht alles falsch, 
aber vieles schlecht gemacht haben. Gehen wir 
auf die Bildungspolitik ein. Hier wurde das fortge-
setzt, was Sie mit der Lehrerlüge eingeläutet ha-
ben. Sie wurde wiederholt. Noch einmal: Es gibt in 
diesem Schuljahr 17.480 mehr Schülerinnen und 
Schüler. Das entspricht einem Zuwachs um 
0,6 %. Gleichzeitig haben Sie 1.000 Lehrerinnen 
und Lehrer hoppla hopp eingestellt. Das ent-
spricht einem Zuwachs um 0,6 %.  

(Zuruf von der FDP: Die Sie nicht eingestellt 
haben!) 

Das hat nichts damit zu tun, dass Sie Ihr Verspre-
chen „Unterrichtsgarantie“ einlösen. Es hat nur 
damit zu tun, dass Sie den Status quo nicht ver-
schlechtern. Kein Wort mehr von Unterrichtsga-
rantie, kein Wort mehr von effektivem Kampf ge-
gen Unterrichtsausfall. Es ist das Bewahren eines 
Status quo, das Aufbauen eines Popanzes, lieber 
Kollege Rüttgers.  

(Beifall von SPD und FDP) 
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Mehr Geld für Ganztagsschulen ist im Prinzip gut. 
Falsch und schlecht finden wir, dass Sie alle 
Schulformen bis auf die Hauptschule aussperren.  

Die Abschaffung des Fachs „Naturwissenschaf-
ten“ ist im Grunde ein Stück weit Rechthaberei 
und Besserwisserei. Der Blick nach Bayern würde 
Sie belehren, dass Naturwissenschaft als Unter-
richtsfach Lust und Laune auf naturwissenschaft-
liches Lernen macht. Deshalb wäre das in NRW 
auch gut.  

(Zuruf von der FDP: Zusätzliches Fach?) 

Einen Punkt muss ich noch ansprechen. Das ist 
die Abschaffung der Schulbezirksgrenzen. Das 
zeigt, dass Ihre Bildungspolitik von Ideologie und 
nicht von Nüchternheit geprägt ist. Sie akzeptie-
ren und zementieren soziale Ungleichheit. Wir 
werden uns mit Ihren Kommunalpolitikern verbün-
den und Ihnen diesen Spaß austreiben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.  

(Beifall von der SPD) 

Es vergehen zwar noch 16 Quartale bis zur 
nächsten Kommunalwahl und 20 Quartale bis zur 
nächsten Landtagswahl. In einem Punkt geben 
wir dem Schlauesten Ihrer Oberbürgermeister 
Recht. Erwin hat Recht, wenn er sich jetzt schon 
um einen größtmöglichen Sicherheitsabstand zur 
Rüttgers-Regierung bemüht. Er will seine Kom-
munalwahl gewinnen und weiß, dass das mit Ih-
nen im Boot auf gar keinen Fall funktioniert.  

(Beifall von SPD und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Als Nächster 
hat Herr Abgeordneter Biesenbach von der CDU-
Fraktion das Wort.  

Peter Biesenbach (CDU): Meine Damen und 
Herren! Bei Herrn Groschek bin ich mir eigentlich 
nie sicher, zu was er spricht.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

- Frau Walsken, keine Sorge: Bei Ihnen auch 
nicht!  

Wir haben heute die ersten 100 Tage der neuen 
Landesregierung zu besprechen.  

(Zuruf von der SPD: Dazu hat Ihr Fraktions-
vorsitzender aber nicht gesprochen!) 

Alles andere spielt überhaupt keine Rolle.  

(Zurufe von der SPD - Glocke) 

Wenn Sie sich hier mit Stilfragen auseinander 
setzen, dann will ich Ihnen gerne die Frage be-
antworten, wie gut Sie gearbeitet haben, Frau 

Kraft. Diese Frage haben Sie gestellt. Die Kraft 
Ihrer Arbeit zeigt sich in den Anträgen und in der 
Tagesordnung.  

(Zurufe von allen Fraktionen) 

Sie haben in der ersten Plenarsitzung nach der 
Landtagswahl ein ungeheures Strohfeuer ent-
facht. Wir haben gedacht: Jetzt werden wir viel-
leicht für ein paar Jahre Arbeit bekommen; wir 
kriegen vielleicht ein paar Inspirationen. - Herr Jä-
ger, wenn ich mir heute die Tagesordnung anse-
he, dann sind Sie so weit gekommen, dass Sie 
unsere Anträge aus der letzten Legislaturperiode 
abschreiben und eins zu eins umsetzen müssen. 
Machen Sie sich die Arbeit doch einfacher. 
Schreiben Sie demnächst nur noch: „Wir erheben 
erneut zum Antrag…“ und setzen Sie eine neue 
Nummer darüber. Aber null Ideen, null Anstöße.  

(Fortgesetzt Zurufe von allen Fraktionen) 

Stattdessen Beschimpfungen und Verunglimpfun-
gen.  

(Gisela Walsken [SPD]: Erklären Sie mal, 
Herr Kollege!) 

Auch der Landesvorsitzende macht tapfer mit. 
Herr Dieckmann, mit nichts anderem als 
Dreckschleuderei verspielen Sie sehr schnell und 
sehr flott das Ansehen, das Sie sich vielleicht er-
worben haben.  

Sie haben mit einem Satz Ihres Briefes vom Sep-
tember Recht, in dem Sie sagen: 

(Ralf Jäger [SPD]: Zum Thema!) 

Wirtschaftliche Effizienz und soziale Balance sind 
kein Widerspruch.  

Wer hat sich denn an diesem Spruch in Nord-
rhein-Westfalen versündigt? Wer hat denn den 
Menschen Angst eingejagt? Wer hat denn dafür 
gesorgt, dass hier Arbeitsplätze verloren gehen? 
Wer hat denn dafür gesorgt, dass die schulische 
Bildung so schlecht ist, dass unsere Kinder deutli-
che Nachteile haben? 

(Beifall von der CDU - Zurufe von der SPD) 

Sie haben doch die soziale und wirtschaftliche Ba-
lance und Effizienz deutlich unterminiert. Sie ha-
ben agiert - Herr Eumann sitzt auf dem Sprung - 
wie ein „Master of Desaster“. Herr Groschek, Sie 
werden noch mehr als viereinhalb Jahre erleben 
müssen, dass wir in der Lage sind, das aufzuar-
beiten. Dabei wird uns Ihr Getöse nicht stören. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 
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Bevor Sie gleich weitermachen: Wir kennen doch 
Ihren Weg! Wenn der Sozi nicht schwimmen 
kann, liegt es immer an der Badehose. Keine 
Sorge: Die können Sie im Schrank lassen. 

(Beifall von der CDU - Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Sie schwimmen doch nur! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Wert der ersten 
100 Tage einer Regierung liegt nicht in der Ernte, 
er liegt in der Aussaat. Die Koalition der Mitte hat 
in den ersten 100 Tagen, seit sie amtiert, mehr 
erreicht als jede Vorgängerregierung, an die wir 
uns hier erinnern können. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD])  

Wesentlich ist, dass wir einen Paradigmenwech-
sel gestaltet haben: weg von ihrem alten Staats-
verständnis, dass es nur der Staat kann. 

Sie fragen: Was haben Sie denn geschafft? 

(Gisela Walsken [SPD]: Die Bilanz! - Ralf 
Jäger [SPD]: Reden Sie endlich zum The-
ma!) 

- Die Bilanz kann sich sehen lassen. Wir haben 
deutlich mehr zu bieten. 

Frau Löhrmann, wenn Sie fragen, was alles in der 
Wirtschaftspolitik passiert ist, dann sollten Sie sich 
einmal damit auseinander setzen, was Christa 
Thoben alles im Stillen bereits geschafft hat. 

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Sie hat das 
Ruhrgebiet schlechtgeredet! - Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Sie geht zu den Kammern, den Industrie- und 
Handelskammern oder den Handwerkskammern, 
sie spricht mit den Menschen. Siehe da: Alle 
Kammern machen plötzlich mit.  

Es gibt Gruppierungen, die über Bürokratieabbau 
sprechen. Warten Sie noch einmal drei Monate 
ab! Was machen die Kammern bei Existenzgrün-
dern? Sie nehmen diese Aufgabe wahr und fas-
sen die mit Anmeldungen verbundenen Schritte in 
einer Hand zusammen. Das haben Sie nicht ge-
schafft. Sie brauchten mehr Personal. Bei uns 
machen das die Kammern. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!) 

Das ist der Weg, den wir gehen wollen, und den 
gehen wir weiter so. 

Was ist mit Finanzierungs- und Förderinstrumen-
ten? Da wachsen die Konzepte in Zusammenar-

beit mit der NRW-Bank. Was haben Sie in die 
Wege geleitet? Nichts. 

Thema Studiengebühren: Sie haben den Aufstand 
im Land erwartet. Was ist passiert? Nichts. Unse-
re Studenten sind deutlich klüger als die SPD, und 
das ist auch gut so. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Bei Ihnen zahlen 
BAföG-Empfänger Studiengebühren!) 

In der Bildungspolitik gehen wir ebenfalls den 
Weg, dorthin zu gehen, wo die Probleme liegen. 
Wir stellen fest, dass junge Menschen aus nicht 
sehr gefestigten familiären Verhältnissen von Ih-
nen jämmerlich im Stich gelassen wurden. Dort 
gehen wir hin. Wir wollen die Bildung in den Schu-
len verbessern. Denn mit einer guten Schulaus-
bildung gibt es auch Ausbildungsplätze, und man 
kann ein Studium schaffen.  

Wenn ich die jungen Menschen nicht da abhole, 
wo sie stehen, dann haben sie keine Chance. 
Genau das macht diese Regierung. 

(Ralf Jäger [SPD]: Sagen Sie etwas zu Ihrer 
Bilanz!) 

- Keine Sorge, Sie werden das alles noch erleben 
und werden es irgendwann vielleicht auch verste-
hen. 

(Zurufe von der SPD) 

Kommen wir zurück zur Wirtschaftspolitik. Noch 
einmal: Christa Thoben im Stillen - Sie haben das 
Thema angesprochen - ist dabei, im europäischen 
Kontext und mit Blick auf die Haushaltsverträg-
lichkeit darüber nachzudenken, wie regionale An-
bieter bei der öffentlichen Auftragsvergabe eine 
Präferenz bekommen können. Keine Sorge, das 
wird gerichtsfest gelingen. In wenigen Tagen sind 
wir so weit. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Aber dann wer-
den Sie die Mittel zurückziehen! - Ralf Jäger 
[SPD]: Das können Sie Ihrer Großmutter er-
zählen!) 

- Meine Großmutter war eine kluge Frau. Einer 
ihrer klassischen Sätze lautete: Wer schreit, hat 
Unrecht! Bleiben Sie ruhig, sonst gilt diese simple 
Aussage auch für Sie. 

(Beifall von der CDU - Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Meinen Sie Ihren Ministerpräsiden-
ten?) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Bie-
senbach, Ihre Redezeit ist leider zu Ende. 

(Fortgesetzt Zurufe von SPD und GRÜNEN)  
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Peter Biesenbach (CDU): Ja, ganz simpel. 

Nehmen wir einen letzten Punkt - die Leistung 
dieser Regierung ist so gut, ich könnte noch lange 
weiter machen -, 

(Zurufe und Lachen von der SPD) 

einen Punkt, Herr Remmel, der für Sie interessant 
sein dürfte: Thema „Zukunftsfähigkeit, Nachhaltig-
keit, Ressourcenschonung“. Fragen Sie einmal 
unsere Wirtschaftsministerin nach dem Dialog 
Wirtschaft und Umwelt. Wir werden hier noch 
mehr als vier Jahre Gelegenheit haben, über die 
Einzelheiten zu debattieren.  

Ich bin sicher: Wenn Ihnen nicht mehr einfällt, als 
unsere Anträge abzuschreiben, werden wir noch 
viel Gelegenheit haben, Gutes in diesem Land zu 
tun. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

Peter Biesenbach (CDU): Ein letzter Satz, Herr 
Präsident! 

Jürgen Rüttgers ist ein Segen für dieses Land. 
Wir werden es alle erleben. 

(Beifall von CDU und FDP - Heiterkeit von 
SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Ich danke Herrn 
Kollegen Biesenbach. - Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat deren Fraktionsvorsitzende, 
Frau Löhrmann, das Wort. Bitte schön. 

(Zurufe von der CDU) 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Das möchte ich mir nicht entgehen las-
sen. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Herr Rüttgers, Herr Biesenbach, Ihre Wortbeiträge 
erwecken fast den Eindruck, wir hätten eine Aktu-
elle Stunde beantragt, um Sie vorzuführen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich darf nur daran erinnern: Sie haben eine Aktu-
elle Stunde beantragt, um Ihre vermeintlich wun-
derbaren Dingen der ersten 100 Tage hier vorzu-
tragen. Da reiben wir uns die Augen. Wir müssen 
uns die Ohren zuhalten, weil wir die Welt nicht 
mehr verstehen. Ich habe Ihnen ja prophezeit: 
Das wird ein Eigentor. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Sie sind wohl ges-
tern beim Hörtest alle durchgefallen!) 

- Nein, ich nicht, die anderen.  

Herr Rüttgers, was mich an Ihrem Wortbeitrag am 
meisten - ich sage es freundlich - irritiert hat, ist, 
dass Sie sich hier in Klein-Klein verloren und nicht 
die großen Linien Ihrer Politik aufgezeigt haben, 
wie Sie dieses Land Nordrhein-Westfalen, dieses 
wunderbare Land Nordrhein-Westfalen aufstellen 
wollen in zentralen Fragen - Bildung, Ökologie, 
Ökonomie, soziale Gerechtigkeit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Sie sind auf die zentralen Vorwürfe, die nicht nur 
wir, sondern auch Ihre Parteifreunde erheben, 
nicht eingegangen. Herr Ministerpräsident, Sie 
sind nicht darauf eingegangen. So habe ich in 
diesem Land, seitdem ich diesem Landtag ange-
höre, noch keinen Ministerpräsidenten erlebt. Sie 
waren arrogant, nicht wir, die wir jetzt die Aufgabe 
haben, Ihnen das vorzuhalten, was Sie nicht 
schaffen und was Sie im Wahlkampf versprochen 
haben. 

Ich will es noch einmal sagen: Wir haben den 
Wahlkampf erlebt. Ich habe heute nicht umsonst 
die drei zentralen Themen, mit denen Sie diesen 
Wahlkampf geführt haben, genannt. Wir haben 
Sie gewarnt: So einfach ist das nicht. Wir haben 
Sie gewarnt: Nehmen Sie den Mund nicht so 
voll! - Sie haben ihn voll genommen. Deswegen 
ist es nur recht und billig, wenn wir Ihnen heute 
vorhalten, dass Sie sich hier mit einer vermeintli-
chen Superbilanz darstellen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Einen schöneren Freudschen Versprecher habe 
ich selten gehört: Als könnten wir vor Kraft nicht 
gehen. Herr Rüttgers, Sie sind doch kraftmeie-
risch durch die Lande gezogen. Und wir müssen 
feststellen: Sie haben schon Wadenkrämpfe be-
kommen. So sehr ist bei Ihnen schon nach 
100 Tagen die Luft raus. 

(Beifall von den GRÜNEN - Zuruf von der 
CDU) 

- Ich habe es ja differenziert. 

Nach der Bundestagswahl sind hier einige unruhig 
geworden. Es war nicht nur Herr Blüm, es war 
auch Herr Laumann, der gesagt hat: Wir müssen 
über die Frage der sozialen Gerechtigkeit nach-
denken. - Dann tritt er in Berlin auf und gibt dort 
den Sozialhelden. Aber hier in diesem Land wird 
mit der FDP über diesen neoliberalen Kurs die 
Bettdecke gedeckt und dafür das Bett bereitet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Wir möchten hier soziale Politik sehen und nicht 
die schönen Sonntagsreden an anderer Stelle hö-
ren, Herr Kollege. Es ist richtig, dass wir das an-
führen. Es ist richtig, dass wir es den Menschen 
sagen. Und das werden wir - ich wiederhole es 
gerne noch einmal - an jeder Stelle tun. Beantra-
gen Sie weiterhin so schöne Aktuelle Stunden! 
Sonst machen wir das; denn wir haben genug 
Stoff für die nächsten Monate. - Herzlichen Dank.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Löhrmann.  - Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Diese Aktuelle 
Stunde markiert heute eine Zäsur. 

(Zurufe von der SPD: Hoi!) 

Bekanntlich ist nach 100 Tagen die Schonzeit für 
eine Regierung vorbei, auf der anderen Seite ist 
aber auch die Schonzeit für eine Opposition vor-
bei.  

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Sie werden jetzt mit einer anderen Elle gemessen. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Sie sind am 22. Mai abgewählt worden, weil die 
Menschen kein Vertrauen mehr in Ihre Politik hat-
ten.  

(Zuruf von Dr. Gerd Bollermann [SPD]) 

Welche Konsequenzen haben Sie aus dieser 
Wahlniederlage gezogen? Meinen Sie nicht, dass 
Sie das Wählervotum langsam zur Kenntnis neh-
men sollten? Glauben Sie nicht, dass Sie ein 
bisschen sehr selbstgefällig auftreten?  

(Zurufe von der SPD) 

Was sind Ihre Alternativen? Was haben wir dar-
über heute gehört? Was sagen Sie den 1.045.000 
Menschen ohne Arbeit in Nordrhein-Westfalen?  

(Gisela Walsken [SPD]: Was tun Sie denn?) 

Welche neue Antwort nach der Landtagswahl ha-
ben Sie gefunden?  

(Fortgesetzt Zurufe von der SPD) 

Diese Regierungskoalition hat sich dagegen auf 
den Weg verständigt,  

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Nicht nur re-
den!) 

die soziale Marktwirtschaft Ludwig Erhards zu er-
neuern. Das ist ein Weg, der nicht nach 
129 Tagen zu Erfolgen führen kann, aber im Jah-
re 2010 messbar sein wird. Diesen Weg werden 
wir gehen. Sie haben schon historisch gezeigt, 
welches Verhältnis Sie zur sozialen Marktwirt-
schaft haben. Ich erinnere daran, dass im Jahre 
1949 die Sozialdemokraten Wahlkampf mit dem 
Schlagwort gemacht haben: Prof. Erhard von der 
CDU ruiniert die Wirtschaft!  

(Zuruf von der SPD: Waren Sie dabei?) 

Damals haben Sie schon prognostische Fähigkei-
ten bewiesen.  

Schon Ihre Begriffe, Frau Löhrmann, stimmen 
nicht. Sie sprechen vom Neoliberalismus und wis-
sen scheinbar gar nicht, dass der Ordoliberalis-
mus Ludwig Erhards schon die deutsche Variante 
des sogenannten Neoliberalismus war.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das ist auch 
kompletter Blödsinn!) 

Ihre Begriffe stimmen schon nicht, und deshalb 
kann auch Ihre Politik nicht stimmen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Welche Konsequenzen haben Sie aus der Pi-
sa-Studie, die im Juli veröffentlicht worden ist, ge-
zogen? Herr Rudolph von der SPD hat ange-
mahnt, es müsse eine neue Grundsatzdebatte in 
der Sozialdemokratie über die Bildungspolitik ge-
führt werden. Die haben Sie noch nicht aufge-
nommen.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD])  

Wir haben dagegen bis Ende dieses Jahres 2.000 
neue Lehrer in den Schuldienst gebracht, wäh-
rend Sie in vergleichbaren Situationen in der Ver-
gangenheit nur an der Schüler-Lehrer-Relation 
gedreht oder die Lehrerarbeitszeit ausgeweitet 
haben.  

(Beifall von FDP und CDU - Ralf Witzel 
[FDP]: So ist es!) 

Das waren statistische Tricks, die die Lage im 
Land nicht verbessert haben.  

Was antworten Sie den Studierenden auf die Fra-
ge nach dem Mangelzustand an den Hochschu-
len? Was sagen Sie den Studierenden, von denen 
sich in Nordrhein-Westfalen 72 einen Professor 
teilen müssen, während in Baden-Württemberg 
pro Professor nur 42 Studierende zu betreuen 
sind?  

(Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Und das schaf-
fen Sie jetzt mit Studiengebühren?) 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

746

Darauf haben Sie keine Antwort, während wir den 
Mut gefasst haben, den privaten Finanzierungs-
beitrag für das Hochschulwesen zu erhöhen, um 
die Qualität von Lehre und Ausbildung zu verbes-
sern. In diesem Bereich haben Sie keinen Mut 
und keine Perspektive. 

(Beifall von FDP und CDU - Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Das ist doch eine Mickymaus!) 

Sie verweigern sich systematisch der Realität. Sie 
haben im Wahlkampf eine Broschüre verteilt: 
NRW - Deutschlands Nummer eins. - Das haben 
die Menschen als Hohn und Spott empfunden.  

Sie haben nach der Bundestagswahl einen Bun-
deskanzler gestützt, der sich nach seiner verhee-
renden Wahlniederlage selbst zum Wahlsieger 
ausgerufen hat. Herr Schmeltzer hat kürzlich dem 
Ganzen die Krone aufgesetzt, als er gesagt hat, 
man verdanke es der SPD, dass es an der Ruhr 
Hochschulen gebe. Dabei hat er ausgeblendet, 
dass es die Regierung Meyers war, die damals 
die entsprechenden Beschlüsse gefasst hat. Aber 
das ist Ihre Politik: Sie drehen sich die Sache so, 
wie Sie wollen. Alles Gute und Schöne im Land 
macht die SPD, für den Rest sind wir zuständig.  

(Demonstrativer Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Realitätsverweigerung, 
dein Name ist SPD!  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Christian Lindner (FDP): In einem aktuellen Pa-
pier eines stellvertretenden SPD-Landesvorsitzen-
den  

(Zuruf von der SPD) 

heißt es, Festhalten am Vergehenden und starr-
sinnige Gegenwartsverweigerung seien Feinde 
des sozialen Fortschritts. Frau Kraft, wer ist da 
gemeint? Am Ende Sie selbst?  - Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Lindner. - Für die Landesregierung hat Herr Minis-
ter Pinkwart das Wort. 

Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich kann verstehen, dass sich die Opposition 
hier in dieser Weise einbringt, da ein Projekt am 
18. September in Deutschland endgültig abge-

wählt worden ist. Am 22. Mai ist die letzte 
rot-grüne Landesregierung in Deutschland abge-
wählt worden und am 18. September die letzte 
rot-grüne Bundesregierung.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das wissen 
wir!) 

Das haben die Wähler entschieden, und das ha-
ben sie aus guten Gründen so entschieden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Löhrmann, wenn Sie meinen, dass Sie mit 
Doppelbödigkeit hier irgendjemanden beeindru-
cken könnten, dann kann ich Ihnen nur sagen: Es 
fällt auf Sie selbst zurück. - Sie haben in Ihrem 
ersten Wortbeitrag - es ist gut, wenn man noch 
einen weiteren Wortbeitrag leisten kann - gesagt, 
diese Koalition stünde dank der FDP möglicher-
weise nicht für hinreichend sozialen Ausgleich.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Sie haben es gleichzeitig fertig gebracht, das frü-
here Schließen von Walsum, das Sie in der alten 
Koalition nicht durchgesetzt haben,  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

in einem Punkt zu kritisieren, anstatt es in der 
ökologischen Tragweite wenigstens anzuerken-
nen, was einer gewissen Wahrhaftigkeit Ihrer bis-
herigen Politik entsprechen würde.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben es fertig gebracht, in ein und demsel-
ben Redebeitrag, ja, in ein und demselben Ge-
dankenzusammenhang uns zum einen eine nicht 
hinreichende soziale Ausgleichsfähigkeit zu un-
terstellen und zum anderen zu kritisieren, dass wir 
den früheren Ausstieg erkauft hätten, indem wir 
den Bergleuten eine sozialverträgliche Anpas-
sungsgeldregelung gegeben haben.  

Frau Löhrmann, was wollen Sie denn jetzt? Ste-
hen Sie für Umweltschutz, stehen Sie für soziale 
Verträglichkeit, oder stehen Sie im Prinzip nur für 
Opportunismus? Das muss hier einmal klar ange-
sprochen werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir jedenfalls - das sage ich hier ganz deutlich; 
das ist die Grundlage unserer Arbeit - stehen für 
die soziale Marktwirtschaft in beiden Begrifflich-
keiten. Denn nur mit einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft, mit der Fähigkeit zu Wachstum 
und zur Schaffung von Arbeitsplätzen werden wir 
in Zukunft in Anbetracht der großen Herausforde-
rungen unseres Landes für die notwendige sozia-
le Sicherheit sorgen können. Und für die wollen 
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und werden wir sorgen. Daran wollen wir uns hier 
messen lassen. 

(Beifall von CDU und FDP - Zurufe von der 
SPD) 

Dann zu den Schulen! Gerade in der Bildungspoli-
tik stellt sich doch die eigentliche soziale Frage: 
Wer ist durch schlechten Schulunterricht, wer ist 
durch Unterrichtsausfall benachteiligt? Doch nicht 
die Kinder, die aus einkommensstärkeren Haus-
halten, aus bildungsnäheren Schichten kommen! 
Das wissen wir doch. Benachteiligt sind jene, die 
in ihrem Elternhaus nicht die ergänzenden För-
dermöglichkeiten bekommen, sondern auf die 
Schule angewiesen sind.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt schauen wir uns einmal den Sachverhalt an. 
Sie haben am 24. Februar dieses Jahres hier im 
Parlament einen Nachtragshaushalt verabschie-
det. Und jetzt wollen Sie uns weismachen, dass 
Ihnen die Schülerzahlen, die ab Sommer dieses 
Jahres zu erwarten waren, im Februar nicht be-
kannt gewesen sind?  

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann frage ich einmal: Welche Unterlagen hatten 
Sie denn? Die Einschulungstermine waren doch 
schon im Vorlauf bekannt. Die Elternhäuser - ich 
weiß es selbst - werden im Spätherbst ange-
schrieben und auf den kommenden Einschulungs-
termin aufmerksam gemacht. Das heißt: Wenn 
Sie meinen, dass es nur darum gegangen wäre, 
einer wachsenden Schülerzahl hinreichend Unter-
richt zu geben, wenn nur das gemeint gewesen 
wäre, dann wäre es Ihre verdammte Pflicht gewe-
sen, im Februar mit dem Nachtragshaushalt die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Weil Sie die nicht geschaffen haben - jetzt kom-
men wir zum Umkehrschluss -, aber offensichtlich 
weiter Regierungsverantwortung übernehmen 
wollten - denn Sie haben sich dafür am 22. Mai ja 
noch einmal beworben -, hätten Sie mit anderen 
Worten billigend in Kauf genommen - das war Ihre 
Politik -, dass bei steigender Schülerzahl die hin-
reichende Lehrerausstattung nicht gegeben ge-
wesen wäre. 

(Beifall von CDU und FDP - Widerspruch von 
der SPD) 

Ich sage Ihnen ganz klar: Das ist die unsoziale 
Politik der letzten Jahre, die sich, was die Schulen 
und die Hochschulen betrifft, in Pisa-
Vergleichsstudien und anderen Rankingverfahren 

niederschlägt. Sie haben an der Zukunft der Kin-
der dieses Landes gespart. Das ist unsoziale Poli-
tik, die Sie hier betrieben haben. 

(Beifall von CDU und FDP - Widerspruch von 
der SPD) 

Ich möchte abschließend einen Gedanken an-
sprechen, der sich darauf bezieht, dass sich der 
Ministerpräsident zu Recht dagegen verwahrt hat, 
dass Sie hier Zielmarken und Versprechungen, 
die angeblich vor der Wahl gemacht worden sei-
en,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Angeblich?) 

vortragen, um eine Messlatte zu setzen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Sie haben Unterrichtsga-
rantie versprochen! Wo haben wir die 
denn? - Weitere Zurufe von der SPD) 

Es gibt ein Versprechen, das ist verbrieft. Dieses 
Versprechen hat Ihr Bundeskanzler vor der Bun-
destagswahl 1998 in der Öffentlichkeit abgege-
ben. Dieser Bundeskanzler hat damals gesagt, 
wenn er es in seiner ersten Amtszeit nicht schaf-
fen würde, die Arbeitslosigkeit unter das Niveau, 
das er 1998 übernommen habe, zu senken, wür-
de er sich als Bundeskanzler keiner Wiederwahl 
stellen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
er hat sich der Wiederwahl gestellt, er ist abge-
wählt worden - und klebt immer noch am Stuhl. 
So ist Ihr Verständnis von Versprechungen in die-
sem Zusammenhang. 

(Beifall von CDU und FDP - Widerspruch von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben eine ehrgei-
zige Arbeit übernommen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: „Ehrgeizige Arbeit 
übernommen“, das ist wohl wahr!) 

Wir haben nach 100 Tagen eine ordentliche Bi-
lanz vorgelegt. Wir arbeiten weiter auf unserer 
Grundlage der marktwirtschaftlichen Erneuerung 
mit sozialer Verantwortung für dieses Land. Ich 
danke sehr herzlich, dass die Regierungsfraktio-
nen mit der Aktuellen Stunde Gelegenheit gege-
ben haben, dass wir diese Position im Landtag 
noch einmal darlegen konnten. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP - Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Sie haben in der Aktuellen Stunde 
zum Thema ja nichts gesagt! - Weitere Zuru-
fe von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Pinkwart. - Für die SPD-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Dr. Horstmann. 
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Dr. Axel Horstmann (SPD): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn eine Regierung nach 100 Tagen eine derart 
kritische öffentliche Debatte am Hals hat, dann 
wollen die Koalitionsfraktionen etwas tun, um sie 
zu verteidigen. Das kann man verstehen. Ob sie 
mit dieser Aktuellen Stunde das richtige Mittel 
gewählt haben, kann man allerdings bezweifeln. 

(Zustimmung von der SPD) 

Jedenfalls müssen sie sich dann der Kritik auch 
stellen, und die darf auch grundsätzlicher ausfal-
len. 

Wenn Sie, Herr Kollege Papke, obwohl Sie gera-
de gähnen - vielleicht ist das ja auch ein Zei-
chen -, vom „Modell Düsseldorf“ sprechen, dann 
müssen Sie natürlich den Einwand gewähren, 
dass dieses Modell - Schwarz-Gelb in Düssel-
dorf - seine erste Bewährungsprobe nicht irgend-
wo, sondern da, wo Sie meinten, dass Sie sie be-
stehen würden, nämlich auf der Berliner Ebene, 
nicht bestanden hat. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich gehe noch ein Stück weiter: Es ist eine Koali-
tion hinter der Zeit. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Wir haben doch 
gerade erst angefangen!) 

Herr Ministerpräsident, der Artikel von Norbert 
Blüm, der gestern in der „Süddeutschen Zeitung“ 
zu lesen war, ist ja in mancher Hinsicht interes-
sant. Ich möchte auch ein Zitat daraus bringen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Man müsste das 
eigentlich ganz vorlesen!) 

Er fängt an mit den Worten: 

„Es wird Herbst. Die Blätter des Neoliberalis-
mus fallen weltweit. Dass er so schnell welken 
würde, hätte selbst ich nicht erwartet. Seine 
Vorreiter hinken hinter der Entwicklung her, oh-
ne bemerkt zu haben, dass sie bereits Nach-
zügler sind.“ 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das ist es, wovon ich sicher bin, dass es Sie be-
schleicht: Sie haben die Sorge, dass dieses 
Bündnis - Schwarz-Gelb - schon jetzt eine Koaliti-
on von gestern ist, sehr verehrte Kolleginnen und 
Kollegen aus den Koalitionsfraktionen. 

(Beifall von der SPD - Zurufe von der FDP) 

Ich glaube, dass das, was Herr Kollege Laumann 
in den letzten Tagen in der Presse gesagt hat, 
nicht viel anderes meint als das, was Herr Blüm 

geschrieben hat. Auch das ist uns aufgefallen. Wir 
können ja lesen, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen. Wenn Sie sagen, Herr Pink-
wart, das alles habe mit neoliberal nichts zu tun, 
dann erwidere ich Ihnen: Diese Politik der Regie-
rung Rüttgers ist in wesentlichen Teilen neolibe-
ral. 

(Beifall von der SPD) 

Man darf sie so nennen, und zwar vorzugsweise 
dort, wo die Union der FDP auf den Leim gekro-
chen ist. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Richtig!) 

Sie wollen im Zeichen des Ziels, die Immobilien-
märkte zu dynamisieren, den Mieterschutz in 
Nordrhein-Westfalen drastisch reduzieren - auf 
das niedrigste Niveau, das wir in den 
16 deutschen Bundesländern haben. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN - Gisela 
Walsken [SPD]: Genau! - Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Es ist nicht nötig, einen solchen Schritt zu gehen, 
denn es werden so viele Wohnungen in Nord-
rhein-Westfalen gekauft und verkauft wie noch 
nie. Also, warum machen Sie das? - Ich sage Ih-
nen: Sie werfen zulasten der Mieterinnen und 
Mieter in Nordrhein-Westfalen internationalen Ka-
pitalanlegern Geld hinterher, und das nenne ich 
neoliberal. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Überhaupt: Der Begriff der Verantwortung! Herr 
Rüttgers sagt nun heute: 1 Million Arbeitsplätze 
hat doch niemand versprochen. - Sie selber, Herr 
Ministerpräsident, haben auf dem Parteitag der 
CDU am 5. März in Bochum gesagt: 

Bei den Flughäfen, bei den Hochschulen, im 
Gesundheitssektor, bei den Privathaushalten 
und im Minijob-Bereich liegt ein enormes Be-
schäftigungspotenzial von mehr als 1 Million 
Arbeitsplätze in den nächsten zehn Jahren. Wir 
wollen alles dafür tun, dass so viel wie möglich 
davon realisiert wird. Das geht. Ich traue mir 
das zu. 

Das haben Sie wörtlich ausgeführt. 

(Lachen von SPD und GRÜNEN) 

Herr Ministerpräsident, wir alle haben Ihre Regie-
rungserklärung noch im Ohr. Wer so große Worte 
über Verantwortung und Ehrlichkeit gebraucht wie 
Sie, der darf sich so etwas nicht leisten: sich be-
reits nach 100 Tagen aus der Verantwortung steh-
len zu wollen, Herr Ministerpräsident. 
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(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn Sie dann als Erfolgsbeweis für das, was Sie 
schon erreicht haben, das Kraftwerkserneue-
rungsprogramm der energiewirtschaftlichen Un-
ternehmen in Nordrhein-Westfalen nennen, dann 
muss ich sagen: Man muss fast schmerzfrei sein, 
um eine solche Behauptung aufstellen zu können. 
Dieses Kraftwerkserneuerungsprogramm ist die 
Folge einer planvollen Politik der noch amtieren-
den Bundesregierung und der alten Landesregie-
rung - übrigens einschließlich der Klimaschutzpoli-
tik. Die ist nämlich für dieses Erneuerungspro-
gramm sehr wichtig.  

Wir haben die Bedingung geschaffen, dass es 
sich wirtschaftlich endlich lohnt und dass ein An-
reiz besteht, alte Dreckschleudern durch neue 
moderne Kraftwerke zu ersetzen. Sie haben diese 
Klimaschutzpolitik noch vor wenigen Monaten hier 
in diesem Hause als ein Deindustrialisie-
rungsprogramm für Nordrhein-Westfalen gegei-
ßelt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

In Wahrheit bringt es uns Investitionen von über 
5 Milliarden €. Herr Ministerpräsident, nehmen Sie 
diese Wirklichkeit zur Kenntnis, blenden Sie sie 
nicht aus! Ich fordere Sie auf, Verantwortung zu 
übernehmen für dieses Land. Das hat es nötig, 
und Sie sollten sich nach 100 Tagen spätestens 
darum bemühen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Dr. Horstmann. - Für die CDU spricht Frau 
Doppmeier. 

Ursula Doppmeier (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Vier Monate sind vergangen 
seit der Landtagswahl. Die neue schwarz-gelbe 
Landesregierung ist seit 100 Tagen im Amt. Wenn 
Sie genau hinschauen, dann sehen Sie: Diese 
100 Tage bedeuten Aufbruch statt Orientierungs-
losigkeit, Freiheit statt bürokratischer Fesseln und 
Wachstum statt Stillstand. 

(Beifall von CDU und FDP - Lachen von SPD 
und GRÜNEN - Rainer Schmeltzer [SPD]: 
Wo haben Sie das gesehen? - Weitere Zuru-
fe von SPD und GRÜNEN) 

Wir haben in diesen Tagen die Defizite wahrge-
nommen, die Sie uns hinterlassen haben. Wir ha-
ben die Zeit genutzt, sie zu bewerten, und uns 
dann an die Arbeit gemacht. Glauben Sie mir: Die 
Bürger und Bürgerinnen in Nordrhein-Westfalen 
haben gemerkt, dass Politiker nicht immer nur re-

den und sonst nichts passiert, sondern dass ge-
rade unter CDU/FDP-Führung wieder Schwung in 
unser Land kommt. Dies haben wir in den ersten 
100 Tagen angegangen, und so werden wir auch 
weitermachen. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

110 Milliarden Schulden - übernommen von Rot-
Grün - haben uns nicht gelähmt, sondern wir set-
zen um, was wir vor der Wahl gesagt haben, und 
zwar Schritt für Schritt, konsequent nach vorne 
blickend, das Ziel fest im Visier. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist eine 
Rede vor dem 18. September!) 

Diese Ziele sind: Wir stärken die Eigeninitiative 
der Menschen unseres Landes und vertrauen auf 
ihre Kraft. Wir stoppen die Bevormundung der 
Bürgerinnen und Bürger. Wir geben Handlungs-
spielräume an die Kommunen zurück. Das heißt, 
wir wollen die Menschen nicht weiterhin durch un-
zählige Erlasse, Gesetze und Reglementierungen 
einsperren wie Tiere in ein Gatter. Nein, wir geben 
ihnen stattdessen Ermessens- und Entschei-
dungsspielräume zurück, und dies zum Wohle 
unseres Landes. 

(Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich kurz ein paar Beispiele aufzäh-
len, Herr Horstmann, die Sie vielleicht noch gar 
nicht bemerkt haben, wo wir sehr konkret bürokra-
tische Barrieren abgebaut haben:  

Hinsichtlich der Windkraft haben wir die Pla-
nungshoheit, was Höhen- und Abstandsfestset-
zung angeht, wieder an die Kommunen zurückge-
geben.  

Auch bezüglich des Bauens im Außenbereich hat 
der Kreis seine Entscheidungshoheit zurückbe-
kommen; die Beteiligung der Bezirksregierung 
haben wir aufgehoben.  

Nehmen wir die Eigenheimförderung durch verbil-
ligte Darlehen für einkommensschwache Famili-
en: Hier haben wir die 400 m2_Begrenzung aufge-
hoben, um somit späteren Aus- und Anbau für 
Mehr- Generationen-Wohnen zu ermöglichen.  

Last but not least die Umsetzung von EU-Richt-
linien: Auch dies geschieht unter unserer Führung 
in Zukunft 1:1. 

(Beifall von der CDU) 

Und weiter: Draufsatteln gibt es nicht mehr, son-
dern wir garantieren unserer Landwirtschaft wie-
der einen fairen Wettbewerb hier im Lande. 

(Beifall von der CDU) 
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Meine Damen und Herren, die Menschen in unse-
rem Lande erleben diese neue positive Landespo-
litik sehr direkt, und sie merken auch: Jetzt weht 
ein anderer Wind. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

Besonders stark haben diesen Aufwind unsere 
Schulen vor Ort erlebt: 1.000 neue Lehrer wurden 
zum Schuljahresbeginn eingestellt. 20 Millionen 
gab es extra in den Topf „Geld statt Stellen“ zur 
Reduzierung des Unterrichtsausfalls. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

15 Millionen haben wir für die Ersatzschulen be-
reitgestellt, 24 Millionen für den Aufbau gebunde-
ner Ganztagshauptschulen. Weiterhin haben wir 
dafür gesorgt, dass Unterricht nicht mehr ausfällt, 
weil Sprechtage, Konferenzen und Weiterbildung 
in Zukunft außerhalb der Unterrichtszeit stattfin-
den, um damit unser versprochenes Ziel „mehr 
und besseren Unterricht für alle Kinder unseres 
Landes“ zu erreichen. 

Weitere Reformmaßnahmen sind die Schaffung 
von 1.000 neuen Schulplätzen in der Altenpflege 
mit Förderung durch das Land und die Einführung 
des Werkstattjahres für Jugendliche, die bisher 
keine Lehrstelle gefunden haben.  

Meine Damen und Herren von Rot-Grün, wenn 
Sie dieses hohe Tempo, das wir bei der Abarbei-
tung unserer politischen Ziele einschlagen, mit Ih-
rem Tempo, besser gesagt mit dem Schnecken-
tempo von vor fünf Jahren vergleichen, als Sie 
uns gerade einmal Ihre Regierungserklärung vor-
gelegt haben,  

(Ralf Jäger [SPD]: Da stand aber etwas 
drin!) 

dann muss Ihnen doch schwarz vor Augen wer-
den.  

Sie sehen: NRW kommt mit der Koalition der Er-
neuerung zum Wohle der Bürger und Bürgerinnen 
unseres Landes wieder.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Doppmeier. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit 
schließe ich die Aktuelle Stunde und somit den 
Tagesordnungspunkt 1. 

Ich rufe auf: 

2 Jugendfördergesetz NRW uneingeschränkt 
umsetzen und mindestens 96 Millionen € 
im Haushalt 2006 einstellen 

Antrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/288 - Neudruck 

Ich eröffne die Beratung und übergebe das Wort 
an Frau Altenkamp von der SPD-Fraktion. 

Britta Altenkamp (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wie schon bei der Verab-
schiedung des Jugendfördergesetzes im vergan-
genen Jahr geht es uns mit unserem Antrag, der 
Ihnen heute im Neudruck vorliegt, um Planungssi-
cherheit für die Kinder- und Jugendpolitik in die-
sem Land.  

Dabei ist uns klar, dass mit dem Doppelhaushalt 
2004/2005 und den damit verbundenen Kürzun-
gen eine schwere Durststrecke hinter den Ver-
bänden, den Trägern und den Kommunen liegt. 
Dies haben wir immer eingeräumt. Nicht zuletzt 
deshalb haben wir die für das Jahr 2005 vorgese-
hene Absenkung des Landesjugendplans auf 
75 Millionen € nicht vollzogen und es bei den 
80 Millionen € auch im Jahre 2005 belassen. Das 
war keine ganz einfache Operation, aber wir wa-
ren festen Willens, keine Infrastruktur in NRW 
wegen fehlender Landesmittel wegbrechen zu 
lassen. Dies ist, so meinen wir, in weiten Teilen 
gelungen. 

Wir sind damals von Ihnen scharf kritisiert wor-
den. In Ihren Gesetzentwürfen übertrafen Sie sich 
in Ihrer Großmütigkeit gegenüber den Verbänden. 
Die CDU sagte immer: 96 Millionen €, und zwar 
sofort. Die FDP sprach sogar von 100 Millionen € 
plus X, und die auch sofort. Unser Versprechen 
war: Ab 2006 werden die Mittel wieder auf den 
Stand von 2003, also auf 96 Millionen €, angeho-
ben. Dieses Versprechen wollen wir halten. Sind 
Sie, meine Damen und Herren von der CDU und 
FDP, dazu auch bereit, oder flüchten Sie sich in 
Dialektik, nach der bekanntlich das Sein das Be-
wusstsein bestimmt?  

Die CDU/FDP-Opposition textete damals in ihrem 
Entschließungsantrag - ich zitiere -: 

„Um die bewährte Infrastruktur nicht weiter zu 
zerschlagen, ist ein In-Kraft-Treten eines Ju-
gendfördergesetzes in jeder, auch in finanziel-
ler Hinsicht zum 01.01.2005 unabdingbar.“ 

Wir rechnen daher fest mit Ihrer Zustimmung zu 
unserem Antrag, meine Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen, denn so schnell kann 
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sich ja Ihre Meinung nicht geändert haben. Ver-
weisen Sie bitte nicht auf das Haushaltsverfahren 
und flüchten Sie sich nicht in diese Verfahren. Wir 
müssen doch davon ausgehen, dass Ihre damali-
ge Oppositionsrolle nach dem Verständnis war, 
dass Sie heute das umsetzen, was Sie damals 
versprochen haben. Wenn nicht, dann würde ich 
einen Moment lang innehalten. 

Es geht, wie gesagt, um Planungssicherheit, und 
dazu möchte ich Ihnen ein Praxisbeispiel geben. 
In einer Stadt, meiner Heimatstadt, wird zurzeit 
über Leistungsvereinbarungen mit den Jugend- 
und Wohlfahrtsverbänden verhandelt. Diese Ver-
handlungen müssen bis zum 31. Dezember abge-
schlossen sein. Die Politik soll noch entsprechend 
beteiligt werden, und je nach Trägerstruktur müs-
sen möglicherweise auch die Mitglieder noch ein-
bezogen werden. Außerdem sind wir dank der 
„grandiosen“ kommunalen Finanzpolitik unserer 
schwarz-grünen Mehrheit eine Kommune mit ei-
nem nicht genehmigten Haushalt und einem nicht 
genehmigten Haushaltssicherungskonzept.  

Es geht also im Kern um Einsparungen und damit 
um das Überleben einiger Beteiligter. Da kann 
schon einmal Ungeduld aufkommen, wie Sie sich 
vielleicht vorstellen können. Dennoch war die At-
mosphäre bislang von großer Sachlichkeit ge-
prägt. Nun aber sind die Verhandlungen jäh zum 
Erliegen gekommen. Warum? - Alle, Stadt und 
Verbände, müssen wissen, über wie viel Geld und 
über welche Leistungen sie sprechen. Dazu ist es 
wichtig zu wissen, in welcher Höhe die Landes-
förderung zukünftig sein wird. Auch ist es wichtig 
zu wissen, welche Aufgabenfelder definiert und 
wie diese ausgestattet sein werden.  

Da werden Sie, meine Damen und Herren, sehr 
bald Antworten finden müssen. Deshalb reicht es 
nicht aus, auf die Haushaltsberatungen 2006 zu 
verweisen, schon gar nicht, wenn der Haushalts-
entwurf erst im nächsten Jahr vorgelegt werden 
soll. Was soll denn die Jugendpolitik in Essen bis 
dahin machen? Wie gestalten sich dann die Ver-
träge, wie beteiligt sich das Land, inwieweit hat 
der ausgehandelte kommunale Landesjugendför-
derplan die Chance, realisiert zu werden, und 
welche Relevanz hat der Essener Jugendfreizeit-
stättenplan? Das sind die Fragen, die viele Men-
schen in meiner Stadt und in NRW bewegen. Sie 
haben heute die Gelegenheit, den Menschen eine 
Antwort zu geben. Es muss Klarheit herrschen. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn es bei den 80 Millionen € aus 2005 bleibt, 
was ich nicht hoffe, aber das wäre ja immerhin ei-
ne Antwort, dann müssen die Verbände und die 

Kommunen das jetzt wissen, weil sie dann und 
gerade noch rechtzeitig die notwendigen perso-
nalwirtschaftlichen Maßnahmen vornehmen kön-
nen, ohne sich entweder finanziell zu ruinieren 
oder arbeitsrechtliche Konsequenzen befürchten 
zu müssen. Es wird also höchste Zeit, dass Klar-
heit geschaffen wird, sonst kommt es zu Entlas-
sungen und Schließungen von Einrichtungen in 
Essen und anderswo im Land. Das wissen Sie 
sehr genau. 

Uns als SPD-Fraktion, aber nicht nur uns, hat irri-
tiert, dass Sie, Herr Minister Laschet, bei Ihren 
Erkundungsreisen durch das Land kleinere und 
größere Geschenke in Form von Förderzusagen 
und Versprechungen machen. Bei den Gesprä-
chen mit dem Landesjugendring und anderen ju-
gendpolitischen Vertretern sahen Sie sich aber 
nicht in der Lage, eine Zusage in Richtung För-
dervolumen des Landesjugendplans zu machen. 
Sie sprachen bezüglich der 96 Millionen €, die wir 
heute in unserem Antrag fordern, von einer 
gleichsam magischen Zahl. Herr Minister, hören 
Sie auf, herumzuschwurbeln, und sagen Sie, was 
Sache ist. 

(Beifall von der SPD) 

Das Jugendfördergesetz bietet Ihnen ausreichen-
de gesetzliche Verpflichtungen, die 96 Millionen € 
für das Haushalt 2006 anzumelden und gegen-
über der Finanzpolitik durchzusetzen. Heute ha-
ben Sie die Gelegenheit, Herr Minister, klares kin-
der- und jugendpolitisches Profil zu zeigen. Zei-
gen Sie, welche Priorität die Förderung der Kin-
der- und Jugendpolitik durch das Land für Sie hat. 
Darum geht es. Nicht nur wir als SPD, sondern 
auch die Kinder und Jugendlichen in NRW erwar-
ten eine klare Positionierung von Ihnen.  

Meine Damen und Herren, es kann Sie nicht ver-
wundern, dass es im Land seltsam aufstößt, dass 
die Empfehlungen zur Umsetzung des Jugendför-
dergesetzes, obschon sie zwischen allen Beteilig-
ten verhandelt waren, von Ihnen, Herr Minister, 
angehalten wurden. Das gibt Anlass zu zweifeln, 
ob Sie an einer Umsetzung des Jugendförderge-
setzes überhaupt Interesse haben. 

Nach meiner Kenntnis handelt es sich bei diesen 
Empfehlungen um wichtige und wertvolle Hand-
reichungen für die kommunale Ebene, um zu ei-
nem kommunalen Jugendförderplan zu gelangen. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

- Herr Lindner, kommunale Jugendförderpläne 
sind ausverhandelt worden, und zwar mit den Ver-
tretern der kommunalen Spitzenverbände ganz 
genauso wie mit Verbandsvertretern. Also ruhig 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

752

Blut! Kommunale Jugendförderpläne waren bis-
her, zumindest in der letzten Legislaturperiode, 
auch das Ziel der FDP. 

Mit der CDU haben wir über die Verbindlichkeit 
solcher Pläne gestritten. Sie von der CDU wollten 
sie möglichst unverbindlich halten - angeblich im 
Sinne der Kommunen. Das war auch unsere Kritik 
an Ihrem Gesetzentwurf. Wir wollen, dass diese 
Empfehlungen unverzüglich umgesetzt werden. 
Nur so erreichen wir es, dass im Land und in den 
Kommunen nach den Gegebenheiten und Not-
wendigkeiten vor Ort ein Jugendförderplan erar-
beitet wird. 

Mit den Empfehlungen erreichen wir richtige An-
sätze, beispielsweise bei der Kooperation der Ju-
gendarbeit mit Schule, die eben nicht zulasten der 
Jugendarbeit erfolgen darf. Genau das haben Sie 
aber immer sehr stark befürchtet und als Menete-
kel ins Land gestellt. 

Mit den Empfehlungen erreichen wir auch, dass 
geschlechtsspezifische Arbeit für Mädchen und 
Jungen ein Schwerpunkt der Jugendarbeit wird. 

Wir erreichen ferner, dass vor Ort der Stellenwert 
der offenen Arbeit und ihr Wert für die informelle 
Bildung sowie ihr Anteil am sozialen Lernen end-
lich auch finanziell und inhaltlich entsprechend 
gewürdigt werden. 

Kommunale Jugendförderpläne sind nach unse-
rem Verständnis nicht die Fortschreibung dessen, 
was schon immer gelaufen ist, sondern eröffnen 
die Möglichkeit der Weiterentwicklung der Kinder- 
und Jugendarbeit in all ihren Facetten. Deshalb 
darf dieser Prozess nicht länger gebremst wer-
den. Im Gegenteil: Er müsste vonseiten des Lan-
des eigentlich mit Vollgas unterstützt und flankiert 
werden - wobei wir uns in der letzten Legislaturpe-
riode über die zentralen inhaltlichen Punkte des 
3. Ausführungsgesetzes zum KJHG ja weitgehend 
einig waren. 

Meine Damen und Herren von der Regierung, es 
kann doch auch nicht in Ihrem Sinne sein, wenn 
dieser Schwebezustand sich noch lange fortsetzt. 
Es geht dabei nicht nur um das Volumen des 
Landesjugendförderplans, sondern um die inhalt-
lichen Schwerpunkte des Jugendfördergesetzes, 
die in den kommunalen Jugendförderplänen ihre 
Fortsetzung finden sollen und müssen. 

Diese beiden Aspekte unseres Antrags schaffen 
Klarheit und Sicherheit für die Kinder- und Ju-
gendarbeit in unserem Land. Sie, meine Damen 
und Herren, haben es in der Hand, heute klare 
Signale zu setzen. - In Erwartung Ihrer begeister-

ten Zustimmung bedanke ich mich für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Altenkamp. - Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
Frau Kastner. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Vor gut einer Woche erhielt 
ich den Antrag der SPD. Ich habe mir ein wenig - 
das muss ich gestehen - die Augen gerieben. 
Ausgerechnet Sie bringen einen Antrag ein, der 
die Finanzierung des Jugendfördergesetzes in 
Nordrhein-Westfalen sichern soll. - Haben Sie 
vorher eigentlich einmal Ihr Gedächtnis bemüht? 

Sie waren es doch, die sich mit Händen und Fü-
ßen gegen gute Vereinbarungen gewehrt haben. 
Sie haben in der vergangenen Legislaturperiode 
die Mittel von 104,5 Millionen im Jahr 2001 sys-
tematisch auf 75 Millionen im Jahr 2005 zurück-
gekürzt. Sie haben mit Ihrer Politik einen großen 
Aufschrei bei den Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe ausgelöst. Ich kann mich noch gut daran 
erinnern, wie ich als Abgeordnete anlässlich der 
Haushaltsberatungen immer wieder Gespräche 
mit den Trägern geführt habe. 

Sie haben auch dafür gesorgt, dass es zum ers-
ten Mal in Nordrhein-Westfalen eine Volksinitiative 
gegeben hat. Unter dem Motto „Jugend braucht 
Zukunft“ haben sich Tausende von jungen Men-
schen auf den Weg gemacht, Unterschriften ge-
sammelt und damit bewirkt, dass das Thema 
Landesjugendplan wieder im Landtag aufgegriffen 
werden musste. 

Man ist also hin und her gerissen, wenn man Ih-
ren Antrag sieht und darüber urteilen soll. Entwe-
der muss man sagen, dass Sie keinerlei Recht 
haben, einen solchen Antrag zu stellen, oder aber 
man muss sagen: Gott sei Dank; Sie bekennen 
sich endlich zum Wert der Jugendarbeit in unse-
rem Land. - Lassen Sie mich jedoch noch einige 
Dinge zur Sache und damit zum weiteren Vorge-
hen sagen. 

Erstens. CDU und FDP haben sich immer dazu 
bekannt, dass Kinder- und Jugendarbeit ein ei-
genständiges Sozialisationsfeld ist und daher ge-
stärkt und gestützt werden muss - ist doch die 
Kinder- und Jugendarbeit gekennzeichnet durch 
Freiwilligkeit der Teilnahme, Mitwirkungsmöglich-
keiten und unter anderem Verzicht auf Leistungs-
kontrollen im Gegensatz zur Schule. Jugendver-
bände, offene Kinder- und Jugendarbeit, kulturelle 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

753

Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit ermöglichen 
Jungen und Mädchen von schulischem Lernen 
abweichende Erfahrungen. 

Zweitens. Kinder- und Jugendarbeit ist kein 
Selbstzweck. Sie leistet einen Beitrag zur Persön-
lichkeitsentwicklung und fördert das soziale Mit-
einander der Gesellschaft. Hier erfahren junge 
Menschen beispielhaft, dass es sich lohnt, sich für 
die Gesellschaft zu engagieren. Sie lernen in die-
sen Gruppen auch, wie man das macht. 

Drittens. Kinder- und Jugendarbeit leistet Präven-
tion und Integration - gerade vor dem Hintergrund, 
dass jedes vierte Kind hier in Nordrhein-Westfalen 
einen Migrationshintergrund hat. 

Viertens. Kinder- und Jugendarbeit ergänzt die 
Schule und leistet damit einen wesentlichen Bei-
trag zu der schulischen Entwicklung der Jungen 
und Mädchen. 

Aufgrund dieser Erkenntnisse werden wir, CDU 
und FDP, gemeinsam den Landesjugendplan wei-
terentwickeln. Stichworte wie weniger Bürokratie, 
Zielvereinbarungen, Verlässlichkeit, Passgenau-
igkeit, Förderung von innovativen Schwerpunkten, 
mehr Integration und vor allem der Dialog mit den 
Trägern werden dabei eine wesentliche Rolle 
spielen. Übrigens: Den Dialog werden wir in der 
Fraktion genauso pflegen, wie es sicherlich auch 
die Landesregierung tun wird. 

Meine Damen und Herren, zu diesen Stichpunk-
ten werden wir uns in den nächsten Wochen und 
Monaten ebenso äußern wie zur Finanzierung des 
Landesjugendplanes. Die Zeit ist dann reif - das 
sage ich ausdrücklich -, wenn der neue Landes-
haushalt vorgelegt wird. Hätten wir es jetzt in den 
Landesjugendplan getan, dann müssten wir uns ja 
überlegen, ob es den Klagen, die Sie angeblich 
einreichen wollen, standhält. 

Wir werden ein tragfähiges, durchgerechnetes 
Konzept für den Bereich der Kinder- und Jugend-
arbeit vorlegen. Darauf legen wir viel Wert. Wir 
wollen ein zuverlässiger Partner für Kinder und 
Jugendliche sowie für die Träger sein. Diese Zu-
verlässigkeit gilt selbstverständlich auch für die 
Kommunen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie kön-
nen sicher sein - im Übrigen ist das in der letzten 
Sitzung des Fachausschusses auch genau so ge-
sagt und besprochen worden -: Wir kennen das 
Gesetz. Wir haben immer dazu gestanden. Wir 
werden alles dafür tun, dass die Kinder- und Ju-
gendarbeit im Land Nordrhein-Westfalen verläss-
lich und auskömmlich gestaltet werden kann. - Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kastner. - Für die Grünen spricht jetzt Frau Asch. 
Bitte schön. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, wir 
sind uns fraktionsübergreifend einig, dass die 
Verabschiedung des Jugendfördergesetzes im 
Jahr 2004 der Abschluss einer Erfolgsgeschichte 
war. Engagierte Bürgerinnen und Bürger haben 
diese Erfolgsgeschichte mit einer Volksinitiative 
begonnen und das Parlament letztendlich dazu 
bewegt, das Gesetz auf den Weg zu bringen. 

Neben allen inhaltlichen Aspekten war der ent-
scheidende Schritt des Jugendfördergesetzes die 
Schaffung einer soliden finanziellen Grundlage bis 
in das Jahr 2010 und damit die Planungssicher-
heit und die Bestandssicherheit für die Träger und 
die Jugendlichen selbst. Ich blende keineswegs 
aus, Frau Kastner, dass es eine Kürzung gegeben 
hat. Für dieses Jahr wurden 75 Millionen € veran-
schlagt. 

(Britta Altenkamp [SPD]: 80 Millionen €!) 

- 80 Millionen €, umso besser. - Das hat die da-
malige Opposition lautstark kritisiert und hat publi-
kumswirksame Anträge gestellt. Jetzt allerdings, 
wo Sie die Möglichkeit zur Umsetzung Ihrer For-
derung haben, sieht die Welt schon etwas anders 
aus. Faktisch haben Sie diesen Haushaltstitel mit 
der Haushaltssperre um weitere Millionen gekürzt. 
Denn Sie haben für den Landesjugendplan keine 
Ausnahme gemacht, wie Sie es für etliche andere 
Bereiche getan haben. Manchen wird mit dem 
Nachtragshaushalt längst abgeschriebenes Geld 
geradezu nachgeworfen, wie zum Beispiel den 
Ersatzschulen. Aber beim Landesjugendplan, in 
dem es zentral um die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen geht, die der Ministerpräsident in 
den Mittelpunkt seiner Politik stellen will, bleibt es, 
wenn es zum Schwur kommt, wie wir hier sehen 
konnten, bei Lippenbekenntnissen. 

(Christian Lindner [FDP]: Wie viel Geld ist 
denn verloren gegangen?) 

Wesentlich für die Diskussion und die Beschlüsse 
im letzten Jahr war, Herr Lindner - ich habe das 
genau verfolgt -, dass die 80 Millionen € mit einer 
Perspektive beschlossen wurden, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

nämlich der, nach dem Dürrejahr 2005 schon 
2006 das rettende Ufer zu erreichen. Wir haben 
mit dem Jugendfördergesetz allen Beteiligten die 
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Sicherheit gegeben, dass es ab 2006 einen soli-
den, einen verlässlichen Finanzierungsrahmen 
geben wird. Diese Sicherheit ist nötig, damit sich 
die Arbeit auf Inhalte konzentrieren kann und E-
nergie und Arbeitszeit nicht mehr unnötig in die 
Sicherung der schieren Existenz der Träger flie-
ßen müssen. Die Kinder und Jugendlichen müs-
sen wissen: Unsere „offene Tür“, unser Kinder- 
und Jugendzentrum, bleibt bestehen, und die vie-
len Projekte im Präventions-, im Genderbereich, 
in der Arbeit mit Migrantenkindern und in sozialen 
Brennpunkten sind gesichert. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Diese Arbeit ist heute - das wissen wir alle - wich-
tiger denn je. Nordrhein-Westfalen war in diesem 
Bereich in der Vergangenheit immer an der Spitze 
der Bewegung. Die sich ständig verändernden ge-
sellschaftlichen und sozialen Bedingungen konn-
ten jeweils durch flexible Umsteuerung aufgenom-
men werden. Das Jugendfördergesetz ist ein wei-
teres Instrument, das die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen inhaltlich an die sich permanent 
wandelnden Bedingungen anpasst. 

Deshalb müssen wir über den Gesamtbetrag hin-
aus, der heute diskutiert wird und in den Haushalt 
eingestellt werden soll, auch über die Binnen-
struktur des Landesjugendplans sprechen, Frau 
Altenkamp. Die notwendige Planungssicherheit 
für die Träger und damit für die Perspektiven der 
Jugendlichen entsteht erst dann in vollem Um-
fang, wenn klar festgelegt ist, wie die Erhöhung 
um rund 20 Millionen € ab diesem Jahr eingesetzt 
werden soll. 

Wir, Bündnis 90/Die Grünen, meinen: Jetzt muss 
die Basisstruktur der Träger ausgestattet werden, 
damit Kontinuität und Perspektive für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und damit für die gesam-
te Arbeit gegeben sind. Diese Diskussion müssen 
wir gemeinsam mit den Verbänden, mit den Trä-
gern der Jugendhilfe führen. Wir sind gespannt, 
ob sich dann auch der Schleier lüftet, der immer 
noch über den nebulösen Ankündigungen im Koa-
litionsvertrag liegt, den Landesjugendplan entbü-
rokratisieren zu wollen. Sie sind immer noch nicht 
konkret geworden, was sich dahinter verbirgt. 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
haben in den letzten Haushaltsberatungen ganz 
klar die Position vertreten, die jetzt im Antrag for-
muliert ist. Sagen Sie jetzt genauso klar, dass Sie 
in der Regierungsverantwortung das umsetzen 
werden, was Sie als Opposition lautstark gefordert 
haben! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das heißt, ich erwarte von Ihnen allen - Fraktio-
nen und Landesregierung - ein klares, unmissver-
ständliches Bekenntnis zu einer Summe von 
96 Millionen € für das kommende Jahr und nicht 
zuletzt auch für die darauf folgenden Jahre. Nichts 
und niemand hindert Sie daran, das heute zuzu-
sagen. Denn solche Zusagen haben Sie an ande-
ren Stellen bereits gemacht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben das Thema gemeinsam mit der SPD 
am 8. September in den Ausschuss eingebracht 
und auch dort eine konkrete Aussage gefordert. 
Sie, Herr Minister Laschet, haben dann im Aus-
schuss gesagt, sich für die 96 Millionen einsetzen 
zu wollen, diese Aussage aber unter Haushalts-
vorbehalt gestellt. Herr Lindner, der bezeichnen-
derweise für die Landesregierung und den großen 
Koalitionspartner CDU mit gesprochen hat, hat 
ebenfalls den Willen aller Regierenden bekundet, 
die Versprechen der vergangenen Wahlperiode 
einzuhalten: 96 Millionen € für den Landesju-
gendplan. Aber fest zugesagt haben Sie das da-
mals nicht, und wahrscheinlich tun Sie das heute 
auch nicht. 

(Christian Lindner [FDP]: Warten Sie einmal 
ab!) 

Insofern war das, was heute passiert ist, zu erwar-
ten: Es bleibt bei Lippenbekenntnissen, und es 
gibt keine konkreten Festlegungen. Damit zeigen 
Sie, meine Damen und Herren von CDU und 
FDP, dass Sie nicht bereit sind einzuhalten, was 
Sie in Oppositionszeiten immer wieder reklamiert 
haben: Die Träger brauchen Planungssicherheit. - 
Denn die Träger benötigen diese Sicherheit jetzt. 
Sie müssen jetzt wissen, wie viel Personal sie im 
nächsten Jahr beschäftigen können. Die Träger 
können mit dieser Entscheidung nicht bis zur 
Haushaltsverabschiedung im März oder gar erst 
im April warten. 

Zum Antrag: In der Sache handelt es sich quasi 
um einen vorweggenommen Haushaltsantrag, 
dem wir selbstverständlich zustimmen werden. Ich 
unterbreite Ihnen auch gleich das Angebot, unse-
rem Haushaltsantrag zuzustimmen, den wir bei 
den Haushaltsberatungen stellen werden, wenn 
sich die erforderlichen Mittel von 96 Millionen € 
nicht in voller Höhe im Haushaltsentwurf finden 
werden. Noch ist es aber nicht so weit. Warten wir 
diesen Entwurf ab! 

Der Antrag allerdings bietet über den rein finan-
ziellen Aspekt hinaus etwas wenig. Die zweite 
Forderung, Frau Altenkamp, kann ich nicht nach-
vollziehen. Denn die Umsetzungsempfehlungen 
sind durch die Landesjugendämter schon veröf-
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fentlicht. Dort wurden sie gemeinsam mit Trägern 
und Verbänden erarbeitet. 

(Demonstrativer Beifall von der FDP) 

Die Umsetzung selbst, vor Ort, kann natürlich 
nicht durch die Landesregierung stattfinden. Das 
muss aufgrund der gesetzlichen Vorgaben in den 
Kommunen geschehen. Die Umsetzung ist im 
Gange. Wenn das mancherorts noch zu langsam 
geht, haben die Räte die Aufgabe, dort nachzuha-
ken. 

(Beifall von den GRÜNEN - Zuruf von Chris-
tian Lindner [FDP]) 

- Wir sind immer differenziert. Das sind Sie von 
der grünen Fraktion doch gewohnt. 

Bei den anderen sachlichen Problemen haben Sie 
noch die Kurve bekommen. Ich habe mich schon 
gewundert, dass Sie sich in Ihrem ersten An-
tragsentwurf offenbar der Initiative der FDP für ei-
ne Pro-Kopf-Finanzierung anschließen wollten. 
Das haben Sie jetzt aber korrigiert. Insofern: 
Schwamm drüber. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Netter Fehler, Frau 
Asch! Schön, dass Sie es gefunden haben!) 

- Wir lesen es genau. Der Antrag bietet so wie er 
ist ansonsten wenig Raum für inhaltliche Debat-
ten. Immerhin soll im kommenden Jahr mehr ver-
ausgabt werden als in diesem Jahr. Da läge - ich 
habe es bereits angesprochen - die Schlussfolge-
rung nahe, die Gelegenheit zu nutzen, um über 
die Binnenstruktur des Jugendförderplans anhand 
eines Antrags zu diskutieren. Das haben Sie so 
nicht gewollt. Die Debatte wird voraussichtlich oh-
nehin geführt werden, weil die Beteiligung des zu-
ständigen Fachausschusses im Gesetz vorgese-
hen ist. 

Insofern ist die direkte Abstimmung hier und heute 
die logische Schlussfolgerung. Wir werden dem 
Antrag trotz der erwähnten inhaltlichen Mängel 
zustimmen. Es würde mich allerdings freuen, 
wenn Sie, Frau Altenkamp, Frau Kraft, auf die 
Forderung im zweiten Spiegelstrich verzichten 
könnten; denn die brauchen wir nicht. Das ist be-
reits geschehen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Nein, tun wir nicht!) 

- Das ist Ihre Entscheidung. Als Präjudiz für die 
Haushaltsaufstellung hat der Antrag trotzdem sei-
ne Berechtigung. 

Unabhängig davon, wie sich CDU und FDP heute 
verhalten werden, hat der Finanzminister das Sig-
nal verstanden: Lassen Sie die Finger weg von 

jedweder Kürzung bei der gesetzlich vorgesehen 
Förderhöhe von 96 Millionen €! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das und nichts anderes bringen wir mit der Zu-
stimmung der Fraktion der Grünen zum Ausdruck. 
Das tun wir nicht für die SPD oder uns selbst, 
letztendlich auch nicht für die Träger oder Ver-
bände, sondern für die Kinder und Jugendlichen 
in unserem Land. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. - Für die FDP-Fraktion hat der Ab-
geordnete Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will die Konsequenzen 
meiner Ausführungen direkt an den Anfang stel-
len: Dieser Antrag enthält keine neue fachliche 
Perspektive. Dieser Antrag betreibt Legendenbil-
dung, was die vergangene Legislaturperiode an-
geht. Deshalb werden wir ihn nicht positiv be-
scheiden können. 

Ihres Signals, 96 Millionen € in den Landeshaus-
halt einzustellen, hätte es im Übrigen nicht be-
durft. Wir haben genug Sensibilität und müssen 
uns nicht auf die SPD verlassen, daran erinnert zu 
werden. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Komisch, warum 
wundert mich diese Aussage nicht?) 

Sie haben in sehr freundlichen Farben die Ju-
gendpolitik der letzten Jahre gekennzeichnet. Hier 
ist ein Fantasiegemälde entstanden. Erinnern wir 
uns einmal daran, wie die Realität war: Es ist dar-
auf hingewiesen worden, dass von 2001 - 
104,5 Millionen € - bis zum jetzigen Haushaltsjahr 
2005 - 80 Millionen €, ursprünglich angedacht 
75 Millionen € - eine sehr deutliche Kürzung von 
Ihnen vorgenommen worden ist. 

Wir haben Förderrichtlinien des Landesjugend-
plans, die öffentliche Verwaltungen, Träger, Ein-
richtungen und Verbände durch langwierige büro-
kratische Verfahren und kleinteilige Projektförde-
rung belastet haben, 

(Britta Altenkamp [SPD]: Nennen Sie mal ein 
Beispiel!) 

bis hin dazu, dass Zuwendungsbescheide so spät 
eingegangen sind, dass bestimmte Träger und 
Einrichtungen sicherheitshalber schon kündigen 
mussten, weil sie nicht wussten, ob sie tatsächlich 
eine Anschlussfinanzierung bekommen. 
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(Beifall von FDP und CDU) 

Es gab sogar ein Rundschreiben des Landesju-
gendamtes, das aus arbeitsrechtlichen Gründen 
empfohlen hat, sicherheitshalber schon einmal die 
Kündigung auszusprechen. Das ist die Planungs-
sicherheit, die Sie gegeben haben. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD] - Andrea 
Asch [GRÜNE]: Machen Sie es doch bes-
ser!) 

Durch Ihre politischen Entscheidungen in Form 
einer Salamitaktik wurden einzelne Förderberei-
che systematisch gegeneinander ausgespielt. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Was machen Sie?) 

Erst wollten Sie die Jugendsozialarbeit, danach 
die offene Kinder- und Jugendarbeit gegen ande-
re ausspielen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ihr Koalitionsver-
trag!) 

Das ist die Realität. Eben wurde von Britta Alten-
kamp gesagt, man müsse mehr für die offene Ju-
gendarbeit tun. Da kommen mir die Tränen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Lächerlich!) 

Im letzten Haushalt, im Änderungsantrag der da-
maligen Koalitionsfraktionen hatten Sie in Aus-
sicht gestellt, die Förderung der offenen Jugend-
arbeit bis zum Jahr 2007 auf 10 Millionen € und 
danach noch weiter zugunsten der schulbezoge-
nen Arbeit zu reduzieren. Sie wollten aus der För-
derung der offenen Jugendarbeit heraus und hin-
ein in die Jugendhilfe als Zulieferbetrieb für Schu-
le. Das war die Politik dieser Vorgängerregierung. 

(Beifall von FDP und CDU - Britta Altenkamp 
[SPD]: Lächerlich! Sie haben es bis heute 
nicht verstanden, Herr Lindner!) 

Es hat erst der erfolgreichen Volksinitiative be-
durft, um zumindest partiell zu einer Haltungsän-
derung zu kommen. Der damalige Minister für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales, Franz Müntefering, 
hatte 1995 für das dann folgende Jahr angekün-
digt, ein Jugendfördergesetz vorzulegen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sagen Sie doch 
mal was nach vorne! Nicht immer über die 
Vergangenheit reden!) 

Nichts ist passiert. Erst die vielen tausend ge-
sammelten Unterschriften - insbesondere dank 
der offenen Kinder- und Jugendarbeit - haben 
bewirkt, dem Druck der Straße nachzugeben. Das 
ist die Realität gewesen. 

Die Verabschiedung des Kinder- und Jugendför-
dergesetzes, die von der Volksinitiative erstritten 
worden ist, haben Union und FDP begrüßt, insbe-
sondere die erstrittene Verlässlichkeit der Finan-
zierung. Da besteht Konsens. Wir hätten uns 
mehr gewünscht, vor allen Dingen, dass im Jahr 
2005 die Förder-Achterbahn vermieden worden 
wäre. Das war mit Ihnen nicht erreichbar. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Achterbahn ist ein 
schönes Bild!) 

Wir haben Änderungsvorschläge, Gegenfinanzie-
rungsvorschläge gemacht, als wir mit den Obleu-
ten zusammen gesessen haben. Das wurde ver-
worfen - gut. Somit haben wir die Förder-Ach-
terbahn und im nächsten Jahr die 96 Millionen € 
per Gesetz. Da besteht Konsens. 

Unser Bestreben wird trotz der schwierigen finan-
ziellen Lage sein, diese 96 Millionen €, die wir zu-
gesagt haben, die wir im Landtag selbst noch 
einmal eingefordert haben, den Trägern zu ge-
währen. Wir führen heute keine Haushaltsbera-
tungen; aber gehen Sie davon aus, dass es nicht 
der Sozialdemokratie vor dem Hintergrund dieser 
Geschichte, die Sie zu verantworten haben, be-
darf, um uns an unsere Verantwortung zu erin-
nern. 

Jetzt bedarf es über Geld hinaus dringend erstens 
fachlicher Impulse zur inhaltlichen Weiterentwick-
lung des Landesjugendplans, zweitens der Ver-
einfachung der Förderrichtlinien, 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ja!) 

drittens einer tragfähigen Grundlage für die Ko-
operation von Schule und Jugendhilfe - denn Ju-
gendhilfe ist nicht, so wie Sie es gemacht haben, 
ein Zulieferbetrieb für Schule - und viertens und 
vor allem der Etablierung eines neuen und offene-
ren Dialogs zwischen Landtag und Landesregie-
rung einerseits sowie den Akteuren der Kinder- 
und Jugendarbeit andererseits. Das soll, wie wir 
es in der Koalitionsvereinbarung festgeschrieben 
haben, offener, partizipativer sein, als es in der 
Vergangenheit von Ihnen - ich habe das be-
schrieben: einzeln gegeneinander ausspielen - 
betrieben worden ist. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Partizipieren heißt, 
sie dürfen jetzt bei Ihnen betteln!) 

Ich will konkret zum Abschluss, damit wir nicht nur 
über Geld sprechen - Frau Asch hat eingefordert, 
über inhaltliche Perspektiven zu debattieren -, für 
meine Fraktion acht Punkte vortragen, von denen 
wir glauben, dass sie für die Weiterentwicklung 
sinnvoll sein können: 
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Erstens. Kinder- und Jugendarbeit muss als ei-
genständiges Sozialisationsfeld erhalten und fach-
lich neu profiliert werden.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Das steht im För-
dergesetz!) 

Zweitens. Der Kinder- und Jugendförderplan sollte 
nach Möglichkeit mit den zugesagten 96 Millio-
nen € dotiert werden. Das wird angesichts der 
vom Einzelplan geforderten Konsolidierungsbei-
träge eine Kraftanstrengung bedeuten, aber das 
ist den Schweiß der Edlen wert.  

Drittens. Die Förderverfahren sind zu vereinfa-
chen. Die Vergabe von Haushaltsmitteln soll sich 
künftig an Zielvereinbarungen orientieren, die 
dann aber mit den Trägern, Einrichtungen und 
anderen Zuwendungsempfängern vorher partner-
schaftlich ausgehandelt worden sind.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Ganz neu, Herr 
Lindner!) 

- Natürlich ist das neu.  

Viertens. Diese Zielvereinbarungen sind regelmä-
ßig zu evaluieren.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Für Sie vielleicht, 
weil Sie keine kommunale Anbindung ha-
ben!) 

- Keine Anbindung? - Entschuldigen Sie, wir ha-
ben 1.000 kommunale Mandatsträger. Da kann 
man nicht sagen, wir hätten keine kommunale 
Anbindung. Wir stellen in Nordrhein-Westfalen 
sogar fünf Bürgermeister. Insofern: Da lachen ja 
die Hühner. Wie war denn Ihr Ergebnis bei der 
Kommunalwahl?  

Fünftens. Die Förderung von Projekten sollte sich 
zukünftig vor allem auf innovative Projekte kon-
zentrieren. Die Förderrichtlinien sollten dabei - als 
Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung - größere 
Spielräume für die Mittelverwendung eröffnen.  

Ich erinnere daran: Bisher unterliegt die Projekt-
förderung beispielsweise der Landeshaushalts-
ordnung, was dazu führt, dass unter bestimmten 
Umständen für Landesmittel von wenigen hundert 
Euro mit der Zinsstaffel der Landesbank entgan-
gene Zinsen errechnet werden müssen; zum Teil 
ergeben sich Beträge von 25 €, die dem Landes-
jugendamt zurückerstattet werden müssen. Das 
ist eine Bürokratie, die die Landesjugendämter 
und die Zuwendungsempfänger, wie ich finde, in 
unverhältnismäßiger Weise belastet.  

Sechstens. Offene Kinder- und Jugendarbeit wie 
auch die Jugendverbandsarbeit gilt es, wieder 
verstärkt zu fördern. Das könnte auch über ein In-

dikatorenmodell gesteuert werden. Zum Beispiel: 
Integrationsarbeit, Kooperationen mit Schule und 
anderes beeinflussen die jeweilige Fördersumme. 
Die Landesregierung hat da genug Expertise, um 
einen tragfähigen Vorschlag zu machen.  

Siebtens muss aus meiner Sicht die Integration 
von Kindern und Jugendlichen mit Zuwande-
rungsgeschichte ein besonderer Schwerpunkt des 
neuen Kinder- und Jugendförderplans werden. 

Achtens. Vor Erlass von Förderrichtlinien und Ab-
gabe von Finanzierungszusagen ist es erforder-
lich, einen offenen und auch öffentlichen Dialog 
miteinander zu führen. Dabei wird sich nämlich 
auch erweisen, wie das, was wir uns gemeinsam 
politisch vornehmen wollen - Sie sind herzlich 
eingeladen, Mitverantwortung zu übernehmen -, 
von denen, die die Arbeit tun sollen, gespiegelt 
und reflektiert wird und zu welcher gemeinsamen 
Perspektive man sich verstehen kann. Es geht 
eben nicht mehr wie in der Vergangenheit darum, 
Schule und Jugendhilfe, öffentliche Hand und 
freie Träger gegeneinander auszuspielen, in Kon-
flikt zu bringen, sondern es geht darum, gemein-
schaftlich etwas neu auf den Weg zu bringen.  

Ich verkenne nicht, dass es vielfach bei den 
Fachpolitikern bei Ihnen in der SPD Bemühungen 
gab. Nur bei Ihnen hatten in der Jugendpolitik 
nicht die Jugendpolitiker die Hosen an, sondern 
die Finanzpolitiker. Das ist bei uns anders.  

(Beifall von FDP und CDU - Britta Altenkamp 
[SPD]: Das ist aber spannend!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Lindner. - Für die Landesregierung 
erhält jetzt Herr Minister Laschet das Wort. Bitte 
schön.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kinder- und Jugendpolitik ist 
einer der Schwerpunkte dieser Landesregierung. 
Schon durch den Zuschnitt des Ministeriums, 
durch die gewählte Schwerpunktsetzung haben 
wir deutlich gemacht, dass dies ein eigenständi-
ges Politikfeld, ja auch ein eigenständiger Bereich 
des Politikfeldes Bildung ist, der eben nicht nur im 
Schatten der Schulpolitik steht, sondern ein eige-
ner Pfeiler in der Jugend- und Kinderarbeit ist.  

Bildung ist nicht nur das, was in der Schule ver-
mittelt wird; Bildung ist ein umfassender Prozess, 
der sich in komplexen Lern- und Lebenswelten 
vollzieht.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 
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Der Direktor des Deutschen Jugendinstituts hat 
das einmal sehr prägnant mit den Worten formu-
liert: Bildungsverläufe sind das Produkt einer auf-
einander folgenden und eines zeitgleichen Zu-
sammenspiels von unterschiedlichen Bildungsor-
ten.  

Wenn man das unterstützt, dann muss man die-
sem Politikfeld auch Gewicht beimessen. Deshalb 
beabsichtigen wir, den Trägern Planungssicher-
heit zu geben. Das wäre etwas Neues im Lande 
Nordrhein-Westfalen, denn in der Vergangenheit - 
deshalb wundert es mich, dass Sie hier solche 
Anträge stellen - haben Sie das glatte Gegenteil 
praktiziert.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Altenkamp, Sie sind mit dem Rasenmäher 
über die Projekte hinweggegangen. Sie haben 
eben immer sehr nervös - ich sitze ja ganz in Ihrer 
Nähe - gerufen: Reden Sie nicht so viel über die 
Vergangenheit!  

(Britta Altenkamp [SPD]: Einmal!) 

Wir reden nicht über die 50er- oder 60er-Jahre, 
sondern wir reden über eine Politik, die hier noch 
vor hundert Tagen üblich war und bis zum 22. Mai 
angedauert hatte.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir befreien uns gerade mit Mühe und Not aus 
Ihrer Politik des ständigen Kürzens. Wie kann 
man vor dem Hintergrund, dass es kein anderes 
Politikfeld gegeben hat, in dem Sie einen solchen 
Kahlschlag wie in der Kinder- und Jugendpolitik 
verursacht haben, hier so auftreten, wie Sie auf-
treten?  

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben von 2001 von 104 Millionen € - wir ha-
ben es heute mehrfach gehört - reduziert auf … 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minis-
ter, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Altenkamp und des Abgeordneten Jä-
ger? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Also … 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Also zuerst 
Frau Altenkamp.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich erlaube sie gerne. 
Ich verstehe, dass Sie bei der Auflistung Ihrer 
Vergangenheit, was Ihnen unangenehm ist, ein-

mal unterbrechen wollen. Ich gebe Ihnen gern das 
Wort zu einer Zwischenfrage.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Alten-
kamp.  

Britta Altenkamp (SPD): Herr Minister, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich vorhin 
durchaus eingeräumt habe, dass es in den Jahren 
2004 und 2005 notwendige und schwer hinzu-
nehmende Kürzungen gegeben hat?  

Zweitens. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, dass in der Debatte um die Implementierung 
des Jugendfördergesetzes deutlich geworden ist, 
dass der Grund für das Scheitern des ersten Ver-
suches, ein Jugendfördergesetz hier in Nordrhein-
Westfalen hinzubekommen, nicht in diesem Haus 
zu suchen ist, sondern vielmehr in der kommuna-
len Familie und da insbesondere in einer Allianz 
zwischen roten und schwarzen Oberbürgermeis-
tern und Bürgermeistern? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Also, ich bin bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, dass Sie eben gesagt 
haben, das Sie in den letzten Jahren eine verhee-
rende Politik gemacht haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Dieses Eingeständnis nehme ich gerne zur 
Kenntnis. Sie haben es durch Ihre Zwischenfrage 
noch einmal bestätigt. Meine Antwort lautet nur: 
Wenn ich eine solche Politik gemacht hätte, wür-
de ich heute nicht solche Anträge stellen, sondern 
in Ruhe die Haushaltsberatungen abwarten und 
nicht so tun, als sei ich der Garant für eine Politik 
für Kinder und Jugendliche. Sie waren das Ge-
genteil.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minis-
ter, wollen Sie auch von Herrn Jäger noch eine 
Zwischenfrage zulassen? Oder hat sich die erle-
digt, Herr Jäger?  

(Ralf Jäger [SPD]: Nein!) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Will Herr Jäger auch 
noch einmal fragen, ob bisher alles schlecht war?  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte schön.  

Ralf Jäger (SPD): Kein vorauseilender Gehor-
sam, Herr Laschet! Ich habe eine ganz andere 
Frage.  
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(Minister Armin Laschet: Bitte!) 

Sie haben gerade erklärt, wir hätten in den letzten 
Jahren eine verheerende Politik der Kürzungen 
betrieben. Ist denn dann der Umkehrschluss rich-
tig, Herr Laschet, dass Sie diesem Parlament ver-
sprechen, dass es in der Jugendförderung vonsei-
ten dieser Landesregierung zukünftig keine Kür-
zungen geben wird?  

(Beifall von der SPD) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich habe Ihnen ge-
sagt, dass in diesem Land seit dem 22. Mai etwas 
Neues einkehrt, 

(Ralf Jäger [SPD]: Was denn?) 

nämlich Planungssicherheit, Erhaltung von Struk-
turen. Das heißt nicht, dass nicht auch genauer 
hingeschaut und in allen Politikfeldern gekürzt 
wird. Die Frage ist aber, ob man Strukturen zer-
stört. Aufgrund Ihrer seit 2001 betriebenen Politik 
mussten zig offene Jugendtreffs geschlossen 
werden. Sie haben einfach die Schwerpunkte ver-
schoben. Das wird es mit uns nicht geben. 

(Beifall von der CDU) 

Sie sind erst durch eine Volksinitiative dazu ge-
zwungen worden, hier im Landtag dieses ernste 
Thema noch einmal aufzugreifen. Dann haben Sie 
ein Gesetz eingebracht, das sehr schön klingt, 
das ein gutes Gesetz ist und einen breiten Kon-
sens gefunden hat. Aber die Mittel für die finanz-
wirksamen Teile - die 96 Millionen - hätten Sie ja 
bereits 2005 einsetzen können. 

(Ralf Jäger [SPD]: Machen Sie das jetzt, 
Herr Laschet?) 

Das haben Sie nicht getan, sondern den Trägern 
Sand in die Augen gestreut. - Das werden wir an-
ders machen. 

Nun komme ich zu dem, was Frau Asch bezüglich 
der Haushaltssperre vorgetragen hat. Die Auswir-
kungen der Haushaltssperre auf den Plan des 
Jahres 2005 sind relativ gering. 99 % des Geldes 
sind bereits abgeflossen. Das war eine übliche 
Praxis, weil auch in den Vorjahren bis zum Ende 
nie 100 % abgeflossen sind. Dass ich eine Haus-
haltssperre bedaure und wie jeder Ressortminis-
ter lieber keine Haushaltssperre hätte, ist doch 
klar, Frau Asch. Aber die Auswirkungen sind nicht 
so dramatisch, wie Sie sie beschrieben haben. 

Nun komme ich zum letzten Punkt einer Be-
schreibung, die mich wirklich verwundert, Frau Al-
tenkamp. Sie haben den letzten Teil Ihres An-
trags, obwohl Frau Asch schon versucht hat, Ih-

nen zu erklären, dass er falsch ist, noch einmal 
bestätigt. Sie haben gesagt, ich hätte die Veröf-
fentlichung der Empfehlungen zur Umsetzung auf 
der kommunalen Ebene angehalten. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Umsetzung und 
Veröffentlichung!) 

- Sie haben in Ihrem Antrag geschrieben, die 
Landesregierung solle die Empfehlungen unver-
züglich veröffentlichen. 

Ich habe gehört, dass Sie auch kommunalpolitisch 
tätig sind. Ich bin selber 15 Jahre lang Kommu-
nalpolitiker in einem Stadtrat gewesen. Ich sage 
Ihnen: Ihr Bild ist falsch. Sie wollen alles der Lan-
desregierung zuschieben, statt den Kommunen 
vor Ort die Möglichkeiten zu geben, auf den Fel-
dern zu arbeiten, wo sie kompetent sind. - Die 
Veröffentlichung liegt nicht in der Entscheidung 
der Landesregierung. Die Veröffentlichung ist Sa-
che der Kommunen. Ihre Forderung an die Lan-
desregierung spiegelt nur Ihre Vorstellung wider, 
alles müsste in Düsseldorf entschieden werden, 
da die Kommunen zu dumm dazu seien, das 
selbst zu tun. - Diese Einstellung ist falsch. 

(Beifall von der CDU) 

Bei dem von Ihnen zitierten Papier handelt es sich 
um Empfehlungen, die die Landesjugendämter 
gemeinsam mit den Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe zur Umsetzung des Kinder- und Jugend-
fördergesetzes in den Kommunen erarbeiten. Un-
ser Ministerium könnte diese Empfehlungen gar 
nicht veröffentlichen, weil es sie gar nicht entwi-
ckelt hat. Das, was wir haben, haben wir exakt 
von den Trägern, die die Hauptverantwortlichen 
sind.  

Für die Umsetzung der Jugendhilfeplanung sind 
die Kommunen verantwortlich. Das Kinder- und 
Jugendfördergesetz des Landes regelt nur zusätz-
lich, dass die Kommunen ihrerseits auf der Grund-
lage der kommunalen Jugendhilfepläne eigene 
Jugendförderpläne aufstellen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minis-
ter, wollen Sie eine Zwischenfrage von Frau 
Hendricks zulassen? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau 
Hendricks, bitte. 

Renate Hendricks (SPD): Herr Minister Laschet, 
Sie sagen, Sie verlagerten alles nach unten auf 
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die Kommunen. Mich interessiert, ob die Mittel 
des Landes in der Höhe gleich bleiben oder ob 
Sie die Zuschüsse des Landes kürzen, um dann 
die Verantwortung auf die Kommunen abzuschie-
ben? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minis-
ter, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Auch das hat sich seit 
dem 22. Mai geändert. 

(Ralf Jäger [SPD]: Was sich nicht alles än-
dert!) 

Wir wälzen nichts auf die Kommunen ab. Das war 
die Politik von Rot-Grün, und der Politikwechsel 
hat stattgefunden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es wird von dieser Regierung nichts mehr auf die 
Kommunen abgewälzt. Das haben Sie lange ge-
nug gemacht. Wir werden das anders machen. 

(Zuruf von der SPD: Da sind wir ganz ge-
spannt, Herr Minister!) 

Frau Kollegin, die Frage war nicht, ob irgendetwas 
verlagert wird. Es ging nicht um Geld, sondern um 
den zweiten Teil des SPD-Antrags: Wer soll die 
Empfehlungen veröffentlichen? Dort fordern Sie 
uns auf, etwas zu veröffentlichen, was wir gar 
nicht haben. Das war der Hintergrund dieser Fra-
ge. Ich habe nicht über Geld oder darüber ge-
sprochen, irgendetwas auf Kommunen zu verla-
gern. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie haben den An-
trag nicht gelesen!) 

- Ich habe Ihren Antrag natürlich gelesen. - 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

- Frau Altenkamp, wenn Sie eine Frage haben, 
können Sie sich ja zu Wort melden. Ich werde sie 
gerne beantworten, das hat mir heute bereits 
zweimal Spaß gemacht; ich mache das gerne 
auch noch ein drittes Mal. 

Herr Lindner und auch Frau Kastner haben einige 
Schwerpunkte genannt, die diese Koalition in den 
nächsten Jahren umsetzen wird. Einer ist die Ent-
bürokratisierung bei der Erstellung der Landesju-
gendförderpläne. Da verziehen Sie das Gesicht, 
weil auch das nicht Ihre Praxis war. Aber wir wer-
den es machen. Wir werden den Trägern größere 
Spielräume geben. Wir werden solche Absurditä-
ten, wie sie eben beschrieben wurden, nicht mehr 
zulassen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich reise im Moment viel durch das Land; da ha-
ben Sie Recht. Entgegen Ihren Äußerungen hier 
verspreche ich in den Einrichtungen allerdings 
nichts. Vielmehr habe ich als ein Mensch, der 
weiß, wie Haushaltsberatungen in Zukunft ablau-
fen, den Haushaltsvorbehalt immer mit angeführt.  

Wenn ich durch das Land reise, erfahre ich in den 
Einrichtungen, was es an bürokratischen Hemm-
nissen, was es für Hindernisse gibt, wirklich Pro-
jekte zu machen. Es wird aufhören, dass man Sa-
chen in die Projekte hineinschreibt, nur weil man 
weiß, dass sie irgendjemand hören will, ohne 
dass es sich um wirklich vor Ort gelebte Praxis 
handelt.  

Unsere Schwerpunkte sind die offene Jugendar-
beit und die Jugendverbandsarbeit, die durch die-
se Regierung gestärkt werden. Es wird Planungs-
sicherheit geben. Das ist das Neue, das es bisher 
eben nicht gegeben hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, das Wort hat nun der Abgeord-
nete Jörg von der SPD-Fraktion. 

Wolfgang Jörg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister Laschet, Sie 
sprechen immer von Planungssicherheit. Nehmen 
Sie doch einmal zur Kenntnis, dass genau diese 
Planungssicherheit durch das Gesetz der alten 
Landesregierung erst geschaffen worden ist. Es 
besteht also schon Planungssicherheit. 

(Beifall von der SPD) 

Sie können nicht so tun, als ob Ihnen hier ein Feld 
überlassen worden wäre, in dem diese Planungs-
sicherheit nicht vorhanden gewesen wäre. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

- Sie leben eh in einem Paralleluniversum; ist 
schon gut. 

Sehr geehrter Herr Minister, ich bin mir nicht dar-
über im Klaren, ob Sie wissen, welche Verunsi-
cherung Sie bei den Trägern der Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen in unserem Land durch Ihre 
unklare Politik auslösen. Leider sind Sie bisher 
nur mit sehr ungenauen kinder- und jugendpoliti-
schen Vorstellungen an die Öffentlichkeit gegan-
gen. Sie haben kein schlüssiges Konzept. Sie ha-
ben nur vage Vermutungen von Kinder- und Ju-
gendpolitik, die zu erheblichen Verunsicherungen 
vor Ort führen. 
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Nachdem die Landesregierung bereits den ge-
samten Schulbereich durcheinander gewürfelt hat 
und sich nicht scheut, selbst bei den Kleinsten 
Leistungsdruck und Konkurrenz durchzuboxen, 
wird sich nun der Kinder- und Jugendbereich vor-
genommen. So jedenfalls kann man vermuten. 

Denn wenn Sie eine gerechte und bedarfsorien-
tierte Kinder- und Jugendarbeit fortsetzen wollten, 
dann könnten Sie ohne große Umschweife heute 
eine Zusage betreffend die versprochenen 
96 Millionen € geben und sich unserem Antrag 
anschließen. 

(Beifall von der SPD) 

Die Angst vor der Zukunft macht das tägliche Le-
ben vieler Einrichtungen schwer. 

Ich möchte Ihnen am Beispiel meiner schönen 
Heimatstadt Hagen deutlich machen, wie die Si-
tuation vor Ort aussieht. Hagen werden in 2005 
durch den Landesjugendplan rund 350.000 € zu-
gewiesen. Das zeigt auf der einen Seite, dass das 
Land bisher die eigene Verantwortung im Kinder- 
und Jugendbereich als recht umfangreich einge-
stuft hat, das zeigt auf der anderen Seite aber 
gleichzeitig, dass der Bedarf an Hilfe in den Ge-
meinden und besonders in den Großstädten sehr 
beträchtlich ist.  

In den Großstädten wird ganz genau darauf ge-
achtet, in welche Richtung sich die neue Landes-
regierung bewegt. Und gerade weil keine Rich-
tung auszumachen ist, wachsen die Verunsiche-
rung und die Angst um die Zukunft. 

Das alleine ist für die Betroffenen schon schlimm 
genug. Aber die Verunsicherung wird noch geför-
dert. Nachdem Sie landauf, landab den Begriff der 
Familienzentren als Überschrift setzten, warten 
nun alle Beteiligten darauf, was Sie damit meinen.  

Doch mit konkreten Vorstellungen halten Sie sich 
zurück. Welche räumlichen Konzepte werden be-
nötigt? Welche Aufgaben haben Erzieherinnen 
und Erzieher in den Zentren? Wie viel zusätzli-
ches Personal gibt es? Welche Kompetenzen 
werden auf die Zentren verteilt? Das alles bleibt 
im Unklaren. 

(Minister Armin Laschet: Quatsch!) 

Das führt dazu, dass zum Beispiel bestehende 
Erziehungsberatungsstellen Angst haben, die Ko-
operation und die Unterstützung durch das Land 
zu verlieren. Sie haben Angst, dass - wie auch 
immer - neue Aufgaben entstehen und die bishe-
rigen Aufgaben dabei nicht berücksichtigt werden, 
sie, die Einrichtungen, aber auf jeden Fall nicht in 
die Planungen einbezogen werden, obwohl sie die 

Problemlagen vor Ort am besten kennen. Sie 
fürchten, ihre 20 % Zuschüsse durch das Land zu 
verlieren. 

Aber es geht nicht nur um Geld. Verbunden mit 
der Unterstützung durch das Land waren auch 
immer transparente inhaltliche Kriterien, die die 
Qualität sicherten und die Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Beratungsstelle aufzeigten. Hier sah die 
bisherige Landesregierung eine Verantwortung für 
das gesamte Land. 

(Beifall von der SPD) 

Doch was wird daraus? Erziehungsberatung ist 
eine Pflichtaufgabe der Kommunen. Die Regie-
rung könnte die Aufgabe leicht abschieben. 

Unterstützt nun die CDU-geführte Landesregie-
rung den bisherigen Kurs? Können Sie den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in meiner Heimat-
stadt Hagen und im gesamten Land heute Zusa-
gen geben, dass sie weiterhin aus Mitteln des 
Landesjugendplanes gefördert werden? Das wür-
de nämlich die gewünschte Planungssicherheit 
schaffen. 

Sehr geehrter Herr Minister, welche Informationen 
geben Sie eigentlich den Kolleginnen und Kolle-
gen innerhalb Ihrer CDU? Ich habe neulich in der 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses in Hagen 
vom Vorsitzenden des Ausschusses, der der CDU 
angehört, die Behauptung gehört, die CDU-
geführte Landesregierung werde sicherlich mehr - 
ich betone: mehr - als 96 Millionen € in den Lan-
desjugendplan einstellen. 

Sehr geehrter Herr Minister Laschet, woher hat 
mein Ratskollege diese Informationen? Wenn er 
Recht hätte, würde mich das freuen. Das ist gar 
keine Frage. Allerdings würde ich mich dann et-
was darüber wundern, dass die CDU-Funktionäre 
mehr Informationen aus dem Ministerium erhalten 
als die Jugendverbände und alle Betroffenen zu-
sammen. 

Doch wenn er, wie ich vermute, nicht Recht hat, 
glauben Sie nicht, dass es dann an der Zeit wäre, 
Ihren Parteifreunden im Land zu raten, den Ball 
etwas flacher zu halten? Oder haben Sie Mumm? 
Sind Sie anders als Ihr Ministerpräsident? 

(Beifall von der SPD - Zurufe von der CDU) 

Dann sagen Sie ohne Wenn und Aber: Mein Par-
teifreund aus Hagen hat Recht. Wir werden mehr 
Geld in den Landesjugendplan einstellen. Darauf 
können Sie sich verlassen.  

Das können Sie heute hier erklären. Das wäre, 
meine ich, kein großes Problem. 
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Das würde natürlich nicht nur mich und meine 
Fraktion freuen, sondern vor allen Dingen Hun-
derttausende von Menschen draußen im Land. 

Geben Sie sich einen Ruck! Stimmen Sie unse-
rem Antrag zu! Oder sagen Sie heute klipp und 
klar, wie es weitergeht! - Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Kern das Wort. 

Walter Kern (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein Kind ist 
eine Art Lebensversicherung, die einzige Art der 
Unsterblichkeit, derer wir sicher sein können. Die-
se Worte von Sir Peter Ustinov sollten uns ge-
meinsam Ansporn sein, Kindern und Jugendlichen 
die bestmöglichen Rahmenbedingungen für eine 
unbeschwerte Entwicklung und eine individuelle 
Förderung zu bieten. 

Jetzt wollen wir einmal zu den Qualitäten kom-
men. Die Verunsicherung unserer Partner erfolgt 
durch Ihren heutigen Antrag. Wenn Sie noch das 
Sagen hätten, dann wäre die Angst, dass die Gel-
der nicht kommen, begründet. 

(Beifall von der CDU und Christian Lindner 
[FDP]) 

Die Lebensbedingungen von Kindern und Jugend-
lichen in Nordrhein-Westfalen positiv zu beein-
flussen, ist sicher eine der Aufgaben, denen wir 
als Landespolitiker uns zu stellen haben. Dieser 
Aufgabe hat sich auch die CDU-Fraktion noch im 
letzten Jahr mit der Einbringung eines eigenen 
Gesetzentwurfes gestellt. Und, meine Damen und 
Herren, glauben Sie mir, wir nehmen diese Ver-
antwortung nach wie vor sehr ernst. 

Das Kinder- und Jugendfördergesetz begründet 
den Landesjugendplan. Dieser gibt Planungssi-
cherheit und verfolgt wesentliche Ziele. Sie geben 
Auskunft über Jugendförderung, Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutz und legen Grundsätze der För-
derung fest. 

Diese Ziele sind breit angelegt und geben den be-
teiligten Kommunen in der Fläche die Möglichkeit, 
zusammen mit dem Land berechenbare und 
nachhaltige Planungen aufzustellen. 

Das Gesetz beabsichtigt, dass Jugendverbands-
arbeit gefördert und die kommunale kinder- und 
jugendpolitische Infrastruktur gesichert und wei-
terentwickelt wird. Deshalb ist es wichtig, dass wir 

auch die kommunalen Jugendförderpläne begrü-
ßen.  

Die Förderbereiche reichen von politischer und 
sozialer Bildung über offene Kinder- und Jugend-
arbeit, von der meines Erachtens sehr wichtigen 
kulturellen Kinder- und Jugendarbeit, weil sie Le-
bensschule bedeutet, bis hin zur Schul- und 
Schulsozialarbeit. 

Das zeigt, dass hier die Lebensqualitäten junger 
Menschen und ihre Persönlichkeitsentwicklung 
wesentlich beeinflusst werden. Die Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule unter Berücksichti-
gung der berechtigten Interessen der Jugendhilfe 
wird dabei künftig genauso berücksichtigt werden 
wie geschlechtsspezifische Arbeit. Gerade der 
Abbau von sozialer Benachteiligung, zum Beispiel 
bei Kindern mit Migrationshintergrund, findet in 
unseren Überlegungen sehr große Berücksichti-
gung.  

Die Koalition der Erneuerung von CDU und FDP 
wird fachliche Impulse zur inhaltlichen Weiterent-
wicklung des Landesjugendplanes geben. Wir 
werden diesen Landesjugendplan entbürokratisie-
ren. Natürlich haben wir großes Interesse daran, 
dass die Förderrichtlinien einfach und transparent 
sind. Wir haben immer betont, dass wir Bürokratie 
abbauen. Das werden wir weiter so halten. 

Zusammen mit den Trägern und Verbänden wer-
den wir transparente Verfahren entwickeln. Wir 
werden uns von den Trägern der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe und von den überörtlichen Trä-
gern beraten lassen. Demütig beraten lassen, sa-
ge ich einmal. Offene Kinder- und Jugendarbeit 
und verbandliche Arbeit müssen einander sinnvoll 
ergänzen. Die CDU/FDP-Koalition wird deshalb in 
enger Zusammenarbeit mit der Landesregierung 
darauf achten, dass die Jugendarbeit als eigen-
ständiges Sozialisationsfeld erhalten bleibt. Wir 
werden Qualitätssicherung mit Zielvereinbarungen 
betreiben.  

Maßstab unserer Förderung wird es sein, dass die 
ausgeschütteten Mittel auch der tatsächlichen Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen nutzen. Insbe-
sondere die Integrationsarbeit, wie zum Beispiel 
mit Kindern mit Zuwanderungsgeschichte, wird 
ein wichtiger Punkt in unserer Zielvereinbarung 
sein.  

Auch in Zukunft wird es sinnvolle Projektförderung 
geben. Dies ist bei den unterschiedlichen Aufga-
benstellungen im Land auch kaum anders mög-
lich. Wichtig ist, dass kleinteilige Projektförderung 
durch Zielvereinbarungen abgelöst wird.  
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Ich bin sicher, dass der Fachausschuss weiterhin 
eine fachlich gute Arbeit leistet. Ich bitte Sie, zu 
dieser fachlichen Ebene zurückzukommen.  

Zum jetzigen Zeitpunkt genaue Aussagen über 
Finanzierungssicherheit zu machen, ist verfrüht. 
Deshalb gilt der Haushaltsvorbehalt, wie der Mi-
nister sagte. Wir lassen uns allerdings auch durch 
Gesetze binden. Auch deshalb werden wir Ihrem 
Schnellschuss heute nicht zustimmen, sondern 
ihn ablehnen.  

Nicht unausgereifte Schnellschüsse, sondern 
konsequentes Handeln Schritt für Schritt prägt die 
neue Regierungspolitik. Lassen Sie mich deshalb 
noch einmal betonen: Sie wissen genau, dass 
dieser Haushaltsvorbehalt berechtigt ist. Ich sage 
das ausdrücklich. Das Finanzgebaren der alten 
Landesregierung hat uns in diese Situation ver-
setzt, in der es nur mit allergrößter Anstrengung 
gelingt, neue Perspektiven aufzuzeigen und Be-
währtes zu erhalten. Wir werden uns anstrengen 
und damit ein verlässlicher Partner der Träger der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe sein. Dazu ge-
hört auch die Verlässlichkeit in der Finanzierung. 
Hierzu verweise ich auf das, was Herr Lindner ge-
sagt hat. Nach dieser Legislaturperiode wird Nord-
rhein-Westfalen kinder- und jugendfreundlicher 
sein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Hören Sie genau zu: „Jugend braucht Zukunft“ 
heißt die Initiative, für die Menschen in der letzten 
Legislaturperiode Unterschriften sammelten, da-
mit der Landtag endlich den Landesjugendplan 
aufgriff. Unter dem Aspekt der demographischen 
Entwicklung möchte ich hinzufügen: Die Zukunft 
braucht Jugend.  

(Beifall von der CDU) 

Auch deshalb wird die Regierungskoalition alles 
tun, damit die Planungssicherheit durch den Lan-
desjugendplan stets gewährleistet ist. Wir stehen 
zu unserer Aussage im Koalitionsvertrag, wonach 
die offene Jugendarbeit eine verbesserte Förde-
rung im Rahmen des Landesjugendplanes erfährt. 
Unsere Partner im Landesjugendplan können mit 
unserer konstruktiven Begleitung rechnen. - Ich 
danke Ihnen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank, 
meine Damen und Herren. - Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der SPD hat um direkte Abstimmung ge-

beten. Deswegen stimmen wir über den Inhalt des 
Antrags Drucksache 14/288 - Neudruck - ab. 
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Wer ist dagegen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Antrag mit den Stimmen der 
CDU und der FDP gegen die Stimmen der SPD 
und der Grünen abgelehnt.  

Ich rufe auf: 

3 Deutsche Automobilindustrie: Endlich auf 
kraftstoffsparende Technologien setzen 
und so die eigene Innovationsfähigkeit si-
chern  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/284  

(Unruhe) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wäre 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie den Saal mit etwas 
mehr Ruhe verließen, wenn Sie es denn wollen.  

Für die antragstellende Fraktion hat zunächst Herr 
Abgeordneter Priggen das Wort.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der heute von uns vor-
gelegte Antrag befasst sich mit der Automobilin-
dustrie, einer Schlüsselindustrie in der Bundesre-
publik Deutschland. Wir haben in Nordrhein-
Westfalen eine sehr starke Zulieferindustrie und 
drei Standorte, an denen Autos hergestellt wer-
den. Unsere Recherchen haben ergeben, dass in 
dieser Sparte hier rund 200.000 Menschen be-
schäftigt sind.  

Die deutsche Automobilindustrie hatte lange Zeit 
einen sehr guten Ruf. Sie gilt weltweit technisch 
als hervorragend. In den sehr harten Markt drän-
gen aber eine ganze Reihe anderer Wettbewer-
ber. Wir mussten schon seit längerer Zeit feststel-
len, dass zum Beispiel die Japaner ebenso tech-
nisch hervorragende Autos bauen können. Wir 
haben uns dafür objektive Indikatoren wie Pan-
nenstatistiken angesehen. In den Pannenstatisti-
ken stehen die japanischen Autos immer an vor-
derster Stelle der Fahrzeuge mit den wenigsten 
Mängeln.  

In den letzten Monaten haben wir zu zwei techni-
schen Komplexen eine Debatte geführt. Wir 
mussten lernen, dass die französischen Autobau-
er eher in der Lage waren als unsere, Dieselrußfil-
ter serienmäßig als Standardeinrichtung ohne 
Aufpreis anzubieten. Unsere Automobilindustrie 
ist etwas im Rückstand. Selbst bei Volkswagen ist 
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es heute noch unmöglich, Standardwagen wie 
den Passat mit einem Dieselrußfilter zu bekom-
men.  

Vor einer Woche fand die Internationale Automo-
bilausstellung statt. Dort haben wir viele Diskussi-
onen um Hybridantriebe erlebt. Wir müssen auch 
hier zur Kenntnis nehmen, dass die Japaner in 
der Lage sind, serienmäßig Hybridantriebe als 
treibstoffsparende Antriebe zu liefern. Die deut-
sche Autoindustrie hat auf der Internationalen Au-
tomobilausstellung Joint Ventures und Abkommen 
vereinbart, um in fünf Jahren den Vorsprung der 
Japaner aufzuholen.  

Das ist ein Stück weit bedauerlich, zumal davon 
auszugehen ist, dass die Japaner in den kom-
menden fünf Jahren nicht schlafen werden, son-
dern an dieser Technik weiterarbeiten. Das heißt: 
In zwei Bereichen - das zeigen die Debatten der 
letzten Monate - haben wir an Vorsprung verloren. 
Es ist wichtig, das dieser Bereich in der Bundes-
republik nicht ins Hintertreffen gerät. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt haben wir eine intensive Debatte, die mit 
dem Ölvorkommen, der Frage der Preisanstiege 
beim Öl und verbrauchsärmeren Fahrzeugen zu 
tun hat. Dazu gibt es in den verschiedenen Län-
dern unterschiedliche Regelungen. 

Der Verband der Europäischen Automobilherstel-
ler, ACEA, hat 1999 mit der EU eine freiwillige 
Selbstverpflichtung vereinbart, wonach der 
Verbrauch neu zugelassener PKWs auf 5,6 l bis 
zum Jahre 2008 gesenkt werden soll. Nach heuti-
gem Stand ist es so, dass die deutschen neu zu-
gelassenen Fahrzeuge diesen Wert nicht errei-
chen, sondern 6,8 l und, wenn man der Deut-
schen Umwelthilfe glaubt, 7,4 l pro 100 km 
verbrauchen zusätzlich der Zuschläge für die mitt-
lerweile standardmäßig eingebauten Klimaanla-
gen.  

Das heißt, wir müssen davon ausgehen, dass die 
Selbstverpflichtung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht eingehalten werden wird und 
dass andere Länder wie zum Beispiel China oder 
Kalifornien - das haben wir in unserem Antrag im 
Detail aufgeführt - mit gesetzlichen Regelungen 
wesentlich deutlichere Vorgaben machen. Wir 
müssen in diesem Zusammenhang darüber disku-
tieren, wie wir in der Bundesrepublik Deutschland 
mit gesetzlichen Vorgaben oder schärfer greifen-
den Selbstverpflichtungen umgehen wollen. 

Ich begrüße die Aussage, die im Koalitionsvertrag 
von CDU und FDP auf Seite 8 steht. Ich zitiere: 

„Wir wollen ferner die Entwicklung neuer An-
triebstechniken und die Serienreife eines mög-
lichst schadstoffarmen Personenwagens unter-
stützen. Das sichert und schafft neue Arbeits-
plätze in der Automobilindustrie.“ 

Zustimmung zu dieser Aussage! Die Frage ist al-
lerdings: Wie soll dies umgesetzt werden? Welche 
Prozesse sollen eingeleitet werden? Was kann 
das Land dazu tun? Wir möchten mit Ihnen dar-
über in einen Dialog eintreten. Dem dient der An-
trag. 

Die Sorge dabei ist, dass sich die deutsche Auto-
mobilindustrie in der Konzentration auf PS-starke 
Fahrzeuge - ich erinnere an den Bugatti-Veyron, 
den VW jetzt auf den Markt bringen möchte - nur 
um große, technisch schnelle und schwere Fahr-
zeuge kümmert und die Entwicklung bei kraft-
stoffarmen Antrieben verpasst. 

Ich zitiere aus der „Frankfurter Allgemeinen“ vom 
23. September 2005, einem sehr interessanten 
Artikel mit der Überschrift „Inder und Italiener ge-
meinsam im Kleinwagen“. In dem Artikel wird ge-
schildert, dass Fiat und Tata Motors eine Allianz 
zur Entwicklung, Produktion und den Vertrieb von 
Automobilen in Indien und auf anderen Märkten 
geschlossen haben. 

Viele haben eine gewisse Überheblichkeit gegen-
über Autos, die aus gewissen Ländern kommen. 
Ich glaube aber, dass uns die letzten Jahre und 
Jahrzehnte, in denen Hightech aus Asien nach 
Deutschland gekommen ist, lehren müssen, in 
dieser Hinsicht vorsichtiger zu sein. Die Firma Ta-
ta, die jetzt schon 18 % des indischen Marktes 
abdeckt, der noch vor China der größte Wachs-
tumsmarkt bei Kraftfahrzeugen ist, ist dort der 
zweitgrößte Hersteller nach einer Suzuki-Tochter.  

Ratan Tata, der Chairman der Firma, die im Übri-
gen rund 18 Milliarden Dollar im Jahr umsetzt, hat 
die Zielaussage gemacht, man wolle dort bis 2008 
ein Auto für weniger als 2.000 Euro auf den Markt 
bringen.  

Meine Horrorvorstellung ist: Aus China kommt der 
Drei-Liter-Lupo für 6.000 € frei deutsche Grenze, 
oder ein solches Fahrzeug mit dem Know-how 
von Fiat kommt nach Deutschland zu einem Preis, 
der noch darunter liegt. Das würde aus unserer 
Sicht bedeuten, dass weite Bereiche der deut-
schen Automobilindustrie in einem Segment, das 
angesichts weiter steigender Treibstoffpreise im-
mer wichtiger wird, ihre Marktchancen verlieren. 

Ich habe gestern Abend die Nachrichten gesehen 
und die Aussage vernommen, dass VW den „Ma-
rakesch“ in Deutschland bauen möchte und nicht 
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nach Portugal geht. Man kann sich für die Ge-
werkschaft und die Beschäftigten nur freuen, dass 
sie sich verständigt haben. Wenn aber auf der ei-
nen Seite die Fertigung des Drei-Liter-Lupo in 
Deutschland eingestellt und auf der anderen Seite 
ein zusätzlicher Geländewagen gebaut wird, frage 
ich mich, ob da nicht Akzente falsch gesetzt wer-
den, ob da nicht Techniken verpasst werden. Die-
se Frage muss man sich ernsthaft stellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Frage, warum sich die Politik darum kümmern 
muss, wird in Ihrem Koalitionsvertrag angespro-
chen; zum anderen wissen wir, dass uns die De-
batte um die Automobiltechnik - ich erinnere an 
die Diskussion über die Einführung des Katalysa-
tors damals unter Innenminister Zimmermann von 
der CSU - politisch immer begleitet. Ich glaube, 
dass es wichtig ist, dass wir diese Debatte führen, 
dass wir in den Dialog mit der Automobilindustrie 
eintreten und dass wir gemeinsam Konsequenzen 
aus den Entwicklungen ziehen. 

Es kann weder im Interesse der Regierung noch 
der Opposition sein, dass die deutsche Automobil-
industrie mit ihrer Autotechnik die Chancen, die 
sie auf den Märkten der Zukunft hat, wenn der 
Treibstoff noch teurer wird, zuungunsten einer 
Konzentration auf Geländewagen und auf Autos 
mit 1.000 PS verpasst. Die mag sich kaufen, wer 
will und wer das für vernünftig hält. Aber wenn wir 
die anderen Märkte verlieren, dann importieren 
wir nachher auch in der Breite die Autos und ha-
ben die Arbeitsplätze hier nicht mehr. 

Deswegen ist es sinnvoll, sich mit dem Antrag 
auch in anderen Ausschüssen zu beschäftigen 
und zu sehen, welche Konsequenzen wir daraus 
ziehen können. - Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Das Wort hat nun für die CDU-Fraktion 
der Abgeordnete Dr. Droste. 

Dr. Wilhelm Droste*) (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Be-
vor ich im Einzelnen zu dem Antrag Stellung 
nehme, darf ich mich zunächst einmal an die an-
tragstellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
wenden und drei Vorbemerkungen machen. 

Zunächst einmal liegt mir daran, Ihnen heute zu 
attestieren - das betrifft Einleitung und Form -, 
dass sich dieser Antrag wohltuend von anderen 
Anträgen aus früherer Zeit abhebt. Heute widmen 

Sie sich der Automobilindustrie, für mich erstmals 
erlebbar, nicht auf Krawall gebürstet, sondern mit 
der notwendigen Sensibilität, die unser Land für 
diesen unverzichtbaren Wirtschaftszweig verdient. 

Augenscheinlich treten Sie angesichts von 
1 Million Arbeitslosen in diesem Land der Er-
kenntnis näher, dass es gilt, umweltpolitische 
Vorgaben sorgfältiger als bisher mit dem Faktor 
Arbeit in Einklang zu bringen. 

Zweite Vorbemerkung: In Nordrhein-Westfalen 
befinden sich zwar zahlreiche Produktionsstätten 
und Zulieferbetriebe, aber nur ein Unternehmens- 
und damit Entscheidungszentrale eines Automo-
bilkonzerns. Das Land Nordrhein-Westfalen ist 
zwar ein wichtiger, aber nicht der einzige und 
ausschließliche Adressat Ihres Antrags. 

Drittens möchte ich vorab feststellen, dass Ihr An-
trag leider auch erkennbare Ungereimtheiten auf-
weist, und zwar schon deshalb, weil Sie über Fak-
ten im Klimaschutz hinweggehen, die politische 
Versäumnisse rot-grüner Regierungsverantwor-
tung in Berlin offenbaren. Ungereimt deshalb, weil 
sich dieser Antrag in einen Bereich der Marktwirt-
schaft begibt, für die die Politik allenfalls Rah-
menbedingungen setzen, keinesfalls aber in Me-
chanismen wie Angebot und Nachfrage eingreifen 
darf.  

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
der Antrag leitet zutreffend damit ein, welche 
maßgebliche Bedeutung die Automobilindustrie 
für die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft 
hat. Ihre Innovationskraft und ihr ökonomisches 
Gewicht machen die Automobilindustrie zu einer 
Schlüsselbranche und zugleich zu einem der 
größten Arbeitgeber der Bundesrepublik. 

Zurzeit verdanken etwa 3,35 Millionen Menschen 
ihren Arbeitsplatz der Nutzung des Automobils, 
sei es bei der Herstellung, im Handel, bei War-
tung, Reparatur und Tankstellen. Jede vierte 
Steuermark stammt vom Auto.  

Aber es ist nicht allein die wirtschaftliche Kraft und 
ihre Bedeutung für unsere Volkswirtschaft, die uns 
gebietet, mit dem Wirtschaftsfaktor Automobil und 
allen, die an seiner Herstellung und am Vertrieb 
beteiligt sind, mit Blick auf den internationalen 
Wettbewerb sensibel umzugehen; es gilt auch, die 
technologischen Leistungen, die die Automobilin-
dustrie, Herstellerunternehmen und Zulieferer in 
den zurückliegenden Jahren zur Reduzierung der 
CO2-Emissionen erbracht haben, deutlich heraus-
zustellen.  

Wie der Präsident des Verbandes der Automobil-
industrie, Professor Gottschalk, jüngst noch ein-
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mal herausgestellt hat, werden deutsche Autos 
deutlich sparsamer. Herr Priggen, Sie haben das 
erwähnt. Neufahrzeuge verbrauchen durchschnitt-
lich nur noch 6,8 l pro 100 km Kraftstoff und damit 
durchschnittlich 2 l weniger als noch zu Beginn 
der 90er-Jahre.  

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Selbstver-
pflichtung der deutschen Automobilindustrie, den 
Durchschnittsverbrauch von Neufahrzeugen ge-
genüber 1990 um sage und schreibe 25 % des 
Kraftstoffverbrauchs zu senken, bereits fast erfüllt 
ist. Damit haben die deutschen Hersteller ent-
scheidend dazu beigetragen, dass die CO2-
Emissionen des Verkehrssektors seit 1999 konti-
nuierlich sinken, allein bis 2003 um 15 Millionen t. 
Von den im Jahr 2004 neu zugelassenen PKW 
deutscher Hersteller verbraucht jedes zweite 
Fahrzeug weniger als 6,5 l Kraftstoff pro 100 km. 
Derzeit werden 250 Modelle von deutschen Mar-
ken angeboten, die weniger als 6,5 l Kraftstoff 
verbrauchen; davon benötigen 48 Modelle sogar 
weniger als 5 l.  

Ein Schwerpunkt der diesjährigen IAA lag auf al-
ternativen Antrieben und Kraftstoffen, aber auch 
auf der Weiterentwicklung der bestehenden An-
triebssysteme mit dem Ziel, Verbrauch und Emis-
sionen weiter zu senken. Die deutsche Automobil-
industrie hat dabei wie in vielen anderen Berei-
chen der technischen Innovation die Nase vorn.  

Die Investitionen der deutschen Automobilherstel-
ler in den Bereich Clean Diesel sind richtungswei-
send. Von den neu zugelassenen Diesel-PKW mit 
Partikelfilter entfallen rund 80 % auf deutsche 
Marken. Ihr Markterfolg ist ein großes Plus für die 
Umwelt. 

Schade nur - das darf ich an dieser Stelle anmer-
ken -, dass Rot-Grün es in Berlin verpasst hat, 
den notwendigen politischen Rahmen durch eine 
Förderung der Nachrüstung über ein durchdach-
tes Plakettensystem zu schaffen. Für die Union 
hat beides höchste Priorität.  

Ich nenne diese Fakten deshalb, weil es bei aller 
Anstrengung, die von der Automobilindustrie nach 
wie vor zu erbringen ist, beim Klimaschutz weiter-
zugehen, angebracht ist, auch die erreichten Fort-
schritte nüchtern und unvoreingenommen zur 
Kenntnis zu nehmen. Mit Blick auf die Industrie, 
die Deutschland zum Exportweltmeister gemacht 
hat, ist es nicht hinnehmbar, wenn diese Erfolge, 
die mit milliardenschweren Investitionen erbracht 
wurden, kleingeredet werden. Es ist gut, dass der 
Präsident der VDA kürzlich betont hat, dass die 
deutsche Automobilindustrie beim Klimaschutz 
nicht stehen bleiben will, sondern weitermacht.  

Ziel unserer Umweltpolitik ist es, die Bestrebun-
gen in Richtung einer nachhaltigen Mobilität im 
Bereich des Individualverkehrs zu bündeln und 
den Dialog, von dem Sie, Herr Priggen, dankens-
werterweise gesprochen haben, mit Forschung 
und Wirtschaft in Deutschland voranzubringen. 
Die Entwicklung beweist: Wir in der Bundesrepu-
blik Deutschland haben auf dem Gebiet der Au-
tomobilindustrie weiter das Zeug, Weltmarktführer 
zu sein. Einseitige Schuldzuweisungen, wie sie 
zum Beispiel Umweltminister Trittin in der Ver-
gangenheit immer wieder artikuliert hat, bringen 
uns auf diesem Weg nicht weiter.  

(Beifall von der CDU) 

Im Gegenteil: Sie erzeugen eine Spaltung von 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik, sie schaden dem 
Ansehen des Standorts Deutschland und stehen 
konträr zum Prinzip der nachhaltigen Entwicklung. 

Ich möchte daher für meine Fraktion feststellen, 
dass für uns das Ziel, zu kraftstoffsparender 
Technologie zur Reduzierung von Schadstoffbe-
lastungen zu kommen, schon aus marktwirtschaft-
lichen Gründen nicht gegen die Automobilindust-
rie, sondern nur gemeinsam mit der Automobilin-
dustrie erreicht werden kann. Was im offenen Dia-
log erreicht werden muss, sind eine nachhaltige 
Kraftstoffstrategie und ein langfristiges Gesamt-
konzept zur Reduzierung der Schadstoffbelastun-
gen, wie es die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag bereits Anfang dieses Jahres einge-
fordert hat. Es wäre sehr hilfreich gewesen, wenn 
man nicht aus taktischen Erwägungen von Rot-
Grün so manchen Antrag versenkt hätte, der gro-
ßen Sinn macht.  

Selbstverständlich ist es wünschenswert, dass die 
Selbstverpflichtung der Automobilindustrie erneu-
ert wird, um den Verbrauch noch weiter zu sen-
ken. Es hat schon zu lange gedauert, Rot-Grün im 
Bund für den Vorschlag der Union zu gewinnen, in 
Abstimmung mit der Europäischen Union in den 
Bundesländern die Kfz-Steuer an den CO2-
Emissionen und damit am Kraftstoffverbrauch der 
Fahrzeuge zu orientieren, um die Automobilin-
dustrie stärker zur Entwicklung kraftstoffsparender 
Fahrzeuge zu animieren.  

Wenn es stimmt, dass 84 % der Verbraucher ver-
stärkt nach verbrauchsarmen PKW fragen, wird 
die Automobilindustrie schon wegen dieser Nach-
frage auf kraftstoffsparende PKW setzen. Oder 
glauben Sie ernsthaft, dass Unternehmen langjäh-
rig erfolgreich am Markt vorbei über die Zukunft 
ihrer Branche entscheiden werden?  

Um ein weiteres Beispiel zu nennen: Wir halten es 
auch für sinnvoll, den Anteil der Bio-Kraftstoffe zu 
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erhöhen. Eine hohe Abhängigkeit vom Erdöl ist 
weder ökonomisch noch ökologisch sinnvoll. Ge-
meinsam mit der Mineral- und Automobilwirt-
schaft, mit Anlagenbauern und der Landwirtschaft 
wollen wir praktikable Lösungen für eine stärkere 
Nutzung dieser Kraftstoffe finden.  

Wir halten es ferner für wünschenswert, dass Zu-
kunftstechnologien wie die Entwicklung des Hyb-
ridautos, das Sie berechtigterweise ansprechen, 
Herr Kollege, vorangetrieben werden. Aber auch 
da sagen wir: Wenn die deutsche Automobilin-
dustrie mit der Entwicklung dieser Technologie in 
Rückstand geraten ist und andere Länder damit 
am Markt Erfolge erzielen, wird die deutsche In-
dustrie nachziehen, oder besser: nachziehen 
müssen, um auf dem Markt bestehen zu können. 
Unsere Autobauer brauchen vonseiten der Politik 
keinen Nachhilfeunterricht in marktgerechtem 
Verhalten. 

Unser Fazit lautet daher: Auch wenn Ihr Antrag in 
Teilen richtige Ansätze enthält, soweit er Umwelt-
schutz mit technischem Fortschritt und mit der In-
novationskraft unserer Autoindustrie verknüpft, 
müssen wir doch erkennen, dass es nicht Sache 
der Landespolitik ist, der Industrie vorzuschreiben, 
wie sie sich marktgerecht verhalten soll. Das ist 
im Ergebnis keine Markt-, sondern das wäre 
Staatswirtschaft. Unser Verständnis von Indust-
riepolitik ist: Staatlicher Eingriff muss dort aufhö-
ren, wo es um die Umsetzung eigener Vorgaben 
der Industrie geht und wo der Markt selbstständig 
seine Richtung vorgibt. 

Ich kann nur darum werben - und freue mich auf 
die Beratungen im Ausschuss -, dass wir gemein-
sam zu einem Antrag, zu einem Ergebnis finden, 
das zeigt, dass wir Vertrauen zu unserer Industrie 
haben und uns auf das beschränken, was unsere 
Aufgabe ist, nämlich Rahmenbedingungen zu 
schaffen und nicht mehr. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Das Wort hat nun für die SPD-Fraktion 
Frau Abgeordnete Wiegand. 

Stefanie Wiegand (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der vor uns liegende Antrag von Bünd-
nis 90/Die Grünen auf sechs Seiten Recyclingpa-
pier ist auch inhaltlich ein Beispiel für Wiederver-
wertung. Seit 1997 hat es hier im Landtag bereits 
drei parlamentarische Initiativen zu diesem The-
ma gegeben, zuletzt sogar noch im März dieses 
Jahres. Ich zitiere aus dem Archiv des Landtags: 
„Klimaschutz durch innovative Motortechnik - 

Sparauto in NRW produzieren“, 1997; „Bewertung 
von Pflanzenölmotoren“, 1999; „Straßenverkehr, 
Umwelt, Gesundheit - Wege zu umweltfreundli-
cheren Fahrzeugen und alternativen Kraftstoffen 
in NRW“, 2005. 

Trotzdem ist es zu begrüßen, dass wir heute wie-
der über dieses Thema diskutieren: damit auch 
die Letzten unter uns akzeptieren, dass man Um-
weltpolitik als Chance für die Industrie begreifen 
kann und nicht nur als vermeintlichen Fluch der 
ehemaligen rot-grünen Landespolitik. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Auch wenn der anthropogene Einfluss beim Aus-
stoß von klimarelevanten Gasen wie CO2 nach 
seriösen Schätzungen und Szenarien zurzeit nur 
6 bis 8 % zum Treibhauseffekt beiträgt, so ist 
doch durch die steigenden Fahrleistungen mit ei-
nem proportionalen Anstieg der CO2-Emissionen 
zu rechnen. Allein zwischen 1990 und 1995 stieg 
der CO2-Ausstoß dadurch um 9 % an. Das Kyoto-
Protokoll verpflichtet uns aber zu drastischer Re-
duzierung des CO2-Ausstoßes in den nächsten 
Jahren. 

In der Tat besteht für das nächste Jahrhundert ei-
ne reale Gefahr für die globalen Ökosysteme. Es 
ist richtig, auf die Gefahren hinzuweisen, die von 
den anthropogenen Ursachen für eine weltweite 
Klimaveränderung ausgehen. Zu glauben, dass 
vom Autofahren keine oder nur geringe Gefahren 
für die Umwelt ausgehen, ist falsch. Spätestens 
dann, wenn die Bevölkerung der Länder, die wir 
bislang nur als Billigzulieferer für unsere Wirt-
schaft wahrgenommen haben, unser aktuelles 
Verkehrsaufkommen erreicht haben werden, kol-
labiert das System.  

Wenn nur allein die Chinesen ihre Kraftfahrzeuge 
mit heutigen Standardantriebstechniken betreiben 
würden, wäre dies ökologisch wie ökonomisch der 
Supergau. Ökologisch sowieso, wenn die An-
triebsstoffe in Zukunft weiterhin auf Mineralölbasis 
produziert werden müssen. In NRW rechnete man 
im Jahr 2004 mit 628 Kraftfahrzeugen pro 1.000 
Einwohner, in China im Jahr 2002 aber nur mit 
neun.  

Die Problematik bei den Antriebstechniken hat die 
Automobilindustrie bereits in weiten Teilen er-
kannt. Daneben fordern die großen internationa-
len Automobilhersteller schon seit Längerem die 
Einführung von Umweltmanagementsystemen bei 
all ihren Zulieferern. Es werden bereits Automobi-
le produziert, die mit weniger als drei Litern Sprit 
auskommen können. Aber leider werden diese 
Autos auf dem Markt nicht richtig angenommen. 
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In der Tiefgarage dieses Landtages kommt es 
auch heute noch nicht oft vor, dass dort ein Dreili-
terauto parkt. Warum ist das so? Weil Anspruch 
des Marktes und Angebot augenscheinlich doch 
nicht so gut zusammenpassen wie angenommen. 

(Dr. Wilhelm Droste [CDU]: Die sehen auch 
nicht so klasse aus!) 

Jeder von Ihnen, meine Damen und Herren, hat 
ausreichend Argumente parat, warum gerade Ihr 
Auto, das hier unten parkt, mehr als drei Liter 
Sprit verbraucht und auch mehr als im Antrag ge-
fordert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es hier 
nicht allein um den Spritverbrauch, sondern auch 
um andere Antriebstechniken für unser allerliebs-
tes Kind, das Auto, geht.  

Es ist laut Bundesumweltamt einfacher und kos-
tengünstiger, den spezifischen Spritverbrauch bei 
den von uns produzierten Automobilen zunächst 
zu halbieren und mittelfristig auf innovative und 
gegebenenfalls regenerative Antriebstechniken 
umzustellen. Um die Forschung auf diesem Feld 
voranzutreiben und Veränderungen anzustoßen, 
ist es nur legitim, diese Branche in das Förderin-
strumentarium der NRW-Bank einzubeziehen. 

Deshalb freue ich mich auf die nun hoffentlich an-
stehenden weiteren Beratungen dieses Antrags in 
den Ausschüssen. Denn wenn Sie, werte Damen 
und Herren von CDU und FDP, ihre Koalitions-
vereinbarung ernst nehmen und nicht in einem 
weiteren Punkt brechen wollen, können Sie dieser 
Überweisung nur zustimmen. Wie wollen Sie 
sonst Ihre Aussage aus der Koalitionsvereinba-
rung aufrechterhalten? Ich möchte sie hier mit 
freundlicher Genehmigung des Präsidenten zitie-
ren: 

„Wir wollen … die Serienreife eines möglichst 
schadstofffreien Personenwagens unterstüt-
zen.“ 

Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete 
Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Priggen, lassen 
Sie mich vorneweg sagen: Auch wenn - das hat 
der Kollege Droste auch schon ausgeführt - der 
Antrag eigentlich eher für den Bundestag geeignet 
wäre als für den Landtag, möchte ich betonen, 
dass ich die Fleißarbeit, die Sie hier erbracht ha-
ben, bemerkenswert finde. Ich denke, es ist gut 

und richtig, dass wir uns auch hier in Nordrhein-
Westfalen mit diesem Thema beschäftigen, denn 
der Automobilbereich ist für dieses Land sehr 
wichtig.  

Aber aufgrund der Tatsache, dass wir als Land 
hier wenige Einflussmöglichkeiten haben, sind die 
in Ihrem Antrag genannten Forderungen eigent-
lich obsolet. Die Landesregierung ist gar nicht in 
der Lage, entsprechend einzuwirken. Dies muss 
auf Bundesebene geschehen. 

Viel bemerkenswerter finde ich, dass dieser An-
trag von Ihrer Seite, von Bündnis 90/Die Grünen, 
kommt und die Automobilindustrie da als Schlüs-
selindustrie unserer Wirtschaft gesehen wird. Ich 
hoffe, dass dies dann endlich einmal nicht nur 
Auswirkungen auf die Wirtschaftspolitik, sondern 
auch auf die Verkehrspolitik der grünen Fraktion 
hat. 

Wenn man sich Ihre Blockadehaltung in der Ver-
gangenheit, gerade was den Straßenbau angeht, 
genauer anschaut, könnte man den Eindruck ge-
winnen, dass Sie gar keine Autos mehr haben 
wollen und erst Recht keine, die in Nordrhein-
Westfalen produziert werden. Insofern hoffe ich, 
dass bei Ihnen ein gewisser Sinneswandel einge-
treten ist und wir als Autoland Nordrhein-
Westfalen den Schwerpunkt in der Verkehrspolitik 
setzen. 

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Denn letzten Endes ist es egal, welches Auto mit 
welchem Motor im Stau steht: Es ist auf jeden Fall 
zuviel CO2-Ausstoß und unnötig. 

Ich komme zum Antrag selbst und muss zunächst 
deutlich machen, dass wir in den Grundausrich-
tungen doch recht weit auseinander liegen. Denn 
Sie wollen seitens der Grünen der Automobilin-
dustrie vorschreiben, welche Autos sie zu produ-
zieren hat. Dabei wird von Fehlern gesprochen, 
die in der Vergangenheit gemacht wurden, näm-
lich dass wir die Hybridtechnologie verschlafen 
haben.  

In diesem Zusammenhang möchte ich einige In-
formationen kundtun, die ich einem Artikel aus 
„Spiegel online“ vom 23. August entnehmen konn-
te, in dem ein Dieselmotor und ein Nobelgelän-
dewagen mit Hybridmotor verglichen wurden. 
Beide haben eine Tour einmal quer durch Nord-
amerika gemacht. Dabei ist zum Vorschein ge-
kommen, dass der Mercedes M320 CDI einen 
deutlich niedrigeren Kraftstoffverbrauch hatte als 
der Lexus RX 400H mit Hybridmotor. Hier hat sich 
die Dieseltechnologie „made in Germany“ mit ei-
nem Verbrauch von 9,1 l Dieselkraftstoff gegen-
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über 10,2 l Benzin deutlich durchgesetzt. Jetzt 
werden Sie sicherlich als Argument bringen: Die-
se Tour ist ja in der Fläche gewesen, im Stadtver-
kehr sieht es sicherlich ganz anders aus. - Ja, dort 
schneidet die Hybridtechnik besser ab. Der Unter-
schied ist aber längst nicht so deutlich, wie ich es 
mir vorgestellt hätte, denn hier verbraucht der 
Hybridmotor 11,5 l gegenüber 11,7 l beim Diesel-
motor. 

Hierdurch wird deutlich, dass wir seitens der Poli-
tik der Industrie nicht vorzuschreiben haben, in 
welche Bereiche und Technologien sie investieren 
soll. Denn gerade auch die Dieseltechnologie hat 
sehr viele Potenziale, die wir auch zukünftig stär-
ker nutzen sollten. 

Jetzt zu einem anderen Punkt! In Ihrem Antrag 
verteufeln Sie sozusagen das Premiumsegment. 
Dazu möchte ich nur darauf hinweisen, dass allein 
63 % des Umsatzes der deutschen Automobilin-
dustrie auf dieses Premiumsegment entfällt, wäh-
rend dies vor zehn Jahren nur 52 % waren. Wir 
haben hier in den letzten Jahren ein Plus von 
22 % erzielt. Dies macht deutlich, dass wir nicht 
nur nach China und auf Kleinstfahrzeuge schauen 
sollten, sondern dass gerade auch das Premium-
segment sehr wichtig für die deutschen Automo-
bilbauer ist. 

Wenn Sie in Ihrem Antrag darauf abzielen, dass 
es dem Verbraucher wegen der steigenden Ben-
zinpreise kaum noch möglich ist, Auto zu fahren, 
und wir deshalb unbedingt darauf achten müss-
ten, verbrauchsärmere Motoren zu produzieren, 
möchte ich an dieser Stelle deutlich machen, dass 
über 70 % unseres Benzinpreises aus Steuern 
besteht. Hier sind also seitens des Staates enor-
me Einsparpotenziale vorhanden. Hier haben wir - 
gerade auch mit der Ökosteuer - dafür gesorgt, 
dass bei uns die Kraftstoffpreise so hoch liegen 
wie - außer in Großbritannien - in sonst keinem 
anderen europäischen Land. 

Zum letzten Punkt! Meines Erachtens dürfte die 
Politik nicht nur auf die Industrie schauen, son-
dern müsste hinsichtlich des eigenen Fahrzeugs 
mit gutem Beispiel vorangehen. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Welches Auto 
fahren Sie denn, Herr Brockes?) 

Aber genau dort ist das Gegenteil zu erkennen. 
Es gibt eine Anfrage an die Bundesregierung, und 
siehe da: Seit 1998 ist die PS-Zahl der Flotte der 
Ministerien und Behörden von 120 PS auf 170 PS 
hoch gegangen, und trotz besserer Verbren-
nungstechniken wurden im Schnitt nicht 10,99 l, 
sondern 11,84 l verbraucht. Also sind der Kraft-
stoffverbrauch und die PS-Zahl während Ihrer 

Regierungszeit im Bund deutlich hoch gegangen. 
Auch im Land sieht das nicht anders aus. Hier 
haben wir in einer Anfrage erfahren, dass der 
durchschnittliche Verbrauch bei 11,5 l liegt.  

Bemerkenswert ist auch - Sie fordern immer das 
Dreiliterauto, das ja angeblich nicht angenommen 
wird -, dass der Bund bei 25.300 Fahrzeugen ge-
rade einmal drei Dreiliterautos hat, die im Dienst 
sind. Hier in Nordrhein-Westfalen gab es unter Ih-
rer Regierung bisher kein einziges. 

Meine Damen und Herren, ich denke, wir werden 
noch eine sehr ausführliche Debatte im Aus-
schuss führen, und … 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Kommen Sie 
bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter. 

Dietmar Brockes (FDP): Ja, Herr Präsident. 

… ich denke, dass wir uns selbstverständlich da-
mit beschäftigen sollten, wie wir letzten Endes da-
für sorgen können, dass die deutsche Wirtschaft 
und die deutsche Automobilindustrie auch lang-
fristig wettbewerbsfähig bleiben. - Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Für die Lan-
desregierung spricht nun die Ministerin für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie, Frau Thoben. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben von der 
alten Landesregierung eine ziemlich flotte Flotte 
übernommen. Die Dienstwagen, die, von Rot-
Grün zu verantworten, in den einzelnen Ministe-
rien gefahren werden - ich gebe zu, dass wir die-
se weitgehend weiter benutzen -, passen recht 
schlecht zu dem, was Sie hier vortragen. Sie hät-
ten in Ihrem Antrag besser andere Beispiele nen-
nen sollen, worauf Sie jedoch verzichtet haben.  

Frau Wiegand, Sie sagen, dass zu viele Autos mit 
einem größeren Hubraum in der Tiefgarage ste-
hen, als Sie unter ökologischen Gesichtspunkten 
für verantwortbar halten. Es wäre doch schön, 
wenn Ihren Worten Taten folgen würden, sodass 
sich die Flotten zwischen den einzelnen Fraktio-
nen unterscheiden. Das kann ich jedoch nicht er-
kennen. Deshalb müssen wir bei dem Antrag, den 
ich insgesamt für sinnvoll halte, einiges unter-
scheiden.  

Appelle kann man laufend irgendwo abgeben. 
Aber, Herr Priggen, es ist wichtig, sich dabei auch 
die Marktzusammenhänge anzusehen und sich 
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deutlich zu machen, dass ein Autokauf sich einer-
seits selbstverständlich am Spritverbrauch, also 
maßgeblich am Geldbeutel, orientiert, aber ande-
rerseits auch unter Gesichtspunkten der aktiven 
und passiven Sicherheit getätigt wird. Diese ver-
schiedenen Elemente nebeneinander zu halten, 
wird in der weiteren Debatte dringend vonnöten 
sein. 

Frau Wiegand, Sie haben vom Recyclingpapier 
und davon gesprochen, dass im Antrag der Grü-
nen sehr viele Recyclinggesichtspunkte aufgeführt 
sind. Ich empfehle Ihnen, alle Ihre Anträge seit 
dem Regierungswechsel unter diesem Gesichts-
punkt noch einmal zu überdenken. 

Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen 
ist einerseits unbestritten ein Automobilland. An-
dererseits hat hier nur ein Ansprechpartner, näm-
lich Ford, die eigene Zuständigkeit für Ent-
wicklungs- und Forschungsfragen, sodass sich 
vieles von dem, was im Antrag der Grünen steht, 
zuallererst an die Bundesregierung richtet. Gera-
de der Ansprechpartner hier im Land, nämlich 
Ford, mit dem wir im engen Kontakt auch zu die-
sen Fragen stehen 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Die bauen sehr 
gute Autos!) 

- halten Sie es nicht aus, wenn man Sachverhalte 
vorträgt, Herr Eumann? -, hat in Bezug auf das, 
was in Ihrem Antrag steht, alles andere als Nach-
holbedarf aufgrund einer verschlafenen techni-
schen Entwicklung. Wir haben - das hat Herr Bro-
ckes bereits gesagt - insgesamt in Deutschland 
einen eindeutigen Schwerpunkt bei Premiumfahr-
zeugen. Wir sollten sehr wohl überlegen und wer-
den das sicherlich im Ausschuss auch tun, ob das 
der einzige Marktvorteil ist, der sich an diesem 
Standort mit Aussicht auf Erfolg organisieren 
lässt. Oder haben wir eine echte Chance, die wir 
vielleicht publik machen müssten, damit auch die-
se Autos, von denen Sie schwärmen, hier ihren 
Markt und Produktionsstandort finden? Wenn wir 
darüber nachdenken, werden wir sicherlich zu 
sehr interessanten Ergebnissen kommen. 

Ich möchte nun aus einem Schreiben der Ford-
Werke zitieren: 

Ford ist mit einem Hybridantrieb im Ford Esca-
pe auf dem US-amerikanischen Markt sehr er-
folgreich. In diesem Markt, der von großen und 
hubraumstarken Fahrzeugen geprägt ist, macht 
der sogenannte Full-Hybrid, einer Kombination 
aus Otto- und Elektromotor, durchaus Sinn. Bei 
einem Mix aus Stadt-, Landstraßen- und Auto-
bahnfahrten, wie es in den meisten europäi-
schen Ländern der Fall ist, ist der moderne und 

saubere Dieselmotor jedoch mehr als konkur-
renzfähig.  

Zum anderen wird auch in Europa der Einsatz 
der Hybridtechnik forciert. Hier gehen wir je-
doch davon aus, dass sich eine Kombination 
aus Otto- beziehungsweise Dieselmotor mit 
den sogenannten milden Hybriden am ehesten 
für die hiesigen Verkehrsverhältnisse anbietet. 
So können die Vorteile moderner effizienter 
Verbrennungsmotoren mit hybriden Elementen 
wie Start-Stopp-Funktion und Bremskraftrück-
gewinnung kombiniert werden. Kraftstoff-
verbrauchsreduzierungen bis zu 20 % sind da-
durch erreichbar.  

Ich möchte noch etwas zitieren: 

Die deutsche Automobilindustrie hat eine konti-
nuierliche Reduzierung des Kraftstoff-
verbrauchs und somit des CO2-Ausstoßes er-
reicht und wird mit geeigneten technologischen 
Verbesserungen auch weiterhin daran arbeiten. 
Die deutsche Zusage zur Erreichung einer 25-
prozentigen Reduktion bis Ende 2005 wird er-
reicht werden. Die europäischen Hersteller ha-
ben bisher im Durchschnitt einen geringeren 
Verbrauch erreicht als die japanischen und ko-
reanischen Hersteller. Sie befinden sich damit 
im Zielkorridor der ACEA-Zusage von 140 g je 
Kilometer bis 2008.  

Die Verhandlungen für weiter gehende Ziele 
müssen auf europäischer Ebene zwischen A-
CEA und EU-Kommission geführt werden. 
Hierbei ist es von entscheidender Bedeutung, 
im Zuge des integrierten Ansatzes konkurrie-
rende Zielsetzungen wie die aus dem Bereich 
der aktiven und passiven Fahrzeugsicherheit, 
aber auch das geänderte Konsumverhalten der 
Verbraucher zu berücksichtigen. 

Herr Priggen, Sie mögen Wünsche haben, die 
darüber hinausgehen. An die Adresse der Fahr-
zeughersteller in Nordrhein-Westfalen ist eine sol-
che Forderung für meine Begriffe nicht gerechtfer-
tigt. Wir als Landesregierung werden versuchen, 
weitere freiwillige Verabredungen für stärkere Re-
duzierungen, wenn die Bundesregierung sie an-
strebt, tatkräftig zu unterstützen.  

Sie fordern zum Beispiel in Ihrem Antrag - so ha-
be ich zumindest Ihren Antrag verstanden -, ins-
besondere die Zuliefererszene mit Fördermitteln 
zu versorgen. Es gibt funktionierende regionale 
Netzwerke in den verschiedenen Landesteilen, 
die nicht als erstes Subventionsanträge stellen, 
sondern sich zusammentun, weil sie gemeinsam 
technische Lösungen voranbringen wollen, und 
sie schaffen das, ohne - dafür sollten wir sie lo-
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ben - als erstes nach Subventionen zu rufen. Es 
ist selbstverständlich, dass unsere Förderinstru-
mente, zum Beispiel das TIP-Programm, das am 
1. Juli  2005 auf die NRW-Bank übergegangen ist, 
den Automobilzulieferern für geeignete Vorhaben 
zur Verfügung stehen.  

Ich möchte aber noch einmal Folgendes un-
terstreichen: Wir verfügen hier im Land über ex-
zellente Forschungseinrichtungen, die sich mit 
Antriebstechniken und mit allen möglichen - auch 
für die Zuliefererindustrie interessanten - weiteren 
technischen Entwicklungen befassen. Auch sie 
sind nicht zuallererst auf Subventionen angewie-
sen. Vielleicht müssen wir sie ein Stück bekannter 
machen. Das will ich gerne tun. Ich will jetzt nur 
einmal wenige nennen, und zwar die Forschungs-
gemeinschaft Verbrennungsmaschine sowie die 
Motoren- und Energietechnik. 

(Zuruf von der SPD: Deshalb ist es in NRW 
ja auch so schrecklich, wie Sie behaupten! 
Da sehen Sie einmal, welche Substanz die-
ses Land hat!) 

- Wir haben nie behauptet, dass es in NRW 
schrecklich sei. Wir haben nur behauptet, dass 
Sie eine schreckliche Regierung gestellt haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Diese beiden großen Forschungseinrichtungen 
sind große private Ingenieurdienstleister. Sie be-
fassen sich mit alternativen Antriebskonzepten. 
Wo nötig, werden wir sie bei weiteren Entwicklun-
gen unterstützen. Das ist aber nicht in erster Linie 
eine Frage nach Subventionen. 

Ferner haben Sie die Ingenieurausbildung ange-
sprochen. Das geht vielleicht sehr ins Detail. Aber 
wir halten Ihre Überlegungen für richtig, Herr 
Priggen. Der Minister für Innovation, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie wird diesem 
Anliegen bei der Weiterentwicklung der Förderin-
strumente insofern Rechnung tragen. 

Sie haben noch einen anderen Punkt angespro-
chen: die wunderbare Sache mit der PKW-Ener-
gieverbrauchskennzeichnungsverordnung. Herr 
Priggen, dieses Monstrum ist vom MUNLV der al-
ten Landesregierung den anderen Ressorts noch 
im April 2005 wie sauer Bier angeboten worden, 
und keiner wusste, wer zuständig war. Ich könnte 
Ihnen jetzt den entsprechenden Vermerk vorle-
sen. Er ist Loriot-reif. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Jetzt kommen Sie ein paar Wochen später und 
sagen: Nun ordnen Sie das einmal. - Und das bei 
dem vielen Durcheinander, das wir vorfinden! Ich 

verspreche Ihnen, dass ich das ordne. Aber Sie 
sind es, die das Chaos konstruiert und uns hinter-
lassen haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Letzte Anmerkung: Ich halte es für richtig, bei 
neuen Antriebstechniken auch gemeinsam mit Ih-
nen noch einmal zu überlegen, ob wir uns dort, 
wo die Markteinführung noch nicht gelingt, beson-
dere Fördermaßnahmen einfallen lassen müssen. 
Auch das geht nur im Zusammenwirken zwischen 
Land und Bund. 

Insgesamt freue ich mich allerdings auf eine, wie 
ich hoffe, an der Sache ausgerichtete Debatte. - 
Danke. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. - Als nächster Redner hat der Kol-
lege Eiskirch von der SPD-Fraktion das Wort. 

Thomas Eiskirch (SPD): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Bevor ich mit meiner 
Rede anfange, möchte ich kurz auf das eingehen, 
was Herr Brockes gesagt hat. Herr Brockes, Sie 
haben darauf hingewiesen, dass das Premium-
segment sich um 12 % gesteigert habe und nun-
mehr - wenn ich es richtig mitgeschrieben habe - 
63 % an der deutschen Automobilproduktion 
ausmache. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das ist falsch!) 

Könnte man das mit normaler Mathematik auch 
so deuten, dass es diese Steigerung um 12 % 
nicht deshalb gegeben hat, weil das Premium-
segment so wunderbar funktioniert, sondern des-
halb, weil wir mittlerweile eindeutig Schwächen im 
Kleinwagensegment haben, was durchaus für die 
Argumentation von Herrn Priggen sprechen wür-
de? Könnte das genauso der Fall sein? 

Zweitens. Herr Brockes, ich habe vor der heutigen 
Rede versucht, bei uns in der Fraktion jemanden 
zu finden, der mit mir wetten wollte, dass Sie in 
dieser Frage nicht wieder das Wort Ökosteuer 
hochziehen würden - wie überall, wo es auch nur 
im Entferntesten irgendwo um Kraftstoffe oder 
Energie geht. Es wollte keiner mit mir wetten. Sie 
reagieren wirklich wie ein pawlowscher Hund auf 
dieses Thema. 

(Beifall von der SPD) 

Ich sage es aber noch einmal: Die letzte Öko-
steuerstufe war 2003. Knappe 30 % der seit der 
ersten Stufe im Jahr 1998 entstandenen Preis-
steigerung gehen auf die Ökosteuer zurück. Zwei 
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Drittel - wenn seit 2003 an dieser Stelle nichts 
mehr passiert ist, haben alle seitdem eingetrete-
nen Erhöhungen ja zweifelsohne eine andere Ur-
sache - gehen auf das zurück, was am Markt ge-
schieht, und der Markt ist ja nun Ihr Ding. Insofern 
sollten Sie da einmal ein bisschen Ruhe an den 
Tag legen. 

(Beifall von der SPD) 

Nun zum Antrag, Herr Brockes. Der Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bringt ihre Sorge 
um die nachhaltige Stärke der NRW-
Automobilwirtschaft zum Ausdruck, eine Sorge 
um die technologische Führerschaft und Innovati-
onsfähigkeit der deutschen Autobauer, festge-
macht an der Frage der kraftstoffsparenden 
Technologien. 

Natürlich weiß ich als Bochumer Abgeordneter um 
die Bedeutung der Automobilindustrie für Nord-
rhein-Westfalen im Allgemeinen und vieler der 
einzelnen Regionen im Besonderen. 

Die Automobilindustrie leistet einen wichtigen Bei-
trag zur wirtschaftlichen Entwicklung in Nordrhein-
Westfalen: 30 Milliarden € Umsatz, dabei eine 
Exportquote von über 60 % mit einem Export-
überschuss von 6 Milliarden €. Dies alles haben 
85.000 Beschäftigte nur im unmittelbaren Bereich 
der Automobilindustrie, bei den Autobauern und 
den Zulieferern, erschaffen. 

In Nordrhein-Westfalen sind, wenn ich das korri-
gieren darf, drei große Fertigungswerke angesie-
delt: Ford in Köln, Mercedes in Düsseldorf und 
Opel in Bochum. Mindestens genauso wichtig ist 
aber: Fast 800 Betriebe der Zulieferindustrie mit 
fast 115.000 Beschäftigten sind in den Regionen 
rund um diese Werke und darüber hinaus, wie 
Frau Thoben schon richtig sagte, in vielen Regio-
nen des Landes angesiedelt, ganz besonders 
stark in Ost- und Südwestfalen. 

Die Automobilindustrie in Nordrhein-Westfalen ist 
seit vielen Jahren ein arbeitsplatzstabiler Indust-
riezweig - wobei man aufgrund der Größe eher 
von einem Industrieast denn einem Industriezweig 
sprechen müsste. 

In Nordrhein-Westfalen hat sich eine durchaus be-
lastbare Wertschöpfungskette etabliert, die für die 
wirtschaftliche Stabilität Nordrhein-Westfalens von 
großer Bedeutung ist. Diese Wertschöpfungskette 
fußt auch auf einer Vielzahl kleiner und mittel-
ständischer Unternehmen, deren spezifischer 
Problemlagen wir uns ebenso bewusst sein müs-
sen wie den Anforderungen der großen Produzen-
ten. 

Meine Damen und Herren, aufgrund der hohen 
Bedeutung der Branche für die nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung Nordrhein-Westfalens 
möchten wir noch einmal unterstreichen, wie 
wichtig die technologische Weiterentwicklung zur 
Sicherung beziehungsweise zum Ausbau der 
Marktanteile ist. 

Herr Priggen, natürlich wären wir zu Recht be-
sorgt, wenn Deutschland die technologische Füh-
rerschaft in diesem Bereich verlieren würde. Aber 
wir haben die technologische Führerschaft im 
Ganzen nicht verloren. Wir dürfen den Verlust 
technologischer Spitzenposition nicht allein daran 
festmachen, dass in technologischen Teilaspek-
ten französische beziehungsweise japanische 
Hersteller vorne liegen - bei Rußpartikelfiltern die 
Franzosen und bei Verbrauch und Antriebstech-
nologien die Japaner. Dort müssen wir aufholen; 
keine Frage. Klar ist aber auch: Diese Aufgabe ist 
zu bewältigen. 

In erster Linie ist diese Bewältigung ja nun Sache 
der Automobilindustrie, der Produzenten wie der 
Zulieferer. Das soll uns nicht daran hindern, die 
Rahmenbedingungen noch weiter zu verbessern. 
Sie sprachen gerade von Förderprogrammen, 
Frau Thoben. So ist aus meiner Sicht der unsrige 
Beitrag insbesondere zur nachhaltigen Entwick-
lung der Industrie an dieser Stelle zu leisten. 

Im Markt herrscht zweifelsohne ein hoher Innova-
tionsdruck, auch und vielleicht mittlerweile insbe-
sondere bei den Zulieferern. Dorthin wird immer 
mehr verlagert, was Innovationen angeht. 17 % 
der FuE-Ausgaben der deutschen Industrie flie-
ßen in Autos. 30 % des FuE-Personals sind in der 
Automobilbranche beschäftigt. Das sind Zahlen, 
die den hohen Innovationsdruck, aber auch die 
hohe Innovationsbereitschaft verdeutlichen, die es 
in der nordrhein-westfälischen Automobilindustrie 
gibt. Hier ist mit Neuem richtig Geld zu verdienen. 
Insofern passiert das auch. 

Der hohe Innovationsdruck bei Produkten, Pro-
duktionstechniken und Produktionsabläufen wird 
besonders in der mittelständischen Zulieferindust-
rie deutlich, in die dieser Innovationsdruck immer 
mehr verlagert wird. Dies erfordert vielfach Inves-
titionsbedarfe mit erhöhtem Finanzierungsdruck 
für den Mittelständler. Dort können wir - damit ha-
ben die Grünen mit ihrem Antrag sehr Recht -, wie 
im Antrag gefordert, über Programme der NRW-
Bank im Bereich des im Mittelstand kritischsten 
Faktors Unterstützung leisten. Da wird mir auch 
Herr Brockes zustimmen, dass das notwendig ist. 
Dabei sollte man nur aufpassen, dass man nicht 
im Rahmen der angekündigten Thobenschen 
Förderstreichprogramme die vorgenannten Äste 
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absägt, auf denen viele Menschen in Nordrhein-
Westfalen sitzen. 

(Beifall von der SPD - Zuruf von Ministerin 
Christa Thoben) 

- Frau Thoben, wenn bei Ihnen jedes Förderpro-
gramm nur noch als Subvention läuft, können wir 
das im Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie gerne einmal diskutieren. Das sind nicht 
pure Subventionstatbestände, und das wissen Sie 
auch ganz genau. Wenn Sie davon reden, 20 % 
kürzen zu wollen, bin ich sehr gespannt, ob Sie in 
jedem Programm 20 % kürzen oder lieber die 
ganz wegkürzen, die nicht Ihr Klientel betreffen, 
und die anderen in vollem Umfang stehen lassen. 
Das diskutieren wir an der entsprechenden Stelle, 
Frau Thoben. 

(Beifall von der SPD) 

Produktionsmethoden und -techniken für innovati-
ve Automobile sind Voraussetzungen, um neue 
Märkte zu erobern. Besonders interessant er-
scheinen derzeit China, Osteuropa und Südame-
rika. Nordrhein-westfälische Automobilproduzen-
ten und Zulieferer begeben sich auf diese Märkte 
nicht nur mit Produkten, sondern auch mit Produk-
tion.  

Kraftstoffverbrauch ist sicherlich in der bekannten 
Kombination aus Spritpreis und Kyoto-Vorgaben 
eines der wichtigen Markteintritts- und Volumen-
kriterien. Die deutsche Automobilindustrie ist be-
züglich der neuen Kraftstoffe, der Rußpartikelfil-
tertechnik und der Antriebstechniken nicht auf der 
Höhe der Zeit. Das muss sich wieder ändern. Dies 
ist in erster Linie Aufgabe der Unternehmen.  

Dem im Antrag unterschwellig vorhandenen An-
satz nach zumindest teilweise staatlich-diri-
gistischer Unterstützung müssen wir - auch da 
wird Herr Brockes mir zustimmen - zum großen 
Teil widersprechen. Ein im Großen und Ganzen 
funktionierender Markt mit ausreichender Trans-
parenz und verteilter Marktmacht hat zumindest 
bei den Rußpartikelfiltern gezeigt, dass er bei ge-
setzten Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel 
Euro-Abgasnorm und Feinstaubgrenzwerten, dem 
in diesem Technologiefeld führenden Hersteller 
zum Erfolg verhilft.  

Was soll mehr Triebfeder sein, energiesparende 
Technik einzusetzen, als der derzeit extrem hohe 
Benzinpreis? Der hohe Mineralölpreis bringt viel-
fältige Nachteile für die Wirtschaft und für die 
Verbraucher mit sich. Als starker Innovationsmo-
tor zur schnelleren Entwicklung effizienter Auto-
mobile taugt er aber allemal. Der Verbraucher 
wird durch die Benzinpreishöhe geradezu an-

gehalten, den Kraftstoffverbrauch zu einem zent-
ralen Element seiner Kaufentscheidung zu ma-
chen. Auf die Veränderung kaufentscheidender 
Kriterien reagiert Industrie; das ist sicher. Da, Kol-
leginnen und Kollegen der regierungstragenden 
Fraktionen, ist unser Vertrauen in funktionierende 
Marktmechanismen sehr groß. 

Was können wir, was kann der Landtag NRW 
tun?  

Wir können erstens Sorge dafür tragen, dass in 
Nordrhein-Westfalen die Ingenieurausbildung an 
den Hochschulen, ausgehend von einem bereits 
jetzt hohen Niveau, kontinuierlich weiterentwickelt 
wird.  

Wir können zweitens Sorge dafür tragen, dass in 
Nordrhein-Westfalen das bestehende Automobilc-
luster systematisch gestärkt und die marktnahe 
Verbindung zwischen Forschung und Wirtschaft 
weiter unterstützt wird.  

Wir können drittens Sorge dafür tragen, Frau 
Thoben, dass Nordrhein-Westfalen dem erhöhten 
Investitionsbedarf mittelständischer Automobilzu-
lieferer durch eine Einbeziehung dieser Branche 
in das Förderinstrumentarium der NRW-Bank 
Rechnung trägt. 

Bei diesen Forderungen dürfen wir uns der Unter-
stützung des abwesenden Ministerpräsidenten 
sicher sein. Er hat schließlich von etwas über ei-
nem Jahr in seiner Presseerklärung vom 25. Au-
gust 2004 gefordert: NRW muss beim Automobil-
bau wieder mehr Gas geben. 

Dann „man tau“, wir sind gespannt. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Eiskirch. - Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU Kollege Burkert das 
Wort. 

Oskar Burkert (CDU): Frau Präsidentin! meine 
Damen und Herren! Ich bin sehr erstaunt, Herr 
Eiskirch, wie Sie hier von Subventionen sprechen, 
die wir streichen oder gar nicht erst geben wür-
den. Sie selber haben verhindert, dass alternative 
Kraftstoffe vernünftig auf den Weg gebracht wer-
den konnten, 

(Beifall von der CDU) 

indem Sie gesagt haben: „Wir subventionieren“, 
und alle Anwender haben auf die Einführung die-
ser Kraftstoffe gewartet. Mittlerweile sind diese 
Kraftstoffe am Markt etabliert, weil die Mineralöl-
preise davongelaufen sind. 
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Zurück zum Thema. Der deutsche Automobilbau 
ist mit Verlaub eine Schlüsselindustrie von hohem 
Innovationsstandard. Die Automobilindustrie hat in 
der Vergangenheit bewiesen, dass sie im Um-
weltschutz, in der Sicherheitstechnologie und in 
der Zuverlässigkeit - Airbag, ABS, ESP seien bei-
spielhaft erwähnt - initiativ geworden ist.  

Wenn ich aber im Antrag der Grünen lese, dass 
sie die Fahrzeuge und die Gesetzgebung in China 
zum Umweltschutz als Nonplusultra bezeichnen - 
7,2 l/100 km bei 500 kg Leergewicht; selbst der 
Trabi mit seinem Plastikgehäuse konnte dies nicht 
schaffen -, vermute ich, es geht nicht um das 
Fahrzeug, das 500 kg wiegt. Wenn wir einen Ver-
gleich anstellen, setzt ein kleines Auto in Deutsch-
land mit 1 l/100 km 330,6 kg in Bewegung, eine 
gehobene Mittelklasse schafft 202 kg, und selbst 
die schwere Luxusklasse, die von Ihnen gegeißelt 
wurde, schafft 187,1 kg. Das chinesische Fahr-
zeug, das Sie als Superauto anpreisen, schafft 
allerdings nur klägliche 69,4 kg. Sie sehen, man 
sollte diese Zahlen auch in einen vernünftigen 
Kontext setzen.  

Somit können wir sagen: Unsere Fahrzeuge in 
Deutschland haben Spitzentechnologie im Kraft-
stoffverbrauch. Das heißt nicht, dass man Gutes 
nicht noch verbessern kann. Deshalb ist es wich-
tig, Rahmenbedingungen auf den Weg zu geben.  

Die Frau Ministerin hat eben sehr deutlich gesagt, 
was wir tun wollen. Wir werden den gerade zitier-
ten Koalitionsvertrag umsetzen. Wir sollten mit al-
len beteiligten Gruppen und allen Kräften vernünf-
tig zusammenarbeiten und nicht auf eine Ecke 
draufhauen. Dann können wir die Chancen für 
unser schönes Land Nordrhein-Westfalen und 
seine Bevölkerung nutzen. Nörgler und Miesma-
cher können wir dabei nicht gebrauchen. Wir 
brauchen Menschen, die die Ärmel aufkrempeln. - 
Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke. - Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Wir sind am Schluss 
der Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt Ihnen die Überweisung des Antrags 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 14/284 an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie - federführend -, den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, den 
Ausschuss für Frauenpolitik sowie den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, For-

schung und Technologie. - Ich höre gerade, 
dass zur Mitberatung ebenfalls an den Aus-
schuss für Bauen und Verkehr überwiesen 
werden soll. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer der Überwei-
sungsempfehlung mit der genannten Ergänzung 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen! - Enthaltungen? - Die-
se Überweisungsempfehlung ist mit Zustimmung 
aller im Hause vertretenen Fraktionen angenom-
men worden. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir kommen damit zu: 

4 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbu-
ches in Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/283 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Wittke das 
Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Der Bundesgesetzgeber hat die Länder mit 
der Novelle des Baugesetzbuches im letzten Jahr 
ermächtigt, für die Nutzungsänderung von ehe-
mals landwirtschaftlich genutzten Gebäuden im 
Außenbereich die Siebenjahresfrist, innerhalb de-
rer die Umnutzung beantragt sein muss, bis zum 
31.12.2008 nicht anzuwenden. 

Bereits im letzten Jahr haben CDU und FDP hier 
im Parlament darauf gedrängt, von dieser Er-
mächtigung für eine abweichende landesrechtli-
che Regelung über den 31.12.2004 hinaus 
Gebrauch zu machen. Abfragen bei den Bauauf-
sichtsbehörden haben eindeutig ergeben, dass in 
Nordrhein-Westfalen noch ein großer Bedarf für 
eine solche Regelung besteht. Nicht zuletzt zei-
gen dies auch viele Briefe, die mein Ministerium in 
den vergangenen Wochen erreicht haben. Denn 
auch nach dem 31.12. des letzten Jahres sind 
noch viele Fälle offen geblieben. Das heißt, vielen 
Bürgerinnen und Bürgern war es nicht möglich, 
innerhalb des Jahres 2004 eine solche Umnut-
zung einzuleiten. 

Sie alle wissen, dass der Strukturwandel in der 
Landwirtschaft weiterhin andauert und daher auch 
weiterhin jeder nur möglichen Unterstützung be-
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darf. Wenn Landwirte ihren Hof aufgeben müs-
sen, muss ihnen der Wechsel von der bisher privi-
legierten landwirtschaftlichen Nutzung ihrer Ge-
bäude zu einer neuen, nicht privilegierten Nutzung 
erleichtert werden. Nur so kann verhindert wer-
den, dass die Aufgabe der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu Leerstand beziehungsweise Verfall 
von Bausubstanz führt. Wir wollen den Eindruck 
der bäuerlichen Landschaft in Nordrhein-
Westfalen erhalten. Dazu gehören auch landwirt-
schaftliche Gehöfte, Gebäude, die über viele Jah-
re - man kann fast sagen: Jahrhunderte - die 
Landschaft in Nordrhein-Westfalen geprägt ha-
ben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
die kommunalen Spitzenverbände haben in der 
Vergangenheit mehrfach gefordert, die Siebenjah-
resfrist aufzuheben. Dementsprechend ist der nun 
vorgelegte Gesetzentwurf von ihnen ausdrücklich 
begrüßt und unterstützt worden. 

Im Übrigen hat die Expertenanhörung, die Ende 
2004 eigens zu dieser Länderermächtigung 
durchgeführt worden ist, fast einstimmig ergeben, 
dass die Frist weiterhin ausgesetzt werden sollte. 
Dem kommen wir jetzt nach. Damit setzen wir ei-
nen wichtigen Bestandteil der Koalitionsvereinba-
rung um. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. - Als nächster Redner hat für die 
SPD-Fraktion der Kollege Jung das Wort. 

Reinhard Jung*) (SPD): Frau Präsidentin! Verehr-
te Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Es 
geht auch kürzer. Der von der Landesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf zur Aussetzung der 
Siebenjahresfrist bis zum 31.12.2008 bei Nut-
zungsänderung von ehemals landwirtschaftlich 
genutzten Gebäuden im Außenbereich kommt 
nicht überraschend. Überraschend ist schon eher, 
dass die Landesregierung und nicht die Koaliti-
onsfraktionen diesen Gesetzentwurf einbringen. 
Anscheinend ist es den Regierungsfraktionen mit 
diesem Anliegen nicht so eilig. 

Meine Damen und Herren, in der Sache hat sich 
der Landtag bereits in der vergangenen Legisla-
turperiode intensiv mit der Aussetzung der Sie-
benjahresfrist im Rahmen von Antragsberatun-
gen, Gesetzentwürfen und Anhörungen befasst. 
Der in diesem Zusammenhang ebenfalls immer 
erörterte Zustimmungsvorbehalt der oberen Bau-
aufsichtsbehörde wird, nachdem der Ausschuss 
für Bauen und Verkehr vergangene Woche auch 

auf Mitwirkung meiner Fraktion hin positiv votiert 
hat, abgeschafft. 

Meine Damen und Herren, es wäre schön, wenn 
wir auch den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 
zügig beraten könnten, ohne dass sich die dama-
ligen Ausführungen von Herrn Schemmer oder 
Herrn Rommelspacher wiederholen müssen. Wir 
wissen alle, dass das angesprochene Problem 
einen sehr begrenzten Wirkungskreis von schät-
zungsweise 100 bis 200 Fällen in Nordrhein-
Westfalen hat. 

(Minister Oliver Wittke: Mehr!) 

Daher sage ich klar und deutlich, dass sich der 
Landtag eher mit den weit verbreiteten Problemen 
der Menschen in unserem Lande befassen sollte, 
um diese endlich einer Lösung zuzuführen. Die 
SPD-Fraktion stimmt selbstverständlich einer Ü-
berweisung dieses Gesetzentwurfs in den Fach-
ausschuss zu. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Jung. - Als nächster Redner hat für 
die CDU-Fraktion der Kollege Schemmer das 
Wort. 

(Minister Oliver Wittke: Mach es ruhig aus-
führlich! - Dieter Hilser [SPD]: Das ist zu be-
fürchten! - Minister Oliver Wittke: Der Mann 
hat auch was zu sagen!) 

- Der Kollege hat, wie alle anderen auch, fünf Mi-
nuten Redezeit. 

Bernhard Schemmer*) (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nord-
rhein-Westfalen bewegt sich. Der Redebeitrag ge-
rade war aber genauso schlapp wie das, was heu-
te Morgen zu den Themen „1.000 neue Lehrer“, 
„Heraus aus der Steinkohle“ oder „Studiengebüh-
ren für bessere Universitäten“ gesagt worden ist. 
Wir sollten uns mit den Inhalten beschäftigen. Wir 
sollten uns damit beschäftigen, dass wir etwas 
bewegen, dass wir auch mit kleinen Maßnahmen 
vorankommen und dass wir insbesondere die rot-
grünen Blockaden beenden. 

(Beifall von der CDU - Lachen von Sören 
Link [SPD]) 

Beispiele der rot-grünen Blockaden - ich will die 
einseitig bevorzugte Windkraft nur am Rande an-
sprechen -: Wohnungsbauförderung. Wie war die 
Situation? 

(Zuruf von der SPD: Gut!) 
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Aus ideologischen Gründen haben Sie gesagt: 
400 m² und keinen Quadratmeter mehr beim öf-
fentlich geförderten Wohnungsbau, und wenn da 
später drei Generationen wohnen wollten, interes-
siere Sie das nicht.  

Stichwort: Bürokratieabbau bei Baugenehmi-
gungsverfahren. Ich fand es sehr lustig, wie Sie 
das gerade erwähnt haben. Mit Vehemenz hat die 
alte Landesregierung hier verteidigt, dass jede 
Baugenehmigung im Außenbereich - und das 
ausschließlich in Nordrhein-Westfalen - auch noch 
von der Bezirksregierung geprüft wird. Das gab es 
auch nicht in dem damals sozialdemokratisch re-
gierten Niedersachsen. Ich will das gar nicht wei-
terführen.  

Wenn Sie jetzt sagen: „Wir machen das Ganze 
mit, wir haben sogar zugestimmt“, kann ich dem 
nur entgegenhalten: Positiv dazu geäußert haben 
Sie sich eigentlich noch nie.  

Ich stelle nur fest: Tiefes Misstrauen gegenüber 
den örtlichen Genehmigungsbehörden hat es bei 
Rot-Grün immer gegeben. Das ist mit uns jetzt 
vorbei.  

Der Minister hat vorhin ausgeführt, dass wir be-
reits im letzten Jahr und damit zum wiederholten 
Male einen Gesetzentwurf eingebracht haben, in 
dem vorgesehen war, die sogenannte Siebenjah-
resfrist bis Ende 2008 auszusetzen.  

Kleine Anmerkung von mir dazu: Auf Bundesebe-
ne haben die rot-grüne Bundesregierung sowie 
auch der Bundesrat dem im Rahmen des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes zugestimmt. „Europa-
recht in Bundesrecht 1:1 umsetzen“, haben Sie 
mal in eine Erklärung hineingeschrieben, aber 
daran gehalten hat sich Rot-Grün nicht. Das ist 
doch das Problem.  

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass die Ausset-
zung bis 2008 ermöglicht wird. Dem hat Rot-Grün 
zugestimmt. Wie es gleich läuft, werden wir se-
hen.  

Ich möchte noch ein paar Gründe für dieses An-
liegen nennen. Die Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe nimmt jährlich um 4 % ab. Aufgrund des 
Strukturwandels haben wir die Umnutzung insge-
samt ermöglicht. Wir wollen den Landwirten auch 
dabei helfen, von dieser Option Gebrauch zu ma-
chen.  

Im Übrigen sind bis zur Entscheidung darüber, 
wann tatsächlich umgenutzt wird - bis die Ent-
scheidung in der Familie gefallen ist, bis das In-
vestitionsvolumen zusammengetragen ist, bis das 

Konzept fertig ist -, häufig mehr als sieben Jahre 
vergangen.  

Wir haben nämlich nicht den Landwirt, wie es im-
mer so schön heißt. Wenn Sie sich umschauen, 
erkennen Sie, dass wir dreierlei Arten von Land-
wirten haben: Wir haben zum einen den steuer-
rechtlichen Landwirt, zum anderen den sozialver-
sicherungsrechtlichen Landwirt und auch noch 
den baurechtlichen Landwirt. Und die Landwirte 
wissen nun mal gar nicht, dass das eine mit dem 
anderen überhaupt nichts zu tun hat.  

Wir wollen dafür sorgen, dass hier keine Land-
schaften voll von Bauruinen wie in Schottland o-
der Frankreich entstehen. Wir wollen dafür sor-
gen, dass weniger Freiraum genutzt wird. Denn 
immer dann, wenn wir umnutzen, muss keine zu-
sätzliche Fläche für Wohnungsbau und für Ge-
werbe in Anspruch genommen werden. Das heißt, 
wir begrenzen damit ausdrücklich unseren Freiflä-
chenverbrauch.  

Manchmal habe ich so lustige Zahlen wie „unter 
100“ gehört. Da gab es den klugen Kollegen aus 
den Reihen der Grünen, Herrn Dr.  Thomas Rom-
melspacher - ich hoffe, dass er jetzt als Planungs-
dezernent im Ruhrgebiet nicht so viel Unheil an-
richtet, wie er es hier getan hat; aber lassen wir 
das einmal außen vor -, der plenar immer behaup-
tet hatte, es gebe keine 100 Fälle von Umnut-
zung.  

Das Ministerium hat unter Ihrem Vorgänger - ein 
bisschen unter künstlicher Beeinflussung der Da-
ten; wir können uns am Rande noch einmal dar-
über unterhalten - die Zahlen bis Ende 2004 zu-
sammengetragen, und siehe da: Das waren allein 
im Jahre 2004 über 1.000 Beispiele, und viele 
sind in dem Zeitraum bis 2004 mit ihren Planun-
gen eben nicht fertig geworden.  

Eine Anmerkung dazu am Rande: Sie hatten da-
mals, um unserem Gesetzentwurf in 2003 nicht 
zustimmen zu müssen, hinten drangesetzt: Sofern 
die Änderung der bisherigen Nutzung den Darstel-
lungen des Landschaftsplanes nicht widerspre-
chen. - Das war glatter Rechtsbruch. Das haben 
Sie billigend in Kauf genommen.  

Mir geht es darum, dass wir in der Sache voran-
kommen. Herr Minister, ich bitte Sie und die neue 
Landesregierung auch im Namen unserer Frakti-
on, den Außenbereichserlass zu verbessern, da-
mit den Bauherren und den Baugenehmigungs-
behörden tatsächlich ein einfacheres Arbeiten 
möglich wird.  

Ansonsten noch eine letzte Anmerkung von mir: 
In jeder Plenarwoche mindestens eine der rot-
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grünen Bestimmungen abändern - dann ist Nord-
rhein-Westfalen auf einem guten Weg, damit es in 
diesem Land vorangeht. - Schönen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege. - Als nächster Redner hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Be-
cker das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich lerne in den wenigen Wo-
chen, in denen ich diesem Landtag angehöre, 
immer wieder dazu und bin erstaunt, welch groß-
artige Projekte zum Tempomachen auf den Weg 
gebracht werden. Ich habe mir insoweit erlaubt, 
ein Stück weit Recherche zu betreiben, was in 
den letzten Jahren dazu gelaufen ist.  

Zunächst einmal muss ich den Begriff, den Sie, 
Herr Kollege Schemmer, eben im Zusammenhang 
mit der qualifizierten Arbeit meines Vorgängers 
Dr. Rommelspacher gewählt haben - ich glaube, 
Sie haben von Unheil gesprochen - strikt zurück-
weisen. Das gehört sich nicht. Sie werden ihm 
damit in seiner fachlichen Kompetenz nicht ge-
recht.  

Eigentlich wollte ich mit einem Zitat anfangen, das 
aus der Vorgeschichte, die Sie eben einseitig dar-
gestellt haben, stammt. Das Zitat lautet wie folgt - 
wenn Sie genehmigen, Frau Präsidentin -: 

„Abschließend ist aus Sicht der Landwirt-
schaftsverwaltung zu sagen, dass sich die 
Verwaltungspraxis der Umnutzungsgenehmi-
gungen in Zusammenarbeit mit den Baubehör-
den … grundsätzlich sehr positiv darstellt. Ich 
denke, dass wir auf dieser Ebene weiterma-
chen können. Dass es im Einzelfall klemmt, 
dass es im Einzelfall immer wieder Schwierig-
keiten gibt, ist, glaube ich, unvermeidlich, aber 
vom Grundsatz her meinen wir, dass die Rege-
lung in Ordnung ist und die Verwaltungspraxis 
sicherlich auch funktioniert.“ 

Dieses Zitat stammt von Herrn Volkmar Nies, 
Landwirtschaftskammer Rheinland, aus der Anhö-
rung vom 8. Januar 2003. In der gleichen Rich-
tung hat sich auch ein Herr Grahlmann von der 
Landwirtschaftskammer Westfalen geäußert. Ich 
empfehle, wenn man hier solche Behauptungen 
aufstellt und solche Eindrücke vermitteln will, das 
noch einmal nachzulesen.  

Die Berufsvertreter der Landwirtschaft haben 
ganz klar zum Ausdruck gebracht, dass dann, 

wenn sich landwirtschaftliche Betriebe frühzeitig 
bei den Kammern beraten lassen, eine Umnut-
zung der aufgegebenen landwirtschaftlichen Be-
triebsgebäude in nahezu allen Fällen problemlos 
und im Einvernehmen mit den zuständigen Bau-
behörden möglich war.  

Wenn man das liest - das können Sie in den ent-
sprechenden Protokollen tun -, stellt sich die Fra-
ge, worum es sich hier eigentlich handelt. Es han-
delt sich hier ganz offensichtlich um die „Lex 
Schemmer“. Deswegen hat ja auch der Kollege 
Schemmer zu dem Thema gesprochen.  

(Heiterkeit von der CDU) 

In diesem Zusammenhang aber von „Tempo“ zu 
reden, Herr Schemmer, scheint mir völlig dane-
ben.  

Sie wecken hier auch falsche Erwartungen, wenn 
Sie den Eindruck zu vermitteln versuchen, dass 
Sie die Einzelfallprobleme, die es weiterhin gibt, 
durch die Aussetzung der Siebenjahresfrist lösen 
könnten. Richtig ist: Sie werden weiter Probleme 
bei einer Umnutzung haben - unabhängig davon, 
ob Sie die Siebenjahresfrist sogar dann außer 
Kraft setzen, wenn es sich nur um Bauvoranfra-
gen handelt. Das prophezeie ich Ihnen.  

Ich fand es sehr beeindruckend, dass die Land-
wirtschaftskammern in einem anderen Punkt, zu 
dem ich von Ihnen, Herr Schemmer, nichts gehört 
habe, die Interessen der landwirtschaftlichen Be-
triebe verfolgt haben: bei der sogenannten schäd-
lichen Nachfolgenutzung auch teilweise in der 
Nachbarschaft.  

Übrigens will auch diesen kleinen Widerspruch in 
der Angelegenheit erwähnen: Manches Mal wurde 
manches Grundstück von manchem Landwirt vor-
her an die verkauft, die sich dann hinterher über 
die Geruchsbelästigungen oder Ähnliches be-
schweren. Dass es da zu Nachbarschaftskonflik-
ten kommt, erfährt jeder, der in der Praxis mit 
Baugenehmigungen zu tun hat, immer wieder.  

Wenn Sie sich damit beschäftigen würden, täten 
Sie, glaube ich, etwas Gutes. Würden Sie sich 
damit auseinander setzen, dass in Zukunft Land-
wirtschaftskammern bei Genehmigungsverfahren 
von vornherein strikt zu beteiligen sind und würde 
sich vielleicht auch der Minister damit beschäfti-
gen, würden Sie viel mehr für die betroffenen 
Landwirte tun als mit dieser - ich wiederhole es - 
nach meiner Auffassung ideologischen Grundhal-
tung, die Sie hier vortragen.  

Wir werden in den nächsten Jahren sehen, ob ich 
Recht behalte oder Sie, ob damit viel erreicht oder 
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viel Schaden angerichtet wird. Ich sage Ihnen 
voraus: Mehr Schaden - wenig erreicht. 

Letzte Bemerkung meinerseits: Ich glaube, dass 
es spannend sein wird zu sehen, wie die Verbän-
deanhörung verlaufen wird. 

(Minister Oliver Wittke: Positiv! Das habe ich 
vorgetragen!) 

Ich gehe davon aus, dass Sie eine Verbändean-
hörung durchführen, zumindest wünsche ich mir, 
dass Sie das tun; denn ich glaube, es ist nötig, 
dass wir zu dem Thema die Verbände hören. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. - Als nächster Redner hat 
jetzt für die FDP-Fraktion der Kollege Rasche das 
Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 
Herr Jung, lieber Herr Becker, natürlich greifen die 
Koalition und die Regierung Probleme auf, die in 
diesem Land auf dem Tisch liegen. Das sind mal 
die großen und mal die kleinen. Aber wir werden 
beide behandeln - sowohl die großen als auch die 
kleinen. Dass Koalition und Regierung dabei eng 
zusammenarbeiten, halte ich für förderlich. Wenn 
wir das nämlich nicht tun, kommt am Ende nicht 
das heraus, was wir gerne möchten. 

In diesem Fall möchte die FDP die Nutzungsän-
derung von landwirtschaftlichen Gebäuden unab-
hängig vom Zeitpunkt der Aufgabe der landwirt-
schaftlichen Nutzung ermöglichen. Deshalb wer-
den wir die Möglichkeiten des Baugesetzbuches 
nutzen und die Siebenjahresfrist bis zum 
31.12.2008 aussetzen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Rasche, gestatten Sie eine Zwischenfragen des 
Abgeordneten Jung? 

Christof Rasche*) (FDP): Na klar! 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Jung, 
bitte. 

Reinhard Jung*) (SPD): Herr Rasche, warum 
wählen Sie als Koalitionspartner den längeren 
Verfahrensweg, sprich: dass die Landesregierung 
und nicht die Koalitionsfraktionen diesen Gesetz-
entwurf einbringen? Sie wissen doch ganz genau, 
dass Sie damit Anhörungen durchführen müssen, 
die dieses Verfahren verzögern. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Rasche, 
bitte. 

Christof Rasche*) (FDP): Als Abgeordneter die-
ses Hauses wehre ich mich nicht gegen Anhörun-
gen. Die gehören zur Demokratie dazu. Ich glau-
be, dass wir für diese Vorgehensweise in Nord-
rhein-Westfalen einen so breiten Konsens haben - 
hoffentlich auch mit Ihrer Fraktion, Herr Jung -, 
dass wir das relativ schnell auch auf diesem Weg 
bewerkstelligen können. Aber grundsätzlich eine 
Vorgehensweise zu wählen, um Anhörungen zu 
vermeiden, wie Sie gerade sagen, ist nicht der 
Weg, den dieses Haus gehen sollte. 

Meine Damen und Herren, bisher hat Nordrhein-
Westfalen beziehungsweise die alte Landesregie-
rung diese Möglichkeiten nicht in vollem Umfang 
genutzt. In der Gesetzesbegründung des Bundes 
werden folgende Argumente für eine vollständige 
Umsetzung der Ermächtigung aufgeführt, die 
durch die Anhörung im November 2004 ausdrück-
lich bestätigt wurden. 

Erstens. Der anhaltende Strukturwandel in der 
Landwirtschaft soll unterstützt werden; das heißt: 
Erleichterung der Umstellung auf eine nicht privi-
legierte Nutzung. 

Zweitens. Leerstand und Verfall von Bausubstanz 
wird vermieden. 

Drittens. Die Einschränkung in der NRW-Rege-
lung über die Landschaftspläne ist im Bundes-
recht nicht vorgesehen. Die Anhörung hat erge-
ben, dass diese Einschränkung nach Ansicht des 
Bundesbauministeriums gegen Bundesrecht ver-
stößt. 

Im Agrarausschuss herrschte in der Vergangen-
heit Übereinstimmung darüber, die Umnutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude nicht zu behindern. 
Das alte MUNLV - wir lagen mit ihm nicht immer 
auf einer Linie - lag in diesem Fall aber wirklich 
auf unserer Linie. Ich möchte, Herr Becker, Ihren 
früheren Staatssekretär, Herrn Griese, zitieren, 
der am 3. April 2003 sagte: 

Ich möchte vorausschicken, dass wir uns einig 
sind - das hat die Landesregierung an ver-
schiedenen Stellen zum Ausdruck gebracht, 
übrigens auch im Rahmen des Agenda-
Prozesses -, dass die Umnutzung ehemals 
landwirtschaftlicher Gebäude sinnvoll ist, gera-
de auch um zusätzlichen Flächenverbrauch 
oder Flächeninanspruchnahme zu vermeiden. 

Das war die Auffassung des früheren Staatssek-
retärs. Da lag er auf unserer Linie. Es wäre schön, 
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wenn Bündnis 90/Die Grünen auch dieser Linie 
heute noch folgen würden. 

Der Landtag hat sich wiederholt mit diesem The-
ma im Plenum, in Ausschüssen und auch in Form 
von vielen Anhörungen beschäftigt. Die Argumen-
te dürften also allen bekannt sein. Der Tenor der 
Experten war völlig eindeutig und nahezu ein-
stimmig. Die Möglichkeit des Bundesgesetzge-
bers voll auszuschöpfen, bedeutet, Unklarheiten 
in der praktischen Auslegung vor Ort zu beseiti-
gen. Sie bietet in vielen Fällen einen Ausweg für 
die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe und 
ihre Familien, ohne dass negative Folgen zu er-
warten sind. Sie hilft, schützenswerte Bausub-
stanz zu erhalten und ist somit auch ein Beitrag 
zum Erhalt unserer Kulturlandschaft. Sie trägt auf 
eine Art und Weise dazu bei, Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum zu erhalten, die absolut außen-
bereichsverträglich ist und die dem Außenbereich 
überhaupt nicht schadet. 

Die alte Regelung im Jahre 2004 - über 1.000 Fäl-
le in einem Jahr - hat gezeigt, dass der Bedarf 
groß ist. Sie macht auch deutlich, dass der Bedarf 
nach wie vor besteht.  

In der vergangenen Legislaturperiode hat mein 
ehemaliger Kollege Karl Peter Brendel dieses 
Thema mehrfach im Plenum, in Anhörungen und 
in den Ausschüssen vertreten dürfen. Sein Zitat 
vom 20. April 2005 kann ich heute erneut bestäti-
gen: 

Wir sollten hier ökologisch vertretbare, wirt-
schaftlich sinnvolle Nutzungen im Interesse des 
Erhalts von Arbeitsplätzen - auch im ländlichen 
Raum - nicht erschweren, nicht boykottieren 
und deshalb der Verlängerung der Ausset-
zungsfrist zustimmen.“ 

Dieser Argumentation brauche ich nichts hinzuzu-
fügen. Ich hoffe, wir bekommen für diese Vorge-
hensweise eine breite Mehrheit in diesem Haus. - 
Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. - Für die Landesregierung 
hat jetzt Minister Uhlenberg das Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich möchte nur wenige Bemerkungen 
machen, weil der Kollege Becker den Eindruck 
hat aufkommen lassen, als wenn hier die Agrar-
verwaltung von Nordrhein-Westfalen Probleme 

mit diesem Gesetzentwurf sehen würde. Davon 
kann natürlich keine Rede sein.  

Ich kann Ihnen nur sagen: Das Ministerium unter-
stützt sehr nachdrücklich diesen Gesetzentwurf. 
Wir sind ja sozusagen auch das klassische Minis-
terium in Nordrhein-Westfalen für den ländlichen 
Raum. Wir wollen aktive ländliche Räume in Nord-
rhein-Westfalen haben.  

Es ist in der Tat so, dass bedingt durch den Struk-
turwandel innerhalb der Landwirtschaft viele im 
Moment noch landwirtschaftlich genutzte Gebäu-
de im Sinne der Landwirtschaft nicht mehr zu nut-
zen sind. Da kann man noch bestimmte Formen 
von Landwirtschaft betreiben, aber sie sind zum 
Beispiel für den Bereich der Veredelung nicht 
mehr zu nutzen. Wenn man mit wachem Auge 
durch die ländlichen Räume in Nordrhein-
Westfalen fährt, findet man eine Vielzahl solcher 
Gebäude. 

Deswegen ist es ja auch so wichtig, meine Damen 
und Herren, dass diese Siebenjahresfrist aufge-
hoben wird. 

Die Realität sieht doch folgendermaßen aus: Ein 
landwirtschaftlicher Betrieb siedelt aus oder gibt 
seine Produktion auf. Dann dauert es oft viele 
Jahre, bis überhaupt eine Investitionsentschei-
dung fällt. Meistens wohnen die Eltern noch auf 
diesem früheren landwirtschaftlichen Betrieb. 
Zehn oder fünfzehn Jahre vergehen. Dann tritt der 
Erbfall ein. Dann ist die Siebenjahresfrist vorbei. 
Und dort steht eine Bauruine in der Landschaft, 
die man baurechtlich nicht mehr nutzen kann. Das 
möchten wir nicht. 

Wir möchten, dass wir allerdings - das möchte ich 
hinzufügen - mit diesem Baurecht auch sensibel 
umgehen. Ich möchte auch deutlich machen, dass 
nicht jede Nutzungsform auf eine früher einmal 
genutzte Hofstelle passt, sondern dort vielleicht 
Kleingewerbe passt oder vielleicht ein bisschen 
Gastronomie, aber in einem sehr überschaubaren 
Ausmaß, damit es auch zur Landschaft passt. 

Das ist kein Beitrag zur Zersiedlung der Land-
schaft, sondern ein Beitrag dazu, dass die vor-
handene Bausubstanz, die Versiegelung, die in 
dem Bereich vielleicht vor über 100 Jahren schon 
vorgenommen worden ist - wie der Kollege 
Schemmer es eben auch gesagt hat -, auch in 
Zukunft genutzt werden kann und nicht einige Me-
ter daneben ein neues Gebäude errichtet wird, 
wenn man denn eine Baugenehmigung bekommt, 
weil dieses Gebäude nicht mehr genutzt werden 
kann. 
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Von daher, meine Damen und Herren, ist viele 
Jahre darauf hingearbeitet worden, dass es hier 
im Sinne der Erhaltung und der Attraktivität der 
ländlichen Räume in Nordrhein-Westfalen zu ei-
ner größeren Flexibilität kommt. 

Außerdem ist es familienpolitisch sinnvoll,  

(Beifall von der CDU) 

dass die Möglichkeit geschaffen wird, dass dort, 
wo die ältere Generation geblieben ist, auch die 
junge Generation investieren kann. Dann bleiben 
die jungen Leute meistens dort und suchen sich in 
einer reizvollen und schönen Lage ihr Einkom-
men, wenn es denn jeweils mit dem Beruf zu ver-
einbaren ist.  

Von daher ist dieser Gesetzentwurf auch aus der 
Sicht meines Hauses eine rundum gute Angele-
genheit. 

Es wäre schön, wenn nach den langen Jahren der 
Diskussion zu diesem Thema alle Fraktionen des 
Landtags nun auch abschließend, wenn es denn 
so weit ist, dem Gesetzentwurf ihre Zustimmung 
geben könnten. - Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. - Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung Drucksache 14/283 
an den Ausschuss für Bauen und Verkehr - fe-
derführend - sowie an den Ausschuss für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wer dieser Empfehlung zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Bei 
Zustimmung aller Fraktionen dieses Hauses ist 
die Überweisungsempfehlung angenommen. 

Ich rufe auf: 

5 Das Verbundsystem Schule und Leis-
tungssport ausbauen - kein Etiketten-
schwindel mit Sportschulen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/286 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende SPD-Fraktion dem Kollegen Peschkes 
das Wort. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich war sehr hoff-
nungsfroh, als ich in der Koalitionsvereinbarung 
las und später auch in der Regierungserklärung 
hörte, dass die Landesregierung fünf neue Sport-
schulen schaffen will. 

Hoffnungsfroh war ich schon deshalb, weil der 
Sport von den Regierungsfraktionen sehr stief-
mütterlich behandelt wird, denn er macht in der 
Koalitionsvereinbarung insgesamt circa 20 Zeilen 
aus und in der Regierungserklärung ganze vier 
Sätze. 

Bei aller Enttäuschung darüber, dass die Regie-
rungsfraktionen diesem großen gesellschaftlichen 
Thema Sport so wenig Bedeutung beimessen, 
habe ich mich dann letztendlich doch darüber ge-
freut, dass mit der Schaffung von fünf weiteren 
Sportschulen wenigstens eine konkrete Maßnah-
me angekündigt wurde, auch wenn die Ankündi-
gung sehr schwammig und wenig konkret war.  

Aus dem Begriff „Sportschule“ konnte ich mir auch 
so recht keinen Reim machen. Denn unter dem 
Terminus „Sportschulen“ versteht man bisher in 
erster Linie Sportschulen der Sportverbände, und 
diese Sportschulen konnten nun wirklich nicht 
gemeint sein. 

Vor dem Hintergrund der Statements und Einlas-
sungen der CDU und auch ihrer Forderungen in 
den letzten fünf Jahren musste und durfte man 
deshalb von der Schaffung von fünf weiteren Eli-
teschulen des Sports ausgehen. Fünf von diesen 
Eliteschulen des Sports haben wir ja schon. Ich 
verweise, was die CDU-Forderung angeht, nur auf 
die Drucksache 13/2635 aus der letzten Wahlpe-
riode. 

Wir durften also Schulen erwarten, die in enger 
Kooperation mit den Fachverbänden talentierte 
Kinder und Jugendliche an den Spitzensport he-
ranführen, ohne die schulischen Interessen zu 
vernachlässigen. Das hätten wir außerordentlich 
begrüßt, ohne Wenn und Aber, vor allem weil das 
ja eine adäquate Ergänzung zu den bestehenden 
Eliteschulen des Sports gewesen wäre. 

Aber dieser Typus Schule ist gar nicht gemeint. 
Das hat die Antwort der Landesregierung auf die 
Anfrage des Kollegen Vesper ganz schnell sehr 
klar gemacht. Die Landesregierung spricht in ihrer 
Antwort nicht mehr von der Förderung von talen-
tierten jungen Menschen, sie spricht nicht mehr 
vom Leistungssport, sondern sie formuliert nur 
unverbindliche Allgemeinplätze. 

Offensichtlich soll ein Typus Schule geschaffen 
werden, der lediglich außerunterrichtliche Schul-
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sportgemeinschaften anbietet und zusätzliche 
Sportangebote im Bereich der Ganztagsbetreu-
ung schafft, also allenfalls eine Schule, die - ich 
zitiere - „insgesamt als bewegungsfreudig gilt“. 

Das ist aber nun wirklich nichts Neues und hat 
gegenüber den 41 bestehenden Sportschulen, die 
wir im Land haben, absolut keinen Mehrwert. 

Die Schule, die Sie in Ihrer Koalitionsvereinbarung 
und auch in der Regierungserklärung, Herr Minis-
terpräsident, als Sportschule bezeichnen, ist eine 
Mogelpackung, die dem Land suggerieren soll, 
Sie würden sich um den Leistungssport kümmern 
und jungen talentierten Menschen den Weg zu 
einer Leistungssportkarriere öffnen. 

Tatsächlich handelt es sich bei dieser Schule um 
eine allgemein bildende Schule, die lediglich den 
drei wöchentlichen Pflichtsportstunden zwei weite-
re hinzufügt. Für diese äußerst bescheidene 
Maßnahme an ganzen fünf Schulen in Nordrhein-
Westfalen hätten Sie keine Koalitionsvereinba-
rung schließen müssen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Für so etwas legen Ihnen die bereits bestehenden 
Sportschulen im Verbundsystem „Schule und 
Leistungssport“ aus dem Stand Konzepte vor. 
Selbst engagierte Sportpädagogen vor Ort regeln 
so etwas locker in Eigeninitiative, ohne auch nur 
die Lokalpresse darüber zu informieren, weil sie 
es nicht für erwähnenswert halten. Meine Damen 
und Herren von CDU und FDP, Sie bemühen hier-
für den Ministerpräsidenten mit einer Regierungs-
erklärung.  

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, In-
nenminister Dr. Wolf hat in seinem vor dem 
Sportausschuss gegebenen Bericht zur Sportpoli-
tik richtig festgestellt, dass wir international große 
Defizite in den Kernsportarten Leichtathletik, 
Schwimmen und Turnen aufweisen. Ich stimme 
dem ausdrücklich zu, Herr Minister Wolf. Ich sage 
aber auch: Wenn wir das beklagen, dann müssen 
wir das auch angehen. Dann dürfen wir nicht die 
Hände in den Schoß legen. Das Ganze geht auch 
nicht über Sonntagsreden. Das geht nur durch ei-
ne gezielte Förderung von jungen Sportlerinnen 
und Sportlern.  

Ihre „Sportschulen“ - das setze ich bewusst in An-
führungszeichen“ - könnten ein geeigneter Weg 
sein. Sie können es nur dann sein, wenn sie sich 
in das bestehende System „Schule - Leistungs-
sport“ eingliedern. Dies gilt insbesondere für die 
Eliteschulen des Sports. Das gilt jedoch nicht für 
diese Schulen, die Sie propagieren, und die im 

Vergleich zum bestehenden Verbundsystem kei-
nen nachhaltigen Mehrwert erbringen.  

Um noch einmal deutlich zu machen, was Sie wol-
len, zitiere ich mit Erlaubnis der Präsidentin aus 
dem Bericht von Minister Wolf vor dem Sportaus-
schuss: 

Ein neuer Weg ist die Einrichtung von fünf neu-
en NRW-Sportschulen. Sie sollen für alle Schü-
lerinnen und Schüler ein breit ausgerichtetes, 
qualitativ und quantitativ besseres Sportange-
bot bereithalten. Sie sollen sich also insgesamt 
als bewegungsfreudige Schulen verstehen. 

Das ist viel zu wenig. Das ist geradezu jämmer-
lich, um die Defizite im Leistungssport aufzuholen. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Minister Wolf, bei aller Freude und Genug-
tuung, die Sie über die Medaillen geäußert haben, 
die NRW-Sportler bei internationalen Meister-
schaften in letzter Zeit gewonnen haben - darüber 
freue ich mich auch -, dürfen wir eines nicht über-
sehen: Das Sporterbe der DDR ist längst ver-
braucht. Die wenigen Medaillen, die wir bei der 
letzten Leichtathletik-WM geholt haben, stammen 
fast ausschließlich von Sportlerinnen und Sport-
lern, die ihre Grundausbildung noch in der alten 
DDR genossen haben.  

Herr Minister, wenn Sie diese Defizite erkannt ha-
ben, dann handeln Sie auch. Handeln Sie aber 
vernünftig und machen Sie keine halben Sachen.  

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Lan-
desregierung ist dabei, eine große Chance zu 
vergeben. Die Fachverbände hätten die Eliteschu-
len des Sports nicht nur begrüßt, sondern auch 
fachlich unterstützt. Das haben mir verschiedens-
te Sportfunktionäre bekundet.  

Selbst der Präsident des DFB, Herr Dr. Zwanzi-
ger, hat mir noch vor zwei Wochen bei seinem 
Besuch in diesem Hause versichert, dass es von 
seiner Seite Kooperationsangebote für bis zu drei 
Eliteschulen in NRW gibt. Herr Dr. Wolf, da Herr 
Dr. Zwanziger anschließend bei Ihnen zu Gast 
war, wird er Ihnen dieses Angebot sicherlich auch 
unterbreitet haben.  

Deshalb frage ich Sie: Warum lassen Sie diese 
Chance ungenutzt? - Wenn Sie Ihre Aussagen 
zum Leistungssport nur halbwegs ernst nehmen, 
dann müssten Sie das, was Sie zu den Sport-
schulen in der geplanten Form gesagt haben, 
schnellstens revidieren und einen völlig anderen 
Ansatz bringen.  
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Ich fürchte, die Regierungsfraktionen haben bei 
den Koalitionsgesprächen völlig unreflektiert und 
ungetrübt von jeder Sachkunde etwas abgespro-
chen, nur um eine Vereinbarung vorweisen zu 
können, und dies, ohne die fachlichen Begriffe zu 
kennen. Ich denke, das spricht für sich.  

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
fraktionen, deshalb fordere ich Sie auf, vernünfti-
ge Konzepte zu erarbeiten, Konzepte, in denen 
sich alle wieder finden: Sportler, Schule und Ver-
bände. - Wenn Sie etwas für das schon beste-
hende und erfolgreiche Verbundsystem „Schule 
und Leistungssport“ tun wollen, dann betreiben 
Sie keinen Etikettenschwindel. Dann installieren 
Sie sportbetonte Schulen. Dann installieren Sie 
Partnerschulen des Leistungssports. Dann instal-
lieren Sie Schulen, die vom Deutschen Sportbund 
das Siegel „Eliteschule des Sports“ verliehen be-
kommen können. Verabschieden Sie sich schleu-
nigst von den Vorstellungen, die Ihnen in die Koa-
litionsvereinbarungen gerutscht sind. Dann tun 
Sie wenigstens etwas Gutes für den Sport. - Dan-
ke schön.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Peschkes. - Als nächster Redner hat 
Herr Kollege Müller für die Fraktion der CDU das 
Wort.  

Holger Müller*) (CDU): Frau Präsidentin! Herr 
Kollege Peschkes, vorab: In der Koalitionsverein-
barung steht nur etwas von fünf Sportschulen.  

(Zuruf von der SPD: Schade, dass es nicht 
mehr sind! - Zuruf von den GRÜNEN) 

- Genau.  

Wir haben sicherlich die Aufgabe, die Dinge vo-
ranzutreiben.  

Ihr Antrag ist mit „Das Verbundsystem Schule und 
Leistungssport ausbauen - kein Etikettenschwin-
del mit Sportschulen“ überschrieben. Den ersten 
Teil Ihrer Überschrift kann sicherlich jeder un-
terstreichen. Darauf komme ich später noch ein-
mal zurück. Der zweite Teil der Überschrift „kein 
Etikettenschwindel mit Sportschulen“ erweckt in 
mir den Eindruck, dass Sie damit lediglich bezwe-
cken, eine gute Idee zum Wohle des Sports ma-
dig zu machen. 

Natürlich werden wir im Sportausschuss - ich 
denke, gemeinsam - die weiteren Inhalte und Ein-
zelheiten diskutieren. Vorab stelle ich aber schon 
einmal fest: Fünf zusätzliche Sportschulen sind 
quantitativ auf jeden Fall mehr als bisher. - Bei 

den qualitativen Inhalten legen wir größten Wert 
darauf, Schule und Sport noch besser zu vernet-
zen. Im Übrigen ist der weitere Ausbau des 
Schulsports ein wichtiger Bereich. Es ist aber 
nicht meine Aufgabe, dies hier zu erläutern.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Warum nicht?) 

In der Begründung Ihres Antrags preisen Sie die 
bisher erreichten Leistungen der abgewählten 
Landesregierung. Tun Sie aber bitte nicht so, als 
wenn das ausschließlich Ihre Leistung gewesen 
wäre. Die Zusammenarbeit mit dem Landessport-
bund und den Landesfachverbänden spielt eine 
entscheidende Rolle. Sie wissen ganz genau, 
dass das Etikett „Eliteschule“ vom Sport vergeben 
wird und nicht von Politik und Landesregierung.  

Im Übrigen gibt es Sportschulen der geforderten 
Art auch in anderen Bundesländern - Sie spra-
chen die Elitesportschulen an - wie zum Beispiel 
in Bayern oder in Thüringen. 

Wenn ich mir die internationalen Ergebnisse im 
Sport - Winter wie Sommer - ansehe, dann fällt 
auf, dass es gravierende Vorteile in der Leis-
tungsbilanz zugunsten des Wintersports gibt. 

Unser politischer Wille als nicht gerade klassi-
sches Wintersportland ist es, alles zu tun, die in-
ternationalen Leistungen des Sommersports an 
die des Wintersports anzugleichen. Dazu bedarf 
es aber des Unterbaus. Die Leute müssen erst 
einmal schulisch und vereinsmäßig erfasst wer-
den. 

Als Sportbegeisterter stelle ich fest, dass wir er-
heblichen Nachholbedarf in etlichen Kernsportar-
ten haben. Erwähnen möchte ich hierbei - das 
scheint wohl die allgemeine Meinung zu sein - 
Leichtathletik, Schwimmen und Turnen. Ich habe 
mir zum Beispiel im Sommer täglich die Wettbe-
werbe der Schwimmweltmeisterschaften angese-
hen. Der Erfolg der deutschen Spitzensportler 
war, gelinde gesagt, sehr überschaubar - noch im 
messbaren Bereich.  

(Dr. Michael Vesper [Grüne]: Das wollen Sie 
jetzt ändern?)  

- Ja, dass wollen wir ändern. Darauf können Sie 
sich verlassen, Herr Dr. Vesper. Sie hatten ja 
auch schon die Möglichkeit.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Dr. Vesper? 

Holger Müller*) (CDU): Ja, sicher. 
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Dr. Michael Vesper*) (GRÜNE): Herr Kollege Mül-
ler, weil ich sehr eng mit Frau Thiel, der Präsiden-
tin des Deutschen Schwimmverbandes, zusam-
mengearbeitet habe, würde mich interessieren, 
wie Sie  sicherstellen wollen, dass die Zahl der 
erfolgreichen Schwimmer und Schwimmerinnen 
und der Medaillen bei den kommenden Weltmeis-
terschaften und Olympischen Spielen im 
Schwimmen vergrößert wird. Ich wäre für eine 
möglichst konkrete Antwort dankbar. 

Holger Müller*) (CDU): Das betrifft nicht nur das 
Schwimmen. Es geht um eine frühere Erfassung 
talentierter Sportjugendlicher - komme darauf 
noch zurück -, um über die Breite, wenn Sie so 
wollen, pyramidal an die Spitze zu kommen. 

Noch zu dem Thema Schwimmweltmeisterschaft: 
Fassungslos habe ich mir das mediale Hochjubeln 
unserer überschaubaren Erfolgsbilanz angese-
hen. Dann kam immer wieder der Spruch ausge-
schiedener Athleten: Ich konnte das Wasser nicht 
greifen. 

Mit Verlaub gesagt, da bin ich fast im alkoholfrei-
en Wohnzimmer ertrunken. Zumindest in den Be-
gründungen und Ausreden sind wir Weltspitze. 
Ähnliche Sprüche kennen Sie wahrscheinlich 
auch. Das könnte ich auch von anderen Sportar-
ten liefern. Alle, die sich in der Sportpolitik enga-
gieren, haben das gemeinsame Ziel, die Situation 
zu verbessern. Das kommt aber nicht von selbst. 
Ohne eine intensive Förderung möglichst von 
Kindesbeinen an, insbesondere in den Schulen, 
werden diese Erfolge nicht erreicht. Deshalb muss 
die Talentsichtung und -förderung frühestmöglich 
beginnen und weiter angelegt sein. 

Ich sage gar nicht, dass bisher nichts getan wor-
den sei. Aber das bisherige System - das auch 
noch zu Ihrer Zwischenfrage - kann und muss op-
timiert und weiterentwickelt werden. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Fünf zusätzliche Sportschulen sind genau der 
richtige Weg. Dabei wird der Erfolg umso größer 
sein, je besser es uns gelingt, Nordrhein-West-
falen regional, also auch in der Fläche noch bes-
ser zu durchdringen - einfach um mehr Talente zu 
sichten. 

Auf eine weitere offensichtliche Schwäche unse-
res Sportsystems möchte ich kurz hinweisen: Im 
Jugendbereich können wir in vielen Sportarten in-
ternational gut mithalten, aber irgendwann ver-
schwinden viele erfolgreiche jugendliche Sportler 
später im internationalen Nirwana - aus welchen 
Gründen auch immer, sicherlich auch wegen der 

späteren Absicherung nach dem Sportlerleben. 
Deshalb muss gehandelt werden.  

Internationale Spitzenleistungen werden sehr oft 
von jungen Menschen erbracht, die noch zur 
Schule gehen. Außerdem ist es unbestritten, dass 
Spitzenleistungen junge wie alte Menschen moti-
vieren, den Siegern nachzueifern. Auch der Brei-
tensport wird damit sogar direkt positiv inspiriert. 

Über den Breitensport in der Jugend, in der Schu-
le, im Verein zum Spitzensport der Zukunft: So 
muss es gehen. 

In Ihrem Antrag weisen Sie darauf hin, dass die 
sportpolitischen Maßnahmen immer in großer 
Einmütigkeit beschlossen worden sind. Das wol-
len wir auch gar nicht ändern. Deshalb müssen 
wir auch gemeinsam alles tun, um den erfolgswil-
ligen und talentierten Sportlerinnen und Sportlern 
einen optimalen Weg zu ermöglichen. Kleinkarier-
tes Kritteln bringt uns jedenfalls nicht weiter. Das 
ist weder im Sinne der Sportler noch der Men-
schen. 

Als jemand, der in den Stadien dieser Welt als 
Zuschauer zu Hause ist, bin ich mir sicher zu wis-
sen, was die Menschen wollen: Medaillen, Medail-
len, Medaillen! Der Weg dorthin beginnt früh in 
den Schulen und in den Vereinen. Wir brauchen 
und wir wollen fünf zusätzliche Sportschulen in 
und für NRW. Nordrhein-Westfalen will und soll 
auch international die Nummer 1 im deutschen 
Sport sein. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Müller. - Als Nächstes spricht für die Grünen 
Herr Dr. Vesper. 

Dr. Michael Vesper*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber 
Herr Müller, es geht nun wirklich nicht darum, eine 
gute Idee madig zu machen. Es geht schlicht und 
einfach erst einmal darum herauszufinden, welch 
eine Idee das eigentlich ist. 

Mir ist bisher noch nicht vermittelt worden, dass 
es überhaupt eine Idee ist. Ich habe extra eine 
Kleine Anfrage an die Landesregierung mit der 
Überschrift „Sportschulen - was ist eigentlich ge-
meint?“ gestellt. 

Wenn Sie die Antwort auf diese Kleine Anfrage 
lesen - Herr Wolf, Sie werden sich an die Antwort 
noch erinnern -, dann werden Sie feststellen, dass 
die Hälfte der Antwort aus einer Wiederholung der 
Frage besteht, in der darauf hingewiesen wird, 
welche Systeme wir schon alle haben, nämlich die 
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Eliteschulen des Sports - fünf an der Zahl -, die 
sportbetonten Schulen - acht an der Zahl - und die 
Partnerschulen des Leistungssports. Aber es wird 
überhaupt nicht gesagt, was denn nun diese fünf 
neuen Sportschulen eigentlich sein sollen, was sie 
sind. 

Es gibt kein klares Konzept. Deswegen kann man 
mit diesen fünf Sportschulen - warum nicht fünf, 
warum nicht vier, warum nicht 50? -  wirklich nicht 
die Ansprüche verbinden, die Sie gerade in Form 
einer halben Büttenrede hier dargestellt haben, 
Herr Müller. Das kann es nicht sein. 

(Beifall von den GRÜNEN - Helmut Stahl 
[CDU]: Oho!) 

Ich zeichne einmal nach, welche Form der Förde-
rung es bereits in Nordrhein-Westfalen gibt: Bei-
spielsweise außerunterrichtliche Schulsportge-
meinschaften, die es an vielen Schulen gibt. In 
allen Ganztagsangeboten gibt es Sport- und Be-
wegungseinheiten. Am Modellversuch „Sport als 
viertes Abiturfach“ nehmen allein 50 Schulen teil. 
Ich hätte damals gerne mehr Schulen in den Mo-
dellversuch aufgenommen, aber 50 ist schon eine 
Verdoppelung der ursprünglich angedachten 
25 Schulen. Deswegen kann sich diese Zahl se-
hen lassen. Es gibt 25 Grundschulen mit dem 
Modellprojekt „Tägliche Sportstunde“. Wir haben 
sehr viele Packenden; deswegen ist es mir bisher 
nicht gelungen festzustellen - vielleicht wird das 
gleich durch den Beitrag von Herrn Wolf deut-
lich -, wie sich da die neuen Sportschulen einfü-
gen sollen.  

Natürlich könnte man sagen, das sei Etiketten-
schwindel und bringe für den Sport nichts. Aber 
es schadet auch nicht. Es gibt jedoch eine gewis-
se Gefahr, die ich darin sehe, dass wir uns mit 
diesem neuen Projekt verzetteln und die bewähr-
ten Wege nicht ausreichend kräftig genug weiter-
gehen. 

Wenn der Ministerpräsident in seiner Regierungs-
erklärung angekündigt hätte, er wolle die Zahl von 
fünf Eliteschulen des Leistungssports um weitere 
fünf auf zehn Schulen verdoppeln, hätten wir alle 
gejubelt. Die gesamte Sportfraktion dieses Parla-
ments hätte es für richtig gehalten. In meiner 
Amtszeit ist es immerhin gelungen, von drei auf 
fünf Schulen zu kommen. Das auf zehn Schulen 
auszudehnen, hätte unsere volle Unterstützung 
gefunden. Aber genau das sagen weder der Mi-
nisterpräsident noch die Koalitionsvereinbarung 
noch der zuständige Minister in seiner Antwort auf 
meine Kleine Anfrage. 

Wir möchten also gerne wissen, was das ist. Wo-
möglich wird es demnächst vielleicht weitere Ka-

tegorien geben: sportliche Schulen, vielleicht 
sechs an der Zahl, sieben Sportfachschulen, ein 
paar Schulsportschulen und die sportfreundliche 
Schule.  

Ich will damit Folgendes deutlich machen: Es 
bringt nichts, den bisherigen bewährten Formen 
der Sportförderung an unseren Schulen jetzt eine 
weitere völlig unbestimmte hinzuzufügen, zumal 
auf meine klare Frage: „Welche Landesmittel be-
absichtigt die Landesregierung zu diesem Zweck 
einzusetzen?“, der Minister geantwortet hat: „Die 
Landesregierung wird die erforderlichen Haus-
haltsmittel zur Umsetzung dieses Projektes be-
reitstellen.“ Das ist keine Antwort auf meine Fra-
ge. Ich möchte gerne wissen: Was bedeutet das 
konkret? Wie sollen diese Schulen im Einzelnen 
gefördert werden?  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
brauchen mehr als ein neues Etikett, um die 
Schulsportentwicklung weiter nach vorne zu brin-
gen. Wir brauchen eine Verstetigung und eine 
Verbreiterung der bisherigen Ansätze. Wir brau-
chen sicher auch eine immer wiederkehrende Ü-
berprüfung der Schwerpunkte, die wir uns gesetzt 
haben, auf die Ziele, die damit verbunden sind.  

Deswegen rate ich dringend, dieses Etikett 
„Sportschule“, das übrigens unselige Erinnerun-
gen an das DDR-System wachruft - ich will Ihnen 
nicht unterstellen, dass es dabei Pate gestanden 
hat -, aber auch eine Verwechselung mit den 
Sportschulen der Sportverbände ermöglicht, wie-
der fallen zu lassen. Vielleicht ist es - ich kenne 
das ja - in einer feuchtfröhlichen Nacht bei der 
Koalitionsverhandlung bar jeden Fachverstandes 
ausgeheckt worden. Sie sollten die Energien, die 
Sie darauf verwenden wollten, nun einsetzen, um 
insgesamt die Zahl der Eliteschulen des Leis-
tungssports zu verbessern.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Allein die 28 Standorte der Partnerschule des 
Leistungssports tragen schon mehr als diese fünf 
Sportschulen, die Sie sich ausgedacht haben. 
Deshalb sollten Sie diese Eierei um den unklaren 
Begriff Sportschule beenden. Ich würde generell 
vorschlagen, erst zu denken und dann zu reden 
und neue Begriffe zu finden. 

Wir können das Thema im Sportausschuss weiter 
vertiefen. Wenn wir uns darauf einigen können, 
die Eliteschulen des Leistungssports zu verstär-
ken, sind wir bei Ihnen. Wir freuen uns auf lustige 
Beratungen im Ausschuss. - Vielen Dank.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Vielen Dank, 
Herr Dr. Vesper. - Als Nächster hat Herr Rasche 
von der FDP-Fraktion das Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Vesper, es 
war nicht anders zu erwarten: Da spricht ein ehe-
maliger Minister. Der schaut zurück, auf seine Ar-
beit, lobt sich selbst - wahrscheinlich macht es 
kein anderer - und blickt wenig nach vorn. Neuen 
Ideen, neuen Initiativen steht er mehr als kritisch 
gegenüber. Am besten wäre es, die neue Regie-
rung machte alles weiter so wie die ehemalige. 
Nur deswegen sind wir nicht gewählt worden. Wir 
sind gewählt worden, weil wir es anders machen 
sollen, weil die Bürgerinnen und Bürger mit Ihnen 
nicht zufrieden waren. 

(Zuruf von Dr. Michael Vesper [GRÜNE]) 

- Sie können nicht einmal eine Minute zuhören, 
Herr Dr. Vesper. Eine Minute hätte ich Ihnen 
schon zugetraut; vielleicht auch zwei, aber dann 
brüllen Sie wahrscheinlich wieder dazwischen. 

Natürlich muss man erst denken und dann han-
deln. So wird ein sauberes Konzept mit allen Be-
teiligten ausgearbeitet. So, wie Sie sich das wün-
schen, wird es gemacht. Wenn Sie konstruktiv 
mitarbeiten und nicht nur kritisieren und polemi-
sieren wollen, dann sind Sie herzlich eingeladen, 
sich an Diskussionen um eine Konzeption zu 
beteiligen. Jeder Sachverstand kann dabei behilf-
lich sein. Nur mit vernünftigen Beiträgen, mit einer 
Zielsetzung, die am Ende etwas Vernünftiges will, 
anstatt mit einer Zielsetzung, die nur die Regie-
rung beschädigen oder alles ausbremsen will, 
kommen wir auf einen gemeinsamen Nenner.  

Die Situation und die Entwicklung des Nach-
wuchsleistungssports, speziell mit der Verknüp-
fung zum Schulsport, haben den Sportausschuss 
in der vergangenen Legislaturperiode mehrfach 
beschäftigt. In vielen Punkten haben die Fraktio-
nen übereinstimmende Grundsätze und Positio-
nen; und das ist gut so.  

Leistungssport kann nicht isoliert betrachtet wer-
den. Breitensportler profitieren von den For-
schungsergebnissen und den trainingswissen-
schaftlichen Methoden, die auf der Ebene des 
Spitzensports gewonnen werden. Der Leistungs-
sport benötigt aber die breite Basis als Ausgangs-
punkt für neue Talente. Durch internationale Spit-
zenleistungen, die wir uns alle erhoffen, können 
wiederum Kinder und Jugendliche für den Sport 
begeistert werden. 

Unser Ziel muss es sein, Leistungssport in seiner 
Breite und Vielfalt zu sichern. Voraussetzung ist 

zum einen ein durchgängiges, abgestimmtes Sys-
tem - Herr Dr. Vesper, da sind wir uns einig -, das 
von der Talentfindung bis zur Förderung der Spit-
zensportleistungen reicht. Notwendigerweise er-
streckt sich dieses System in weiten Teilen über 
die Schul-, Ausbildungs- und Studienzeit. Viel 
versprechende Sporttalente müssen sich heute 
allzu oft zwischen sportlicher oder beruflicher Kar-
riere entscheiden. Flexiblere Regelungen an 
Schulen und Universitäten und Hilfeleistungen bei 
der Koordination von Sport und Ausbildung sind 
notwendig.  

Deshalb ist es erforderlich, dass wir insbesondere 
den Bereich Schule und Leistungssport ausbau-
en, gesellschaftliche Entwicklungen anpassen und 
durch neue Impulse und Ideen voranbringen. FDP 
und CDU tun das. 

Vor welcher Situation stehen wir heute? In Nord-
rhein-Westfalen besteht das Verbundsystem 
Schule und Leistungssport aus 41 Kooperations-
projekten: fünf Eliteschulen, acht sportbetonten 
Schulen und 28 Partnerschulen des Leistungs-
sports. 

In der Studie „Nachwuchsleistungssportkonzept 
2012“ des Deutschen Sportbundes heißt es unter 
anderem - ich möchte jetzt einmal zitieren -: 

„Es wurde eine Vielzahl internationaler Erfolge 
im Jugend- und Juniorenalter erreicht und 
Deutschland zählt mittlerweile zu den erfolg-
reichsten Nationen im Nachwuchsbereich. Die 
Erwartungen im Hinblick auf Erfolge im Spit-
zensport und insbesondere bei den Olympi-
schen Spielen konnten aber nur teilweise erfüllt 
werden. … Noch immer ist im Nachwuchstrai-
ning häufig eine mangelnde Ausrichtung auf 
den vielseitigen Aufbau breit angelegter, lang-
fristig bedeutsamer Leistungsvoraussetzungen 
festzustellen. Im Übergang“ 

- das ist vielleicht mitentscheidend - 

„vom Nachwuchs- zum Spitzenbereich gibt es 
bei zahlreichen erfolgreichen Junioren ein Ab-
flachen der Leistungsentwicklung oder sogar 
vorzeitige Karriereabbrüche. … Die Kooperati-
onsprogramme zur Talentsuche erreichen zum 
Teil nur unzureichende Effizienz hinsichtlich 
des dauerhaften Engagements der Talente in 
Leistungsgruppen der Vereine. Auch in den Eli-
teschulen des Sports sind weitere Schritte zur 
Qualitätsentwicklung notwendig.“ 

Dieses Gutachten des Deutschen Sportbundes 
hat also festgestellt: Es ist bei Weitem noch nicht 
alles in Ordnung. Es muss mehr getan werden. 
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Genau das wollen wir tun, insbesondere beim 
Übergang vom Nachwuchs- zum Spitzenbereich. 

Meine Damen und Herren, wir haben also eine 
sehr gute Voraussetzung. Wir haben auch hervor-
ragende Bedingungen im Nachwuchsbereich, die 
im Spitzenbereich jedoch nicht immer umgesetzt 
werden können. Genau diese Lücke müssen und 
wollen wir schließen, wollen wir versuchen mit 
neuen Ideen auszufüllen.  

Neue Ideen müssen willkommen sein, um sportin-
teressierte Schüler zu begeistern und gezielt zu 
fördern. Deshalb haben FDP und CDU vereinbart, 
in den nächsten Jahren fünf neue Sportschulen in 
Nordrhein-Westfalen aufzubauen und dafür einen 
Wettbewerb auszuschreiben. Da müssen neue 
Ideen hinein. Die Schulen, die sich wirklich enga-
gieren, die sollen auch genommen werden. 
Sportbegabte Schüler sollen in Zukunft auch mit 
Blick auf eine Karriere im Leistungssport absolut 
verstärkt gefördert werden. Wir wollen das weiter-
entwickeln. Ich glaube, das ist gut so.  

Zur Erarbeitung einer Konzeption wird der Minis-
ter gleich bestimmt noch etwas sagen. 

Wir wollen somit neue Impulse setzen und das 
Angebot qualitativ und quantitativ verbessern. Der 
SPD-Antrag - tut mir Leid - verharrt hier aber nach 
dem Motto: Das kennen wir noch nicht, das wollen 
wir nicht, das machen wir nicht mit. 

Es gab eine Kleine Anfrage von Herrn Dr. Vesper. 
Der Sportminister hat darauf geantwortet und 
ausdrücklich auf das Verbundsystem Schule und 
Leistungssport als zentrales Förderinstrument für 
sportliche Talente auf dem Weg zur nationalen 
und internationalen Spitze hingewiesen. Das ist 
die Grundlage.  

Meine Damen und Herren, darüber hinaus sollen 
fünf neue Sportschulen eingerichtet werden, die 
ein breit ausgerichtetes, qualitativ und quantitativ 
besseres Sportangebot bereithalten. Der Nach-
wuchsleistungssport wird um ein weiteres Instru-
ment ergänzt, um ihn insgesamt zu stärken, natür-
lich im Einklang mit den bisherigen Instrumenten. 
Das ist auch gut so. 

In der vergangenen Legislaturperiode hieß es in 
einem gemeinsamen Antrag aller Fraktionen zum 
Nachwuchsleistungssport - Zitat -: 

„Die gesellschaftlichen Bedingungen für die 
Vorbereitung von Kindern und Jugendlichen auf 
den Spitzensport haben sich verändert. Verän-
dertes gesellschaftliches Bewusstsein, das 
Aufkommen neuer - vorerst nicht olympischer - 
Sportarten, zunehmend mehr kommerzielle 
Angebote, die Individualisierung des persönli-

chen Lebensstils und andere Einflussfaktoren 
erfordern auch qualitativ neue Wege in der Ta-
lentsichtung und Talentförderung.“ 

Alle Fraktionen haben beschlossen - es ist noch 
gar nicht so lange her -, neue Wege zu suchen 
und zu beschreiten. Genau diesen Weg gehen die 
CDU, die FDP und die Regierung. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Rasche. - Als Nächster spricht Herr Minister 
Dr. Wolf für die Landesregierung. Bitte schön. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Op-
position misst die Bedeutung von Politikfeldern 
offensichtlich in Zeilen. Wir haben damals eine 
knackige Koalitionsvereinbarung geschlossen. 
Das ist schon ein paar Tage her, aber ich glaube, 
wir alle erinnern uns noch daran, dass das Motto 
war: Schlank, aber inhaltsreich. 

Wenn ich dagegen - Herr Peschkes, Sie waren 
2000 noch nicht dabei, aber Herr Vesper - Ihre 
damalige Koalitionsvereinbarung anschaue, stelle 
ich fest: Da ist eine Seite Prosa. Und zu dem ent-
scheidenden Teil, den wir heute besprechen, 
steht der bahnbrechende Satz:  

„Dabei setzen wir auf den weiteren Ausbau der 
Zusammenarbeit von Schule und Sport (Part-
nerschule des Leistungssports, Sportbetonte 
Schule).“  

An Unverbindlichkeit sicherlich durch nichts zu 
überbieten! So haben wir es eben nicht gemacht. 
Wir sind das schon etwas präziser angegangen. 
Auch die Regierungserklärung von Herrn 
Steinbrück hat sich nur in einigen wenigen Zeilen 
mit Sport beschäftigt. Wir haben klar und deutlich 
gesagt, was wir wollen. Wir wollen fünf neue 
Sportschulen, und zwar zur Unterstützung des 
Leistungssports und zur speziellen Förderung des 
Nachwuchsleistungssports. Das ist ein zentrales 
Anliegen; das hat Herr Kollege Rasche gerade 
schon gesagt. Das wird unser Handeln in der 
nächsten Zeit leiten. 

Für mich ist deswegen eine konsequente und 
zielgerichtete Arbeit zur Förderung des Nach-
wuchses im Leistungssport von zentraler Bedeu-
tung. Es ist klar, dass sportbegabte Schülerinnen 
und Schüler im Mittelpunkt unserer Bemühungen 
stehen. Dabei werden wir die Förderung des Brei-
tensports aber keinesfalls aus den Augen verlie-
ren. Denn - das ist schon richtig gesagt worden; 
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Herr Müller hat es betont -: Nur aus einer starken 
Breite kommt auch eine breite Spitze. 

Ich will dabei an bewährten Instrumenten festhal-
ten, also ausdrücklich auch am Verbundsystem 
Schule und Leistungssport. Zugleich ist es aber 
erforderlich, dass wir über neue und zusätzliche 
Wege nachdenken. Ohne Erneuerung - das gilt 
nicht nur im Sport, aber auch im Sport - gibt es 
keinen Fortschritt im Spitzensport. 

Lassen Sie mich zunächst die Grundlagen zu die-
sem Thema darlegen. Wir haben in Deutschland 
über viele Jahre ein herausragendes Verbundsys-
tem von Schule und Leistungssport geschaffen. 
Es regelt die Zusammenarbeit der Schulen und 
Schulbehörden mit den Sportvereinen und Sport-
fachverbänden auf dem Sektor gemeinsamer 
Betreuung von jugendlichen Leistungssportlerin-
nen und Leistungssportler. 

Der Begriff „Verbundsystem“ macht deutlich, dass 
das gesamte Ausbildungs-, Unterstützungs- und 
Betreuungspotenzial aller beteiligten Partner für 
die gemeinsame Zielsetzung, die Hinführung zu 
sportlicher Höchstleistung, unter der Prämisse ei-
nes humanen Leistungssports genutzt wird. 
Gleichzeitig soll sichergestellt werden, dass die 
Sporttalente den angestrebten schulischen Ab-
schluss auch erreichen - also sportlicher Erfolg 
und guter schulischer Abschluss. 

Die Kultusministerkonferenz der Länder hat sei-
nerzeit beschlossen, dass das Verbundsystem 
Schule und Leistungssport durch die Kooperati-
onsprojekte „Partnerschule des Leistungssports“, 
„Sportbetonte Schule“ und „Eliteschule des 
Sports“ charakterisiert wird. An den Partnerschu-
len des Leistungssports, der sogenannten Ein-
gangsstufe des Verbundsystems, sind noch keine 
Sportklassen eingerichtet. An den sportbetonten 
Schulen müssen Sportklassen gebildet werden, 
um die jungen Kadersportlerinnen und -sportler 
effektiv bei der Bewältigung der im Spannungsfeld 
von Schule und Training beziehungsweise Wett-
kampf entstehenden Probleme unterstützen zu 
können. Die Eliteschulen des Sports sind sportbe-
tonte Schulen, die vom Deutschen Sportbund bei 
Erfüllung der von Ihnen vorgegebenen Kriterien 
eine besonders hohe Anerkennung erhalten ha-
ben. 

An dieser Stelle können Sie erkennen, dass der 
Antrag der SPD-Fraktion schon von einer falschen 
Grundannahme ausgeht: Nicht die Landesregie-
rung, sondern nur der Deutsche Sportbund kann 
das Prädikat „Eliteschule des Sports“ verleihen. 

Eine zweite falsche Annahme besteht darin, dass 
behauptet wird, die neue Landesregierung wolle 

das bisherige System in Frage stellen oder ver-
wässern. Das ist nicht der Fall, sondern wir wollen 
es nur durch die neuen NRW-Sportschulen er-
gänzen. Wir wollen neue Möglichkeiten zur Förde-
rung sportlich begabter Kinder und Jugendlicher 
schaffen.  

Damit bin ich bei einem zentralen Element des 
vorliegenden Antrags der SPD-Fraktion. Sie ha-
ben ganz offensichtlich ein Problem mit genau 
dieser Erneuerung. Sie setzen ausschließlich auf 
die Fortsetzung schon bekannter Maßnahmen. 
Der Antrag der SPD-Fraktion tritt anstelle der Ein-
richtung neuer Sportschulen ausschließlich für 
das vorhandene Verbundsystem Schule und Leis-
tungssport und die Erweiterung um fünf Eliteschu-
len des Sports ein. 

Wenn man nun so tut, als könne man alles nur 
fortsetzen und verstärken, nimmt man die Realität 
nur eingeschränkt zur Kenntnis. Sie übersehen in 
der Absicht, ausschließlich das bisherige System 
zu erhalten, dass die Leistungssportentwicklung in 
Deutschland der Erneuerung bedarf, um im Ver-
gleich zu anderen Sportnationen erfolgreicher zu 
sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Er-
gebnisse der deutschen Athletinnen und Athleten 
bei den Olympischen Spielen 2004 in Athen und 
zum Teil auch bei nachfolgenden Weltmeister-
schaften haben deutlich gemacht, dass die vor-
handenen Förderstrukturen nicht ausreichen, um 
dauerhaft einen Spitzenplatz im internationalen 
Konkurrenzkampf zu belegen. Das hat Herr Müller 
eindrucksvoll beleuchtet. Das trifft insbesondere 
für die olympischen Kernsportarten Leichtathletik, 
Schwimmen und Turnen zu, bei denen die meis-
ten Einzelmedaillen vergeben werden. 

Deshalb hat der Deutsche Sportbund in den ver-
gangenen Monaten umfassend Bilanz gezogen 
und seine Konzeptionen weiterentwickelt. Dies gilt 
insbesondere für die Förderung des Nachwuch-
ses im Leistungssport. Dazu gehört eine frühzeiti-
ge Sichtung und Förderung der Talente. Das ist 
der Hintergrund, den Sie in Ihrem Antrag völlig ig-
norieren. 

Wir beabsichtigen, die Nachwuchsförderinstru-
mente weiter zu entwickeln und neue Wege zu 
beschreiten. Wir wollen insgesamt eine stärkere 
Leistungssportkultur entwickeln und uns damit 
noch deutlicher zum Leistungssport zu bekennen. 
Bereits an den Schulen ist ein sportfreundliches 
Klima zu schaffen und bezogen auf die Nach-
wuchs- und Eliteförderung ist für begabte Schüle-
rinnen und Schüler die Grundlage für eine erfolg-
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reiche Leistungssportkarriere mit dem Schulleben 
zu legen.  

Mit anderen Worten: Wir wollen dauerhaft und 
zielgerichtet mehr begabte Kinder an den Leis-
tungssport heranführen. Das ist das Ziel der fünf 
neuen NRW-Sportschulen, die in besonderer 
Qualität ein sportfachliches Profil entwickeln sol-
len. 

Herr Vesper, die Frage, ob ehemalige Minister in 
ihrem Fachgebiet bleiben sollen, ist ja eben schon 
beschrieben worden. Wenn Sie sich allerdings 
auch noch dazu auslassen und uns im Zusam-
menhang mit dem Terminus „Sportschulen“ in ir-
gendeiner Weise unterschwellig Diffamierungen 
zukommen lassen, so kann ich das nur aufs 
schärfste zurückweisen. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Wenn ich höre, dass Sie offensichtlich Ihre Koali-
tionsvereinbarungen in feuchtfröhlicher Form ge-
führt haben und uns indirekt Alkoholgenuss un-
terstellen, finde ich das äußerst unpassend. Wir 
haben bei den Koalitionsvereinbarungen gearbei-
tet, und deswegen haben wir auch Gutes zustan-
de gebracht, was man bei Ihrem früheren Regie-
rungshandeln nicht immer so feststellen konnte. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Blah, blah, 
blah!) 

Zu dem Ziel der fünf neuen NRW-Sportschulen, 
die in besonderer Qualität dieses Profil entwickeln 
sollen, gehören insbesondere eine breite und viel-
seitige sportliche Grundlagenausbildung, Elemen-
te aus dem bewährten Verbundsystem Schule 
und Leistungssport sowie umfangreiche außerun-
terrichtliche Sportgemeinschaften im Sinne der 
Talentsichtung und Talentförderung. Außerdem 
sollen sich diese Sportschulen unter Einbezie-
hung des gesamten Schullebens in besonderer 
Weise als bewegungsfreudig erweisen.  

Sobald unser Konzept zu den Schulen umset-
zungsreif ist, werden wir die daran interessierten 
Schulen durch einen Wettbewerb auswählen. Al-
leine das macht Sie wahrscheinlich schon nervös. 
Wir planen nicht einfach mal durch und sagen 
nicht, wie es gemacht wird, sondern wir wollen 
erst Grundkonzeption und dann einen Wettbe-
werb. Dass Sie und natürlich auch Herr Peschkes 
in besonderer Weise dagegen sind, hat etwas mit 
Systemdenken zu tun. Sie verhaften einfach im 
System. Warten Sie es doch einmal ab - Ihre 
Neugier ist ja verständlich - bis wir in enger Ab-
stimmung mit meiner Kollegin Sommer und ihrem 
Schulministerium ein entsprechendes Konzept 
vorlegen werden. 

Wir sind fest davon überzeugt, dass wir mit die-
sem Schritt dauerhaft wichtige Impulse zur Stär-
kung eines erfolgreichen Nachwuchsleistungs-
sports in Nordrhein-Westfalen auslösen können. 
Damit tragen wir dazu bei, dass unsere talentier-
ten Kinder zukünftig noch bessere Chancen ha-
ben, im Spitzensport international erfolgreich zu 
sein und Medaillen für unser Land zu erringen.  

Wir alle müssen akzeptieren, dass veränderte Le-
benssituationen neue Wege und Instrumente er-
fordern. Ich hoffe, wir werden im weiteren Bera-
tungsverfahren im Sportausschuss auf der Grund-
lage der von uns vorzulegenden Konzeption der 
neuen Sportschulen das Thema konstruktiv erör-
tern können und zu einer für den Nachwuchs-
leistungssport in Nordrhein-Westfalen guten Lö-
sung kommen. - Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. - Als Nächstes hat der Abgeordnete 
Becker von der SPD-Fraktion das Wort. 

Andreas Becker*) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir haben schöne Berichte 
über die Fernsehgewohnheiten des Herrn Müller 
gehört, wir haben erfahren, dass er in den Stadien 
der Welt zu Hause ist, aber wie er sich die Sport-
schulen in Nordrhein-Westfalen vorstellt, darüber 
hat er nichts gesagt. Ich kann das verstehen und 
werte das als Zeichen der Verunsicherung. 

Diese Verunsicherung kann jedoch an einer Tat-
sache nichts ändern: Wir reden hier und heute 
nicht über das Verbundsystem Schule und Leis-
tungssport, weil wir von der Opposition es so toll 
finden, darüber zu reden, obwohl es viel zu sagen 
gäbe, sondern wir reden darüber, weil Sie von der 
Regierungsseite womöglich durch unbedachte 
Äußerungen und unsaubere Formulierungen Spe-
kulationen und Irritationen hervorgerufen haben, 
die hier und heute einer Klarstellung im Parlament 
bedürfen, die Sie schuldig geblieben sind. 

(Beifall von der SPD) 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir 
alle und nicht nur Herr Dr. Vesper haben uns ge-
fragt, was mit dem Terminus Sportschulen ge-
meint ist; denn diesen Begriff gibt es im Verbund-
system Schule und Leistungssport bislang nicht. 
Es gibt Partnerschulen des Leistungssports - hier 
arbeiten Leistungsstützpunkte der Sportfachver-
bände intensiv in Form von Hausaufgabenbetreu-
ung, Stütz- und Förderunterricht mit den beteilig-
ten acht Schulen zusammen -, sportbetonte Schu-
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len - hier werden an ausgewählten zurzeit 
28 Standorten mit Bundes- und Leistungsstütz-
punkten Sportklassen eingerichtet, in denen über 
diese schulischen Hilfen hinaus weitere Hilfen wie 
integriertes Vormittagstraining angeboten wer-
den - und Eliteschulen des Sports; hier werden im 
kooperativen Verbund von Leistungssport, Schule 
und Wohnen Bedingungen geschaffen, damit sich 
talentierte Nachwuchsathletinnen und Nach-
wuchsathleten auf künftige Spitzenleistungen im 
Sport bei Wahrung ihrer schulischen Bildungs-
chancen vorbereiten können.  

Diese Eliteschulen des Sports müssen bestimm-
ten Qualitätskriterien des Deutschen Sportbundes 
entsprechen, was kontinuierlich überprüft wird. 
Wie Sie, die Sie bereits in der letzten Legislatur-
periode dem Landtag angehört haben, seit dem 
4. April 2005 aufgrund der Antwort der damaligen 
Landesregierung auf die Anfrage 2229 in der 
13. Wahlperiode wissen, nimmt Nordrhein-
Westfalen in diesem Bereich eine Spitzenstellung 
ein. Von bundesweit 38 Eliteschulen des Sports 
befinden sich fünf in Nordrhein-Westfalen, mehr 
als in Bayern, Baden-Württemberg und Branden-
burg. Alle Standorte erhalten die Anerkennung als 
Eliteschule des Sports bis zum Jahre 2008.  

Nicht nur, aber auch deshalb können wir festhal-
ten: Die Zusammenarbeit von alter Landesregie-
rung, Landessportbund, Sportstiftung NRW und 
den Sportfachverbänden hat sich im Verbundsys-
tem Schule und Leistungssport bewährt.  

Wir dachten bislang, Sie von der heutigen Regie-
rungsseite wären der gleichen Auffassung. Wie 
sonst erklären sich Wortbeiträge Ihrer Vertreter in 
der letzten Legislaturperiode, zum Beispiel am 
6. Juni 2002 im Landtag und am 3. November 
2003 im Sportausschuss, in denen Sie die Wei-
terentwicklung und den Ausbau der Eliteschulen 
des Sports gefordert haben, was ja auch voll-
kommen richtig ist und unsere vollste Unterstüt-
zung finden würde? Auf einmal ist jedoch die Re-
de von Sportschulen. Wir haben gedacht, dass 
dies ein Versprecher ist. Sie meinen bestimmt Eli-
teschulen des Sports. Doch statt der erwarteten 
Klarstellung folgen Allgemeinplätze zur Erklärung 
und Begründung, die - das hat der Kollege Hans-
Theo Peschkes mehr als deutlich gemacht - kei-
nen Mehrwert gegenüber den bestehenden 
Sportschulen erkennen lassen. Im Gegenteil: Bei 
näherer Betrachtungsweise stellen sich die Sport-
schulen der Landesregierung als Etikettenschwin-
del heraus. Das muss hier einmal klargestellt 
werden. 

(Beifall von der SPD) 

Ich stelle fest: Das Verbundsystem Schule und 
Leistungssport ist mit seinen derzeit 41 Ein-
richtungen ein bewährtes Instrument zur Talent-
sichtung und Talentförderung im Sportbereich. Es 
hat sich vor allem bewährt, weil es mit den Part-
nern des Sports gemeinsam entwickelt und auf-
gebaut wurde, aber sicherlich auch deshalb, weil 
es bislang von allen im Landtag vertretenen Par-
teien gestützt und getragen wurde. 

Präsidentin Regina van Dinther: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Müller von der 
CDU? 

Andreas Becker*) (SPD): Nein. 

Präsidentin Regina van Dinther: Okay. 

Andreas Becker*) (SPD): Ich habe nur noch eine 
Redezeit von zwei Minuten.  

Das Verbundsystem Schule und Leistungssport 
ist mit den Partnerschulen des Leistungssports, 
den sportbetonten Schulen und den Eliteschulen 
des Sports ausreichend diversifiziert. Wir sollten 
es ausbauen und weiterentwickeln, statt es mit 
neuen Überschriften zu verwässern. Deshalb soll-
ten wir jetzt mit der gebotenen Klarheit und Sach-
lichkeit die Verwirrung aufklären, die durch 
sprachliche Unschärfen im Koalitionsvertrag und 
in der Regierungserklärung entstanden sind, und 
sagen, dass es bei dem bewährten dreistufigen 
Verbundsystem bleibt. Wir sollten das Geld, das 
für die Schaffung eines neuen Typus Sportschule 
vorgesehen war, in das Verbundsystem investie-
ren und sagen: Das Verbundsystem wird ausge-
baut und weiterentwickelt, und zwar nicht von o-
ben herab, sondern gemeinsam mit den Partner 
des Sports. - Kurz: Wir sollten den Antrag der 
SPD-Fraktion zur weiteren Bearbeitung in die 
Ausschüsse überweisen und ihn anschließend 
annehmen. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. - 
Es hat sich noch einmal der Abgeordnete Müller 
von der CDU gemeldet. 

Holger Müller*) (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Vesper, in aller von 
Ihnen erbetenen Humorlosigkeit: Sie haben in Ih-
rem Antrag, wenn auch sehr vage, eine Verbin-
dung zu den Sportschulen der DDR hergestellt 
und dies auch heute wieder getan. Ich frage Sie: 
Wie erklärt man sich denn die Medaillenflut der 
australischen Schwimmer bei der Schwimmwelt-
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meisterschaft? Hat das auch etwas mit den Sport-
schulen der DDR zu tun? Ich halte es - gelinde 
gesagt - für einen dicken Hund - Sie können ruhig 
grinsen -, dass Sie versuchen, diesen Antrag mit 
solch einem Attribut herunterzuspielen. Das ist 
nicht in Ordnung, und das lassen wir uns nicht ge-
fallen.  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

- Die Dinge sind doch in Ihrem Antrag nachzule-
sen, und Sie haben es heute gesagt, was immer 
Sie damit bezwecken.  

Herr Dr. Vesper, Sie sind ein Ex-Minister und ich 
ein kleiner Abgeordnetenneuling.  

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh!) 

- Das wird sich ändern; da können Sie mir ver-
trauen. 

(Heiterkeit) 

Das, was Sie, Herr Dr. Vesper, gesagt haben, ist 
ja nicht verkehrt. Es hat doch hier auch niemand 
behauptet, dass vorher alles schlecht gewesen 
wäre. Dies habe ich, glaube ich, sogar ausdrück-
lich gesagt. Darüber hinaus wissen wir Sportkun-
digen doch alle, dass die fachliche Entscheidung 
des Trainings natürlich ausschließlich bei den 
Sportverbänden und nicht bei der Politik liegt. Die 
Politik kann nur die Rahmenbedingungen setzen. 
Das wissen Sie als ehemaliger Fachminister ganz 
genau. Ich habe allerdings feststellen müssen: Sie 
haben sehr schön von gestern geplaudert. Von 
morgen habe ich aber sehr wenig gehört. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Müller. - Herr Vesper hat sich ebenfalls noch 
einmal gemeldet. Bitte schön. 

Dr. Michael Vesper*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Müller, vielleicht nur so viel: Ich habe überhaupt 
keinen Antrag gestellt. Dies ist ein Antrag der 
SPD-Fraktion. 

(Beifall von der SPD) 

Schon deswegen liegen Sie also falsch. 

(Holger Müller [CDU]: Ich habe „Anfrage“ ge-
sagt!) 

- Nein, Sie haben „Antrag“ gesagt. Wenn Sie die 
Anfrage meinen, muss ich feststellen: Das habe 
ich eben doch klar gesagt. Sie müssen schon ge-
nau zuhören, Herr Müller. Dass man bei Sport-
schulen an die Sportschulen der DDR denkt, wird 

auch in der Sportwelt eifrig diskutiert. Die Aus-
wüchse sind ja nicht zu bestreiten. Ich habe aber 
ausdrücklich gesagt, dass ich niemandem un-
terstelle, dass er dies hier einführen wolle. 

Herr Kollege Wolf, ich entschuldige mich auch in 
aller Form bei Ihnen, wenn ich Ihnen unterstellt 
haben sollte, dass Sie die Koalitionsverhandlun-
gen irgendwie feuchtfröhlich durchgeführt hätten. 
Sie haben sie nicht feuchtfröhlich durchgeführt, 
sondern bierernst. 

(Heiterkeit und Beifall von GRÜNEN und 
SPD) 

Das ist hiermit dann auch klargestellt. Da wollte 
ich Sie nun wirklich nicht angreifen. 

Ich will zum Abschluss der Debatte gerne noch 
drei kurze Punkte feststellen. Vorweg darf ich sa-
gen: Natürlich bin ich nicht dagegen, wenn es 
neue Instrumente gibt, die sinnvoll sind und die 
den Sport weiterbringen. Selbstverständlich! Wer 
sollte dagegen sein? 

Ich habe nur gefragt - das ist der erste Punkt -: 
Was sind diese Sportschulen eigentlich? Ordnen 
Sie sie doch einmal in das bisherige bewährte 
System der Förderung des Sports an unseren 
Schulen ein. - Ich stelle fest, dass auch diese De-
batte hier keine Klarheit darüber gebracht hat. Es 
ist nicht klar, worin sich die Sportschulen zum 
Beispiel von den Partnerschulen des Leistungs-
sports oder den Eliteschulen des Leistungssports 
unterscheiden. Das stelle ich einfach fest. 

Der zweite Punkt: Ist das, was hier vorgesehen 
ist, denn eigentlich mit dem organisierten Sport 
besprochen? Nach meinen Gesprächen mit den 
Vertretern der Sportbünde und der Verbände weiß 
auch der organisierte Sport nichts davon, was 
diese Sportschulen eigentlich konkret sein sollen. 

Der dritte Punkt: Lieber Herr Wolf, wenn Sie und 
auch die Kollegen von den Regierungsfraktionen 
zu Recht die große Bedeutung des Sports für un-
sere Schulen und die große Bedeutung der Schu-
len für die Entwicklung des Leistungssports beto-
nen, dann hätte ich mir doch gewünscht, dass Sie 
die Zuständigkeit für den Schulsport nicht aus 
dem Sportministerium herauslösen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn das ist der entscheidende Punkt, an dem 
die Verbindung zwischen Schule und Sport am 
besten festzustellen ist. Das haben Sie leider 
nicht geschafft, lieber Kollege Wolf. Sie wissen 
selbst, dass die gesamte Fachwelt das eigentlich 
bedauert. 
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Meine Damen und Herren, manchmal kaufe ich 
Wein auch nach der Schönheit des Etikettes; das 
gebe ich gerne zu. Zufrieden bin ich aber erst, 
wenn der Wein, wenn ich ihn dann trinke, auch 
schmeckt. Und das wollen wir hier bei diesem Eti-
kett dann auch sehen. - Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Vesper. - Herr Dr. Wolf, bitte schön. 

(Ralf Jäger [SPD]: Aber jetzt mal ein biss-
chen lustiger!) 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Zunächst einmal 
stelle ich fest: Eine perfide Unterstellung wird da-
durch, dass man versucht, sie im Nachhinein zu 
verharmlosen, nicht besser. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Das ist der wiederholte Versuch, sich an dieser 
Stelle abzuarbeiten. Insofern gilt das, was Herr 
Müller gesagt hat. Es ist - nicht im Bierernst, son-
dern im Ernst - eine gelinde Unverschämtheit, 
Herr Vesper. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Aber das sind wir von Ihnen gewöhnt. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Zehn Jahre 
Gefängnis!) 

Es hätte Ihnen an dieser Stelle besser angestan-
den, sich zurückzuhalten - ebenso als Zwischen-
rufer. 

Was den zweiten Punkt betrifft: Wir sind ernsthaft 
und fröhlich zugleich. Das ist richtig. Im Unter-
schied zu Ihnen, der Sie ja verschiedentlich ein-
schlägig aufgefallen sind, brauchen wir auch kei-
nen Alkohol dafür. Das ist das Schöne. Wir schaf-
fen das auch ohne. 

(Beifall von CDU und FDP - Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Herr Vesper trinkt doch kaum 
noch etwas! Gucken Sie ihn doch an!) 

Deswegen will ich Ihnen als Letztes nur noch Fol-
gendes mitgeben: Es ist ja bekannt, dass in der 
früheren Regierungskoalition vieles auch an un-
terschiedlichen Zuständigkeiten und Gemengela-
gen gescheitert ist. Das macht den Unterschied 
zu der neuen Koalition und der neuen Regierung 
aus. Wir - das sage ich auch für meine Kollegin 
Sommer, die zur Sekunde nicht hier sein kann - 
werden das ganz eng zusammen machen. Zwi-
schen uns wird kein Blatt passen 

(Zurufe von der SPD: Oh! - Johannes Rem-
mel [GRÜNE]: Oh nein!) 

- hören Sie sich den Satz zu Ende an, damit Sie 
sich ganz beruhigen können -, was unser Enga-
gement für den Schulsport betrifft. Wir werden 
den Schulsport und den Schulleistungssport ganz 
eng miteinander verzahnen. Da können Sie mit 
Ihrer Art der Giftspritze und Diffamierung 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

gar nichts anrichten. - Vielen Dank, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Wolf. - Meine Damen und Herren, ich se-
he keine weiteren Wortmeldungen und komme 
damit zum Schluss der Beratung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags der Fraktion der SPD Drucksa-
che 13/286 an den Sportausschuss - federfüh-
rend - sowie an den Ausschuss für Schule und 
Weiterbildung. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dieser Überwei-
sungsempfehlung zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Dann ist das einstimmig so 
beschlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

6 Erfolge bei der Luftreinhaltung dürfen 
nicht aufs Spiel gesetzt werden  

Eilantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/309  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat diesen 
Eilantrag mit Schreiben vom 26. September 2005 
fristgerecht eingebracht. 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Abge-
ordneten Remmel das Wort. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Fein-
staub ist sprichwörtlich in aller Munde. Am Anfang 
der heutigen kurzen Debatte möchte ich versu-
chen, die Tatsachen festzuhalten, auf die wir uns 
möglicherweise alle verständigen können. 

Erstens. Seit 1996 gibt es die Luftreinhaltungs-
Rahmenrichtlinie der EU, seit 1999 die Tochter-
richtlinien. Wir können also von einem sehr lang-
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fristigen Vorlauf sprechen. Wir alle kannten die 
Zeitpunkte, zu denen bestimmte Grenzwerte ver-
bindlich werden und eingehalten werden müssen. 

Zweitens. Feinstaub ist in höchstem Maße ge-
sundheitsgefährdend; auch diese Tatsache wird 
von keinem bestritten. Ich will die entsprechenden 
Untersuchungen nicht zitieren. Aber bisher hat 
niemand diese Untersuchungen infrage gestellt, 
auch die darin dargestellten Mortalitätsraten und 
Auswirkungen nicht. 

Als Kernpunkt dieser Untersuchungen bleibt ste-
hen, dass die Zahl der Toten, verursacht durch 
Feinstaub, höher ist als die durch Verkehrsunfälle. 
Auch das müsste für uns Anlass genug sein, in 
diesem Bereich intensiv zu arbeiten. 

Feinstaub ist laut Sachverständigenrat für Um-
weltfragen der Bundesregierung das größte der-
zeit feststellbare Umweltproblem. Das gilt sowohl 
für die Hintergrund- als auch für die Spitzenbelas-
tung, die fachlich zu unterscheiden sind. Es muss 
unser aller Ziel sein, sowohl die Hintergrund- also 
die Spitzenbelastung zu senken.  

Insbesondere bei der Spitzenbelastung wird als 
einer der Hauptverursacher der Verkehr ausge-
macht. Die Fachleute sind sich einig - ich hoffe, 
dass das auch auf unser Haus zutrifft -, dass man 
dem Problem am besten begegnen kann, wenn 
man es in der Fläche betrachtet. Denn es nutzt 
nichts, den Verkehr an einer Stelle wegzuleiten 
und an einer anderen Stelle Belastungen hinzuzu-
fügen. Als Instrument sieht die EU dafür die Luft-
reinhaltepläne vor, die in Nordrhein-Westfalen gut 
angelaufen sind. 

Ansonsten empfehlen Fachleute vor allem fahr-
zeugtechnische Maßnahmen, insbesondere die 
breite Nachrüstung mit einem Partikelfilter.  

Seit dem 1. Januar 2005 sind die Grenzwerte ver-
bindlich, und die Debatte und die Aktivitäten ha-
ben eine neue Dynamik bekommen. Das ist auch 
gut so. Wir sind in Nordrhein-Westfalen - das hat 
die Presseberichterstattung von gestern und heu-
te bestätigt - gut vorangekommen. Die Kommu-
nen sind engagiert; es hat einen langen Vorlauf 
gegeben.  

In diese Debatte und in dieses Engagement, das 
fachlich und auch im Sinne einer technologischen 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit notwendig 
ist, kommen neue Vorschläge der Kommission. 
Dazu sollte das Parlament heute Stellung neh-
men. Deshalb haben wir einen Eilantrag vorge-
legt. 

Die Kommission geht vor allem auf Einwände der 
Industrie ein, die vor zu hohen Kosten warnt. Da-

bei werden wieder einmal einseitige Kostenrech-
nungen aufgestellt. Denn insgesamt sind die Ent-
lastungen vor allem der Gesundheitssysteme 
durch eine intensive Bekämpfung des Feinstaubs 
sechsmal so hoch wie die Kosten, die der Indust-
rie entstehen. Die Bundesregierung befürchtet in 
diesem Zusammenhang einen Rückschritt bei der 
Luftreinhaltung, und die Gefahr ist groß, dass die 
begonnenen Anstrengungen der Kommunen nun 
nachlassen werden.  

Deshalb sind die Vorschläge der Europäischen 
Kommission ein falsches Signal. Wir sollten alles 
dafür tun, dass es nicht so in die Tat umgesetzt 
wird. Schließlich muss die Kommission mit ihren 
Vorschlägen noch in den Ministerrat und in das 
Europäische Parlament. Das nordrhein-
westfälische Parlament sollte heute signalisieren, 
dass es die Vorschläge nicht befürwortet, sondern 
im Gegenteil die Anstrengungen zur Reduzierung 
des Feinstaubs auf dem begonnenen Weg fort-
führt und mit aller Kraft unterstützt. - Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. - Als Nächster spricht Herr Kress 
für die CDU. 

Karl Kress (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die CDU-
Landtagsfraktion begleitet und unterstützt die Ini-
tiativen der Landesregierung zur Feinstaubredu-
zierung sehr aktiv. Wir begrüßen es ausdrücklich, 
dass Herr Minister Eckhard Uhlenberg die Fein-
staubproblematik zur Chefsache gemacht hat. Der 
Minister hat am 24. August 2005 vor den Mitglie-
dern des Fachausschusses Initiativen auf der 
Grundlage des Koalitionsvertrages erläutert. Die 
notwendigen, umfassend angelegten Luftreinhal-
tepläne werden aufgestellt und umgesetzt. 

Feinstäube bestehen nicht nur aus Rußpartikeln. 
Darüber sind wir uns wohl alle im Klaren. Wir 
müssen die Zusammensetzung der bisher ge-
messenen Feinstäube und ihre Quellen bewerten 
und dann zügig und nachhaltig auf die Probleme 
insgesamt reagieren. In vielen Sitzungen, insbe-
sondere im Landesbeirat für Immissionsschutz, 
haben wir das komplexe Thema Feinstaub inten-
siv diskutiert. Wir dürfen jetzt keine neuen Luftbal-
lons in den Himmel über Nordrhein-Westfalen 
steigen lassen, sondern müssen die konkreten 
Maßnahmen der Landesregierung, die auch dort 
entwickelt worden sind, entschlossen mittragen.  

Aber bitte, Herr Remmel, keine Phantomdiskussi-
on, die den Menschen nichts bringt! Das Thema 
Feinstaub ist doch nicht vorrangig ein verkehrspo-
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litisches Thema, wie es mit diesem Antrag wieder 
suggeriert wird. Es gibt, wie in den Sitzungen des 
Immissionsbeirats auch von der alten Landesre-
gierung dargestellt, sehr viele Lebensbereiche, in 
denen Feinstäube entstehen. Deshalb dürfen wir 
den Fokus nicht nur auf die Verkehrspolitik rich-
ten, sondern wir müssen, um dieses Problem zu 
lösen, einen Gesamtansatz finden und verfolgen.  

Die CDU hat bereits bei der Umsetzung der EU-
Feinstaubrichtlinie im Jahre 2002 darauf gedrun-
gen, ein Gesamtkonzept zur Vermeidung von 
Feinstaub zu entwickeln. Seitdem ist viel kostbare 
Zeit verschenkt worden. Die Anhörung der Fach-
verbände im Bundestag am 11. Mai dieses Jahres 
hat ergeben, dass aufgrund mangelnder For-
schungsförderung seit Jahren dringend erforderli-
che Untersuchungen zum Risikopotenzial von 
Feinstäuben auf Eis liegen. Hier besteht im Rah-
men des vorsorgenden Gesundheitsschutzes so-
wohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene drin-
gender Handlungsbedarf. 

Von der neuen Bundesregierung erwarten wir, 
dass endlich ein abgestimmtes und langfristiges 
Gesamtkonzept zur Reduzierung von Feinstaub 
gemeinsam mit den Ländern, den Kommunen und 
der Automobilwirtschaft erarbeitet wird und nicht 
lediglich auf deren Kosten. 

Im Übrigen haben wir uns im Immissionsbeirat mit 
vielen analytischen Fragen beschäftigt und auch 
Möglichkeiten zur Feinstaubreduzierung diskutiert. 
Ich bedauere es sehr, dass in diesem Fachbeirat 
in den zurückliegenden Jahren kein Initiativantrag 
der damaligen Koalitionsfraktionen oder des heu-
tigen Antragstellers eingebracht wurde. Man darf 
bei dieser Debatte nicht so tun, als ob es sich um 
ein lokales NRW-Problem handelt. Die Feinstaub-
belastung ist aufgrund der Grenzwertefestlegung 
der EU zum 1. Januar dieses Jahres ein Thema 
für alle Ballungsräume in Europa geworden. 

Ich habe hier die Liste der Überschreitungen in 
den übrigen Ländern; darauf will ich aber gar nicht 
im Detail eingehen. Diese Überschreitungen lie-
gen im 100er-Bereich. Da muss man hinschauen - 
übrigens eine Forderung des Landes Rheinland-
Pfalz. 

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion 
nehmen das Thema der Feinstaubbelastungen 
sehr ernst. Blinder Aktionismus und Schnell-
schüsse gegen das Auto, die Mobilität oder ande-
res bringen uns aber nicht weiter. Wir müssen 
Feinstäube bei ihrer Entstehung reduzieren und 
brauchen dazu ein zwischen den Ländern, dem 
Bund und den Kommunen abgestimmtes Ge-
samtkonzept. Hier muss in der Tat nachgebessert 

werden, ohne dass es zu einer Lockerung der 
Rechtsnormen und EU-Vorschriften kommt. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Daran arbeitet die Landesregierung, dabei werden 
wir sie unterstützen. 

Nicht unterstützen - das sage ich genauso deut-
lich - werden wir den heute vorliegenden politisch 
motivierten Antrag. Das ist mehr, Herr Remmel, 
als dünne Luft. Sie hätten in den zuständigen Bei-
rat Sachbeiträge einbringen können. Das haben 
Sie in den letzten fünf Jahren, wie gesagt, nicht 
gemacht. Heute versuchen Sie nun, viel groben 
Staub mit diesem Antrag aufzuwirbeln. Davor set-
zen wir kurzerhand einen Filter und lehnen den 
vorliegenden Antrag als Schaufensterantrag ab. - 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kress. - Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Wißen. 

Bodo Wißen (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Frei nach dem Titel des 
Kinofilms „Und täglich grüßt das Murmeltier“ be-
fasst sich der nordrhein-westfälische Landtag 
wieder einmal auf Initiative der grünen Fraktion 
mit der Feinstaubproblematik. Wieder einmal 
greift der Antrag viel zu kurz. Wie Bill Murray im 
oben genannten Film den immer gleichen Tag er-
neut erlebt, so wiederhole ich - aufgrund der Re-
dezeit diesmal etwas kürzer - die schon so oft 
zum grünen Anliegen geäußerten Argumente: 

Erstens. Die Feinstaubproblematik ist ein ernstes 
und ganzheitliches Problem und bedarf gerade 
aus diesem Grund einer ganzheitlichen Lösung. 
Viele Ursachen wirken bei der Entstehung von 
Feinstaub mit. Es hilft insgesamt nichts, mono-
kausal einen Lösungsweg einzuschlagen. Sie sind 
in Ihrem Antrag selbst darauf eingegangen, wel-
che Ursachen es gibt. 

Zweitens. Waren im vergangenen grünen Fein-
staubantrag die ÖPNV-Unternehmen mit ihren 
Bussen die großen Übeltäter - 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist doch 
Quatsch!) 

das muss man sich einmal vorstellen -, so sind es 
jetzt die Automobilhersteller. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir Sozialde-
mokraten machen eine vorwärts gewandte Politik. 
Für uns gibt es eine Fülle von Maßnahmen, die 
ebenso erfolgreich die Feinstaubproblematik lö-
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sen wie das einseitige Schielen auf die Filtertech-
nologie. Dazu gehört gerade die innerstädtische 
Stauvermeidung, zum Beispiel durch die soge-
nannten grünen Wellen. Dazu gehören natürlich 
Ortsumgehungen und selbstverständlich die Stär-
kung des öffentlichen Personennahverkehrs. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Aber nicht das 
Wenden auf der Autobahn!) 

Dazu gehört auch die Stärkung von Radverkehrs-
programmen in Ballungszentren. Das ist ein wich-
tiges Thema. Auf alternative Antriebstechnologien 
will ich nicht näher eingehen; darüber haben wir 
uns schon heute Mittag unterhalten können. 

Den Forderungen des vorliegenden grünen An-
trags kann die SPD-Fraktion daher nicht folgen. 
Wir meinen, das Aufschieben der Umsetzung der 
Feinstaubrichtlinien bedeutet nicht ihre Locke-
rung, sondern ist eher hilfreich, ein umfassendes 
Maßnahmenpaket einzuführen. Wir meinen wei-
terhin, dass auch die Haltung von Bundesum-
weltminister Trittin in dieser Frage keineswegs die 
Darstellung der Bundesregierung ist. Dazu fehlte 
ihm das Plazet. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Wer denn 
sonst?) 

- Das behaupten Sie in Ihrem Antrag. Das stimmt 
aber nicht. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Wer spricht 
denn sonst für die Bundesregierung?) 

- Es gibt keinen Beschluss im Kabinett zu dieser 
Frage. 

Es wäre schön, wenn es Anstrengungen der 
schwarz-gelben Landesregierung gäbe; das ist 
gerade wieder behauptet worden. Sie liegen aber 
nicht vor. Und wenn sie nicht vorliegen, können 
wir schlecht darauf eingehen. 

Insgesamt ist zu fragen, inwieweit der kommuna-
len Familie, insbesondere der schwarzen kommu-
nalen Familie hier vor Ort, die Problematik be-
kannt ist. Wenn man sich einmal über die Äuße-
rungen von OB Erwin zu diesem Thema her-
macht, sieht man sehr schnell, dass da die Ernst-
haftigkeit teilweise sehr abgeht. Aber lassen wir 
das! 

Das alles ist schon wiederholt dargelegt worden. 
Jetzt fehlt nur noch das wiederholte Zeremoniell 
der Ablehnung dieses Antrags. Wie gesagt: Das 
Murmeltier lässt grüßen. - Ich danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Wißen. - Für die FDP spricht nun der Abge-
ordnete Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Die Feinstaubproblematik 
zeigt: Der Erfolg ist unser Problem. Der Erfolg, 
Grobstäube gerade aus industriellen Verbren-
nungsprozessen herauszufiltern, bringt es logi-
scherweise mit sich, dass der Anteil von Fein-
staub überproportional steigt. Wir reden über eine 
Problematik, die vor 15 Jahren noch nicht auf der 
Tagesordnung stand, weil wir die Partikel, über 
die wir heute reden, damals messtechnisch gar 
nicht erfassen konnten. Das heißt: Der Erfolg in 
der Luftreinhaltung, in der Verbesserung der 
Messtechnik, ist unser Problem. 

Unstrittig ist, dass wir etwas gegen die Feinstaub-
problematik tun müssen. Allerdings wehre ich 
mich dagegen, nach dem bewährten Klassiker der 
Grünen - Feinstaub, Parkverbot, Partikelfilter - zu 
sagen: Das ist vernünftige Sache; dem stimmen 
wir zu. 

Ich komme von einer anderen Seite heran: Der 
Handlungszwang bei der Feinstaubproblematik 
wird damit begründet, dass in Deutschland jähr-
lich 65.000 Menschen daran sterben. Ich versu-
che, diese Zahl zu quantifizieren und ihr nachzu-
gehen, stoße aber auf große Schwierigkeiten, das 
zu verifizieren. In der EU ist irgendwann einmal 
ein Zahlenwert veröffentlicht worden; allerdings ist 
die Beweisführung für mich offen. 

Vor diesem Hintergrund muss ich sagen: Mit der 
Angst der Menschen darf ich keine Politik ma-
chen. Wir stellen fest: Wir werden älter, und zwar 
mit höherem Lebensstandard, mit wesentlich hö-
herer Lebensqualität und wesentlich besseren 
Umweltbedingungen. Trotzdem ist das nicht paral-
lel mit einer steigenden Lebensfreude zu sehen. 
Vielmehr kommt es durch solche Anträge und sol-
ches Gedankengut, wie hier von den Grünen vor-
getragen, zu Lebensangst, zu einer Angst, die 
sich letztendlich in Angstpsychosen und Angster-
krankungen zeigt, die die Menschen viel mehr be-
lasten. 

Das kann nicht richtig sein. Deswegen muss man 
ganz klar sagen: Wenn wir den Antrag der Grünen 
ernst nehmen würden, müssten wir Erhebliches 
im Bereich der Raucher, insbesondere im Bereich 
der Innenluftbelastung, die oftmals wesentlich 
problematischer als die Außenluftbelastung ist, 
tun. Ich selbst stehe nicht dafür zu sagen: Nur 
schlanke Menschen sind gesunde Menschen; da 
betreiben wir oftmals „Ressourcenpolitik am eige-
nen Körper“, was die Getränke- und Essensein-
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nahme angeht. Alles das sind Probleme, die we-
sentlich gewichtiger als unser heutiges Thema 
sind. 

Ich will das Problem nicht klein reden: Wir müssen 
hier etwas tun. Aber sich auf den Bereich der 
Kraftfahrzeuge zu fokussieren - da stimme ich 
dem Kollegen von der SPD ausdrücklich zu -, ist 
viel zu kurz gesprungen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Wir haben ja nicht nur den „privaten Hausbrand, 
Bautätigkeiten, die Industrie und natürliche Quel-
len“. Wir müssen uns doch klar machen, dass wir 
oftmals eine allochthone Vorbelastung haben - 
also das, was von außen nach Nordrhein-West-
falen hereingebracht wird -, die letztlich industriel-
les Handeln, Kraftfahrzeugverkehr und Aktivitäten 
in Nordrhein-Westfalen unmöglich machen würde. 
Denn die Grenzwerte würden dann schon ohne 
eigenes Handeln erreicht oder sogar überschritten 
werden. Hier muss man also praxisorientiert vor-
gehen. 

Das, was Sie befürchten, Herr Kollege Remmel, 
die Apokalypse von morgen, wird nicht eintreten. 
Die Kommunen haben Handlungskonzepte aufge-
legt und sind sich der Problematik bewusst. Dass 
in diesen Bereich eine etwas größere Flexibilität 
hereingebracht wird, halte ich für vernünftig und 
für verantwortbar. Denn das Problem „Feinstaub“ 
muss eben in einem größeren Zusammenhang 
von Erkrankungen usw. gesehen werden. 

Ich verkenne nicht, dass einer meiner wesentli-
chen Kritikpunkte an Ihrem Antrag darin liegt, sich 
wieder auf eine einzige Maßnahme zur Minderung 
des Schadstoffausstoßes aus einem großen 
Spektrum - nämlich den Partikelfilter - zu fokussie-
ren. Nein, das finde ich nicht richtig. Wenn wir ü-
ber Emissionsbegrenzungen reden, wird die Sa-
che interessant. Aber nur über die Partikelfilter zu 
reden, ist verkürzt. 

Für meine Fraktion kann ich nur sagen: Diesen 
klassischen grünen Dreisprung „Feinstaub - Fahr-
verbot - Partikelfilter für Kraftfahrzeuge“ kann ich 
so nicht mittragen. Diesen Antrag werden wir ab-
lehnen. Wir wollen keine Fokussierung haben. Wir 
begrüßen die größere Flexibilität, die den Kom-
munen verantwortungsbewusst übertragen wird. 
Die von Ihnen befürchtete Katastrophe, dass die 
Kommunen ihre Handlungen einstellen, sehe ich 
nicht. Der einzige, der das befürchtet, ist der noch 
tätige Umweltminister Trittin. Das spricht schon für 
sich. Wir lehnen diesen Antrag ab. - Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Ellerbrock. - Für die Landesregierung spricht jetzt 
Herr Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor einer Woche hat die Europäische 
Kommission einen Vorschlag für eine Strategie zu 
einer weiteren wesentlichen Verbesserung der 
Luftqualität öffentlich gemacht. Besser als bisher 
soll die Bevölkerung vor Luftschadstoffen, vor al-
len Dingen Feinstaub, geschützt werden. 

Meine Damen und Herren, der Vorschlag der Eu-
ropäischen Kommission sieht unter anderem vor, 
dass die Mitgliedstaaten unter bestimmten Bedin-
gungen eine Verlängerung der Fristen für die Ein-
haltung der Luftqualitätsnormen um bis zu fünf 
Jahre bei der Kommission beantragen können. 
Ich glaube, es geht darum, meine Damen und 
Herren, dass entsprechend deutlich wird, dass die 
Verantwortlichen nicht auf Zeit spielen können. Im 
Gegenteil: Diese Fristverlängerung soll an strenge 
Kriterien geknüpft werden. 

Erstens müssen nach wie vor Luftreinhalte- oder 
Aktionspläne vorgelegt werden, in denen darge-
legt wird, wie die Einhaltung der Anforderungen 
erreicht werden soll. 

Zweitens muss nachgewiesen werden, dass die 
Luftqualitätsnormen nicht fristgerecht erreicht 
werden können, obwohl lokal alle sinnvollen Maß-
nahmen getroffen worden sind. 

Manche, meine Damen und Herren, nehmen nun 
an, dass mit dem Vorschlag die bestehende EU-
Luftreinhaltestrategie aufgeweicht wird. Manche 
befürchten, dass die Erfolge bei der Luftreinhal-
tung nun auf dem Spiel stehen. Ist das denn wirk-
lich so? Schauen wir uns unsere Luftreinhalte- 
und Aktionspläne an: Alle Untersuchungen zu den 
Ursachen der hohen Belastungen haben ergeben, 
dass in den Ballungsgebieten großflächig eine 
hohe Hintergrundbelastung herrscht. Dort, wo sich 
zusätzlich lokale Emissionen zum Beispiel durch 
starken Lkw-Verkehr anreichern, kommt es dann 
eben häufig zu Grenzwertüberschreitungen. 

Deshalb müssen Minderungsmaßnahmen einer-
seits auf die lokalen Emittenten zielen - zum Bei-
spiel ein Durchfahrverbot für Lkw in der Innen-
stadt -, andererseits muss natürlich auch die Hin-
tergrundbelastung gesenkt werden. Das geht et-
wa über die Weiterentwicklung der Euroabgas-
norm für Fahrzeuge. Bis ausreichend schadstoff-
arme Fahrzeuge auf den Straßen sind und damit 
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die Fahrzeugemissionen insgesamt weniger wer-
den, vergehen allerdings noch einige Jahre. 

Die betroffenen Kommunen bemühen sich mitt-
lerweile selbst verstärkt um weiträumige und dau-
erhafte Luftreinhaltestrategien. Bestes Beispiel in 
dem Zusammenhang sind die Ruhrgebietsstädte, 
die gemeinsam einen Masterplan „Saubere Luft 
im Ruhrgebiet“ aufgestellt haben oder jetzt dabei 
sind, ihn aufzustellen. Dass durch mögliche Ver-
längerungen von Einhaltefristen die Erfolge bei 
der Luftreinhaltung aufs Spiel gesetzt werden, 
glaube ich nicht. Dazu sind die Maßstäbe, die die 
Europäische Union auch in Ihrer neuen Initiative 
von vor einer Woche angelegt hat, viel zu streng. 

Ich kann in dem EU-Vorschlag auch keine Locke-
rung der bestehenden Vorschriften erkennen. Ich 
sehe vielmehr die Unterstützung für diejenigen, 
die sich ernsthaft um die weiträumige und dauer-
hafte Verbesserung der Luftqualität und damit um 
die Gesundheitsvorsorge für die Bevölkerung be-
mühen und wegen der schwierigen Problemlage 
mehr Zeit brauchen. 

Im Interesse der Sache möchte ich dringend dar-
um bitten, dass nach diesem Signal der Europäi-
schen Union nicht von Fraktionen des Landtags 
der Eindruck erweckt würde, als wenn es die Eu-
ropäische Union mit ihren Vorschlägen nicht so 
ernst meinen würde. Das wäre kontraproduktiv 
auch im Sinne der Bemühungen der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen, die Belastungen 
insgesamt zu senken. In der letzten Woche hat 
der Bundesumweltminister Trittin sofort am glei-
chen Tag das Signal gegeben, hier würde eine 
Aufweichung stattfinden, obwohl noch keiner die 
Papiere aus Brüssel genau gelesen hatte. Ich ha-
be den Eindruck, Herr Kollege Remmel, dass Sie 
sofort in der Hoffnung in den Chor eingestiegen 
sind, dass es hier ein neues politisches Betäti-
gungsfeld gibt. 

Nein, meine Damen und Herren, ich glaube, es 
geht einfach darum, immer wieder deutlich zu 
machen, dass wir in unseren Anstrengungen nicht 
nachgeben dürfen und dass die Überlegungen, 
die innerhalb der Europäischen Union angestellt 
worden sind, und die Vorschläge nicht so in die 
Öffentlichkeit getragen werden dürfen, weil uns 
das in der Sache nicht weiterhilft. 

Ich möchte auch an dieser Stelle versichern, dass 
die Landesregierung sehr konkret an der Reduzie-
rung der Feinstaub- und Stickstoffdioxidbelastun-
gen arbeitet. 

Ich möchte auch noch einmal erwähnen - ich ha-
be das vor dem Ausschuss schon getan -, dass 
mein Haus gemeinsam mit Baden-Württemberg, 

mit Bayern und mit Hessen gerade jetzt sehr kon-
kret dabei ist, die Kennzeichnungsverordnung auf 
den Weg zu bringen. Das wird eine praktikable 
Plakettenregelung für Fahrzeuge mit geringem 
Beitrag für Schadstoffbelastungen. 

Die Kennzeichnungsverordnung, um die es kon-
kret geht, wird morgen im Umweltausschuss des 
Bundesrats beraten. Auch hier gibt es eine sehr 
unterschiedliche Diskussion. Es ist natürlich ein 
Spagat zwischen mehr Bürokratie auf der einen 
Seite - die ist damit verbunden - und einer effi-
zienten Bekämpfung der Feinstaubbelastung auf 
der anderen Seite.  

Wir müssen diesen Weg gehen. Dazu gibt es kei-
ne Alternative. Deswegen werden wir das in der 
nächsten Zeit konkret umsetzen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Eckhard Uhlenberg,  Minister für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz: Vielen Dank, Herr Präsident.  

Sie sehen also, dass es uns mit der Luftreinhal-
tung ernst ist. Niemand, meine Damen und Her-
ren, will das Erreichte aufs Spiel setzen. Denn 
Umweltschutz bedeutet hier auch ganz konkret 
Gesundheitsvorsorge.  

Ich werde den Ausschuss und, wenn es möglich 
ist und gewünscht wird, sicherlich auch aufgrund 
weiterer Anträge der Grünen-Fraktion, das Ple-
num sehr gerne permanent über die Bemühungen 
der Landesregierung informieren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Uhlenberg. - Für wenige Sekunden erteile 
ich noch einmal dem Abgeordneten Remmel für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin 
dem Minister ausgesprochen dankbar, denn er 
war der Einzige in der Debatte, der tatsächlich zur 
Sache gesprochen hat. Heute wollten wir dem 
Parlament die Chance geben, eine Haltung zu 
den Vorschlägen der EU-Kommission zu entwi-
ckeln. 

Wir sind der Meinung, dass die EU-Kommission 
tatsächlich vorschlägt, die Vorgaben zu lockern. 
Der Minister hat eine andere Meinung, aber die 
anderen haben sich irgendwie über ganz andere 
Fragen unterhalten. Das wollte ich klarstellen. 
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Die SPD ist offensichtlich dafür, diese Maßstäbe 
zu lockern. Die CDU-Fraktion ist offensichtlich da-
gegen. Der Minister weiß es noch nicht so genau. 
Unsere Haltung ist klar: Wir sind dagegen, dass 
die Kommission solche Vorschläge macht, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

und hoffen darauf, dass der Ministerrat und das 
Europäische Parlament dem einen Riegel vor-
schieben, und ich hoffe, dieses Parlament auch. - 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Remmel. - Für eine Zwischenfrage ist es jetzt zu 
spät. 

Meine Damen und Herren, dies ist ein Eilantrag. 
Darüber wird entsprechend der Geschäftsordnung 
direkt abgestimmt. Also komme ich jetzt zur Ab-
stimmung über den Inhalt dieses Antrages Druck-
sache 14/309. Wer dem Eilantrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist gegen 
den Antrag? - Die Fraktionen von CDU, SPD und 
FDP sind dagegen. Gibt es Enthaltungen? - Ich 
sehe keine. Damit ist dieser Eilantrag abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

7 Einrichtung einer Enquetekommission zu 
den Auswirkungen längerfristig stark stei-
gender Preise von Öl- und Gasimporten 
auf die Wirtschaft und die Verbraucherin-
nen und Verbraucher in Nordrhein-West-
falen  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/285 - 2. Neudruck 

Ich eröffne die Beratung. Für die antragstellende 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der Abgeord-
nete Priggen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Zunächst möchte ich 
mich dafür entschuldigen, dass ein zweiter Neu-
druck notwendig war. Aber wir haben uns in der 
Geschäftsordnung vertan. Das ist die einzige Än-
derung. Wir sind von der alten Geschäftsordnung 
und von den alten Einsetzungsbeschlüssen aus-
gegangen. Damals war es der § 33. Nach der 
neuen Geschäftsordnung ist es § 57. 

Ansonsten hat es einen ersten Neudruck gege-
ben, weil es nach der Beratung der parlamentari-

schen Geschäftsführer einige Verbesserungsvor-
schläge gegeben hat, die wir dann eingearbeitet 
haben. 

Ich will mich an dieser Stelle schon bedanken für 
das signalisierte Entgegenkommen der anderen 
Fraktionen, das Thema mitzutragen. 

Enquetekommissionen sind die Chance, ein wich-
tiges Thema für das Land längerfristig zusammen 
zu bearbeiten, und zwar auch mit der Unterstüt-
zung von externen Experten. Das soll bei diesem 
Thema, das jetzt anliegt, einem aus unserer Sicht 
wichtigen Thema, geschehen. 

Das Thema ist deswegen so wichtig, weil wir wis-
sen, dass die Vorräte an Öl und Gas tatsächlich in 
ihrer Reichweite nicht unbegrenzt zur Verfügung 
stehen. Eine Reihe unterschiedlicher Experten hat 
uns beraten. Wir können in den von ihnen ver-
fassten Quellen nachlesen und sehen, dass die 
Verfügbarkeit von Öl, was das Maximum der För-
derung angeht, auf etwa zehn bis 20 Jahre vom 
jetzigen Zeitpunkt an datiert wird. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften geht 
davon aus, dass wir bis zum Maximum noch zehn 
bis 30 Jahre Zeit haben. Die Bölkow-System-
technik und der internationale Experte Colin 
Campbell sagen uns: maximal fünf bis zehn Jah-
re. 

Dieser Prozess verläuft gleichzeitig mit dem welt-
weiten Anstieg des Verbrauchs. Wir haben nicht 
nur in Indien und in China, dort, wo die Wirtschaf-
ten sehr stark boomen, sondern auch in anderen 
Ländern, die an der Schwelle starken wirtschaftli-
chen Wachstums stehen, Zuwächse, die erwarten 
lassen, dass wir in den nächsten Jahren sehr viel 
mehr Öl und auch Gas einsetzen werden. Wir ha-
ben außerdem auch bei uns in Europa noch un-
verändert steigende Verbräuche. 

Wenn dann in fünf bis zehn Jahren - so wie es die 
einen sagen - oder aber zehn Jahre später - das 
spielt für die grundlegenden Entscheidungen auch 
gar keine so große Rolle - das Auffinden neuer 
Ölquellen und das Fördern von Öl stark zurück-
gehen, während gleichzeitig die Verbräuche stei-
gen, werden wir schwierige Preisentwicklungen 
bekommen. 

Das Thema hat weit reichende Auswirkungen für 
die Verbraucherinnen und Verbraucher. Das wis-
sen wir ja schon jetzt. Wer hätte sich vorstellen 
können, Heizöl in haushaltsüblichen Mengen für 
fast 60 Cent/Liter tanken zu müssen? Wer kann 
sich vorstellen, dass das nicht das Ende der Fah-
nenstange sein muss - gerade für Verbraucherin-
nen und Verbraucher? 
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In der Vorbereitung habe ich gelernt: In England 
gibt es jetzt schon den Begriff der Energiearmut. 
Davon wird gesprochen, wenn Menschen mehr 
als 20 % ihres Einkommens tatsächlich für Ener-
gie, Heizen, Strom und Ähnliches aufwenden 
müssen. Für diese Menschen ist das natürlich ein 
ganz wesentlicher Punkt. 

Der zweite wichtige Bereich ist die Automobilin-
dustrie. Das hatten wir vorhin schon einmal an-
satzweise diskutiert. Die petrochemische Industrie 
und der daran hängende Maschinen- und Anla-
genbau sind natürlich massiv davon betroffen, 
wenn Öl insgesamt nur noch zu sehr hohen Prei-
sen zur Verfügung steht. Als Konsequenz müssen 
wir untersuchen, was wir machen können, um 
Energie einzusparen und wesentlich effizienter 
einzusetzen. Wir müssen untersuchen, welche 
Auswirkungen das für weite industrielle Bereiche 
hat und was wir machen können, um z. B. aus der 
Landwirtschaft Öl- und Mineralölstoffe zu substitu-
ieren und diese einzusetzen, um dadurch die Ab-
hängigkeit von Ölimporten zu reduzieren.  

Wir können weiterhin untersuchen, inwieweit Gas 
als Übergangstechnologie zur Verfügung steht. 
Das ist sinnvoll. Nach allen vorhandenen Quellen 
ist Gas in größerem Umfang verfügbar als Öl. Wir 
können in einem Exkurs an der Stelle auch unter-
suchen, ob es weitere Rohstoffe gibt, die für die 
nordrhein-westfälische Industrie sehr wichtig sind, 
bei denen ähnliche Verfügbarkeits- oder Preisrisi-
ken eine Rolle spielen können. Das macht alles 
Sinn.  

Wir werden - das kann ich schon sagen - in der 
Enquetekommission kollegial und möglichst kon-
sensual zusammenarbeiten, selbst dann, wenn 
man in der Sache manchmal unterschiedliche 
Bewertungen vornimmt. Im weiteren Verlauf des 
Arbeitsprozesses werden wir das, was wir als Ar-
beitsprogramm noch aufstellen, konkret definie-
ren. Wir sind auch für weitere Anregungen im 
Prozess dankbar. Ich meine, dass es sinnvoll wä-
re, sich intensiver mit dem Thema zu beschäfti-
gen. Ich bedanke mich für die positive Unterstüt-
zung aus den anderen Fraktionen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Priggen. - Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Weisbrich.  

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Die CDU-Fraktion 
begrüßt die Einrichtung der geforderten Enquete-
kommission grundsätzlich.  

Herr Priggen, die Beschränkung der Untersu-
chung im Arbeitstitel auf den Raum Nordrhein-
Westfalen werte ich als eine Rechtfertigung für die 
Befassungskompetenz des Landtags. Ansonsten 
kann Energiepolitik kein Feld sein, das an irgend-
welchen regionalen oder nationalen Grenzen Halt 
macht. Für uns gehört die Verfügbarkeit von E-
nergie zu den Grundbedürfnissen einer ständig 
wachsenden Weltbevölkerung. Energie ist Vor-
aussetzung für Leben. Gleichzeitig ist ihre Gewin-
nung, Wandlung und Nutzung mit Risiken verbun-
den. 

Angesichts eines weltweit steigenden Energiebe-
darfs - besonders in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern - und angesichts steigender 
Treibhausgasemissionen ist eine zukunftsfähige 
Energieversorgung für uns alle von existenzieller 
Bedeutung. Ich denke, die globale Gerechtigkeit 
erfordert es, auch auf die Bedürfnisse der Men-
schen Rücksicht zu nehmen, die nicht in wohlha-
benden Industrienationen leben. Ihr Anrecht auf 
ein menschenwürdiges Leben ist mit einer ausrei-
chenden Versorgung an preiswerter Energie un-
trennbar verbunden. Unsere ethische Verantwor-
tung gebietet es, alle Anstrengungen darauf zu 
richten, Leben durch Verfügbarkeit von Energie zu 
erhalten und zugleich die Risiken der Energiege-
winnung zu minimieren.  

Die Industrienationen stehen nicht nur als größte 
Energieverbraucher, sondern auch wegen ihres 
Vorsprungs in Technologie und Know-how in der 
Pflicht, die Energievorräte sparsam zu nutzen und 
neue Technologien zu entwickeln, um einen Bei-
trag zur Bewahrung der Schöpfung zu leisten. 
Dies gilt für Deutschland allgemein, ganz beson-
ders aber für das Energieland Nordrhein-
Westfalen. Unsere Aufgabe ist es, an der Lösung 
der globalen Probleme mitzuwirken. Gleichzeitig 
sollte unser Beitrag aber auch Impulse für eine 
verbesserte Wettbewerbsfähigkeit unseres Lan-
des auslösen.  

Meine Damen und Herren, gelingen kann dies 
nur, wenn die Energiepolitik vorsorgend nachhal-
tig gestaltet wird und wenn sie ökonomische, öko-
logische und soziale Belange gleichrangig in den 
Blick nimmt. Angesichts der begrenzten Reichwei-
te fossiler Primärenergieträger, auf die die An-
tragsteller hinweisen, angesichts der Konzentrati-
on der Ressourcen in bestimmten, oft krisenhaf-
ten Teilen der Welt und angesichts steigender Im-
portabhängigkeiten in Deutschland und in der Eu-
ropäischen Union kommt der Versorgungssicher-
heit bestimmt wachsende Bedeutung zu.  

Der beste Garant für Versorgungssicherheit und 
eine wesentliche Grundlage für die ökonomische, 
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soziale und ökologische Entwicklung in Deutsch-
land ist ein breit gefächerter, diversifizierter und 
am Wettbewerb orientierter Energiemix. Wie ein 
solcher Energiemix künftig aussehen könnte, das 
ist in der Tat eine spannende Frage. Wir freuen 
uns darauf, in der Enquetekommission an der Be-
antwortung dieser Frage mitzuwirken.  

Gestatten Sie mir noch ein paar Bemerkungen zu 
den Voraussetzungen, unter denen die CDU die 
gemeinsame Arbeit angehen wird. Energiepolitik 
ist für uns integraler Bestandteil der Wirtschafts-
politik und ein wichtiger Grundstein für Wachstum 
und Beschäftigung in unserem Land. Wir wollen 
eine bezahlbare und kontinuierliche Energiever-
sorgung für ein ressourcenarmes und gleichzeitig 
hoch industrialisiertes Land. Wir wollen eine um-
weltverträgliche und Ressourcen schonende E-
nergieversorgung im Rahmen international abge-
stimmter Klimaschutzziele, um auch unseren 
Nachkommen noch eine bewohnbare Erde zu er-
halten. Und wir wollen eine sozial verträgliche E-
nergieversorgung, weil jedes politische Drehen an 
der Energiepreisschraube unmittelbare Auswir-
kungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft, auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
auf den sozialen Wohlstand hat.  

In diesem Sinne gehört der Zugang zu bezahlba-
rer Energie für uns zu den grundlegenden Ele-
menten des Sozialstaats. Damit wir diese Anfor-
derungen in der Kommission gemeinsam unter 
einen Hut bringen können, brauchen wir eine er-
gebnisoffene Diskussion ohne technologische 
Denkverbote. Ich denke, darüber sind wir uns ei-
nig. Ich möchte jetzt schon für diesen Ansatz wer-
ben. - Schönen Dank für Ihr Zuhören.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Weisbrich. - Es spricht für die SPD-
Fraktion Herr Abgeordneter Römer.  

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auch wir stimmen der Einrichtung einer sol-
chen Enquetekommission zu. Ich will das nicht 
lange ausbreiten. Wir haben in der Kommission 
selbst genügend Gelegenheit, um uns auszutau-
schen und gemeinsam an dem zu arbeiten, was 
durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erklä-
rend mit vorgegeben worden ist.  

Ich will kurz begründen, was dafür spricht, eine 
solche Kommission einzurichten. Herr Weisbrich 
hat gerade schon angeführt, dass Nordrhein-
Westfalen Energieland Nummer 1 in Deutschland 
ist. In der Erzeugung wie in der Nutzung von E-

nergie ist unser Land die große Region, die am 
stärksten mit diesem Thema zu tun hat und damit 
befasst ist. Das gilt auch mit Blick auf Europa.  

Bei uns in Nordrhein-Westfalen sind viele energie-
intensive Industriebranchen zu Hause, davon im 
Übrigen mit einem hohen Anteil mittelständischer 
Betriebe, die vom Anstieg der Energiekosten - 
Herr Priggen, Sie haben das bereits herausge-
stellt - besonders betroffen sind. 

Hinzu kommt - das darf man in dem Zusammen-
hang auch nicht verschweigen, wir betreten ja 
auch mit der Einrichtung einer solchen Enquete-
kommission kein Neuland -: In unserem Land sind 
bereits viele technologische Entwicklungen zur 
Steigerung von Energieeffizienz mit weltweiter 
Bedeutung vorhanden. Sie wurden oftmals auch 
durch die bisherigen Landesregierungen ange-
stoßen und gefördert.  

Und wir sind in Nordrhein-Westfalen damit be-
fasst, durch neue Entwicklungen die Effizienz so-
wohl bei der Erzeugung als auch bei der Nutzung 
von Energie weiter zu steigern. Das ist das eine. 
Das andere - auch das hat Herr Weisbrich gerade 
mit angestoßen, ich mache da dem Antragsteller 
gar keinen Vorwurf -: Selbstverständlich können in 
einem solchen Antrag nicht abschließend alle 
Fragestellungen, die sich in diesem Zusammen-
hang mit diesem Thema ergeben, schon benannt 
werden.  

Es wird sich auch im Verlauf der Arbeit der Kom-
mission zeigen, dass es da noch Fragestellungen 
geben wird, die hinzukommen. Dabei wird es si-
cherlich auch möglich sein, dass wir das gemein-
sam berücksichtigen. Deshalb verzichte ich jetzt 
auf ergänzende Hinweise, die ansonsten notwen-
dig wären. 

Allerdings sollte uns eines klar sein: dass bei die-
sem Thema mit der europäischen, der weltweiten 
Dimension die NRW-Perspektive, der Blick auf 
Nordrhein-Westfalen allein zu kleinräumig ist. 
Auch das werden wir in der Arbeit der Enquete-
kommission zu beachten und zu berücksichtigen 
haben. 

In diesem Sinne begrüßen wir die Einrichtung die-
ser Kommission und werden kräftig mithelfen, 
dass es da auch zu guten Arbeitsergebnissen 
kommen wird. - Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Römer. - Jetzt spricht Herr Brockes für die FDP-
Fraktion. 
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch wir seitens der FDP-
Landtagsfraktion begrüßen den Antrag und stim-
men der Einrichtung der Enquetekommission zu, 
auch wenn uns ähnlich wie den Kollegen der Uni-
on die Formulierung des Titels der Enquetekom-
mission so nicht gefällt, weil er ideologisch ist.  

Für uns wäre es lieber gewesen, wir hätten eine 
Bezeichnung wie „Sicherung der Energieversor-
gung im 21. Jahrhundert“ gewählt. Denn, meine 
Damen und Herren, dies sollte meiner Meinung 
nach der Kernpunkt dieser Enquetekommission 
sein. Hier liegt nun wirklich eine gewaltige Her-
ausforderung vor uns. 

Ich möchte aus einem Artikel des Hamburger 
Weltwirtschaftsarchivs zitieren, in dem es unter 
der Überschrift „Langfristige Entwicklungen auf 
dem Markt für Energierohstoffe“ heißt - ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten -: 

„Der weltweite Energieverbrauch wird trotz im 
Trend weitergehender Energiesparbemühun-
gen bis 2030 um 75 % zunehmen, und zwar vor 
allem durch den wirtschaftlichen Aufholprozess 
der Entwicklungs- und Schwellenländer.“ 

Weiter wird hier gesagt: 

„Die fossilen Brennstoffe Erdöl, Kohle und Erd-
gas, die heute den Verbrauch dominieren, wer-
den auch im Jahr 2030 den weit überwiegen-
den Teil des Energieverbrauchs ausmachen, 
doch wird Erdgas seinen Anteil auf Kosten von 
Öl und Kohle ausweiten.“ 

Und: 

„Die sonstigen Energien, also Energie aus 
nachwachsenden Rohstoffen, aus Wasserkraft, 
Kernkraft und Sonnenenergie, werden ihren 
Anteil von 12 auf 17 % erhöhen.“ 

Ich denke, dass all diese Entwicklungen für Nord-
rhein-Westfalen wichtig sind und es von daher 
richtig und wichtig ist, dass wir uns darauf einstel-
len und uns frühzeitig damit beschäftigen. Inso-
fern haben wir, Herr Kollege Priggen, große Ü-
bereinstimmung mit einer Vielzahl der Punkte, die 
Sie in Ihrer Fragestellung angesprochen haben.  

Gerade der Bereich der Energieeinsparung und 
der Energieeffizienz ist ein wichtiger Teil, den wir 
in der Enquetekommission ausführlich behandeln 
sollten. Uns wäre sehr daran gelegen, auch die 
alternativen Energiequellen aufzuführen. Ich den-
ke, das wird die Enquetekommission nicht davon 
abhalten, auch diesen Punkt entsprechend zu be-
handeln. 

Meine Damen und Herren, ich komme damit zum 
Schluss und möchte festhalten, dass mit der Ein-
richtung der Enquetekommission seitens Bünd-
nis 90/Die Grünen ein Versprechen aus ihrem 
Wahlprogramm obsolet ist. Dort hatten sie sich 
dafür eingesetzt, dass eine Enquetekommission 
„Medienethik“ eingerichtet wird. Die wird es dann 
wohl so nicht geben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie hätten es ja 
beantragen können!) 

- Frau Löhrmann, wir sind nun wirklich nicht dieje-
nigen, die dafür zuständig sind, dass Sie Ihre 
Wahlversprechen halten. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das Thema 
Medienethik sollte aber alle interessieren!) 

Wir halten an dieser Stelle fest: Die Grünen sind 
auch in der Opposition leider nicht in der Lage, 
ihre Wahlversprechen zu halten. - Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Brockes. - Für die Landesregierung spricht jetzt 
Frau Ministerin Thoben. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Antrag der Grü-
nen-Fraktion heißt es:  

„Gleichzeitig gibt es einen intensiven und breit 
angelegten Diskussionsprozess um die Siche-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen vor 
dem Hintergrund des bedrohlichen Klimawan-
dels." 

Auf das Kyoto-Protokoll wird hingewiesen. – Wei-
ter heißt es: Die Energieversorgung steht somit zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts vor gewaltigen Her-
ausforderungen.  

Schließlich: Für ein Land, das als modernes In-
dustrieland stark im Export engagiert ist, bei E-
nergielieferungen aber stark von Importen abhän-
gig ist, ist diese Problematik von besonderer Be-
deutung. 

Den drei Feststellungen stimmt die Landesregie-
rung ausdrücklich zu. Die Rohstoffvorkommen in 
Deutschland sind begrenzt. Die Nettoimporte be-
trugen im Jahr 2004 für Steinkohle 60,7 %, für Mi-
neralöl 96,1 % und für Naturgas 83,2 %. Diese 
Abhängigkeit von Importen führt zu Risiken, ins-
besondere was Rohstoffpreise angeht, wahr-
scheinlich auch die generelle Begrenztheit der 
Vorkommen. 
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Der Antrag konzentriert sich nun auf die Situation 
von Gas und Erdöl. Der Antrag weist in die richti-
ge Richtung, greift aber zu kurz. Mit der Begren-
zung auf die Primärenergieträger Gas und Öl wird 
nicht der gesamte zu untersuchende Bereich er-
fasst und schon gar nicht die Problematik im Land 
Nordrhein-Westfalen.  

Heute kann gesagt werden, dass weitere Abhän-
gigkeiten bei der Einfuhr wichtiger Primärenergie 
wie der Kohle, der Kernenergie und der Verfüg-
barkeit wie zum Beispiel der Biomasse bestehen. 
Wichtige Fragestellungen bleiben offen. Ich hoffe 
und wünsche, dass die Enquetekommission das 
ganze Feld in den Blick nimmt, da man nur dann 
zu zukunftsfähigen Antworten kommen kann. Die 
derzeit bestehenden Ressourcen der wichtigen 
Energieträger sind im Grundsatz bekannt, die 
Reichweiten je nach Schätzung der Rahmenbe-
dingungen unterschiedlich.  

Grundsätzlich stimmen wir dem Antrag nach Ein-
richtung einer Enquetekommission zu. Wir begrü-
ßen sie, weil - wie wir hoffen - sie zu einer Ver-
sachlichung der Diskussion beiträgt. Herr Priggen, 
die Fragestellung müsste in der Arbeit der Kom-
mission ausgeweitet werden. 

Die energiepolitischen Ziele lassen sich bei der 
Stromerzeugung, der Bereitstellung von Wärme 
sowie im mobilen Bereich durch einen ausgewo-
genen und diversifizierten Energiemix zuverlässig 
erreichen. 

Meine Damen und Herren, in Nordrhein-Westfalen 
nutzen wir zum Beispiel zur Stromerzeugung die 
heimische Braunkohle, die heimische Steinkohle 
sowie in zunehmenden Maße Importkohle und 
Erdgas. Bei der Einsatzmöglichkeit der Wärme-
pumpe bleiben wir weit hinter den Möglichkeiten, 
die für die Schweiz typisch sind, zurück. 

Wir werden im Zuge der Enquetekommission als 
Landesregierung gerne helfen, die Fragestellun-
gen, die sich im Zusammenhang mit erneuerba-
ren Energien ergeben, soweit wir können zu un-
terstützen und bei der Aufarbeitung der Sachver-
halte zu helfen.  

Ich weise jetzt schon darauf hin: Bei sehr vielen 
Fragen, die Sie, Herr Priggen, ansprechen, brau-
chen Sie Unternehmensdaten, brauchen Sie Ein-
blick in privatwirtschaftliche Verträge. Ich schätze, 
dass wir im Zuge der Arbeit der Kommission bei 
den Fragestellungen auf teils sehr sensible Daten 
stoßen werden. Ich hoffe, wir finden einen Weg, 
die Interessen der jeweils Betroffenen gegen un-
seren Wissensdurst angemessen zu schützen.  

Meine Damen und Herren, viele Fragestellungen 
richten sich zudem an die Bundesregierung. In-
ternationale Verträge, zumal gesamtwirtschaftli-
che rechtliche Rahmenbedingungen, für Rohstoff-
versorgung und Energiewirtschaft sind Bundesge-
setze. Bitte, helfen Sie mit, die gewonnenen Er-
kenntnisse dieser Enquetekommission in diese 
Debatte auf Bundesebene einzubringen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. - Meine Damen und Herren, 
wir sind am Ende der Beratung.  

Die antragstellende Fraktion hat um direkte Ab-
stimmung gebeten. Ich weise darauf hin, dass 
§ 57 der Geschäftsordnung des Landtages eine 
Verpflichtung enthält, nämlich dann eine Enquete-
kommission einzusetzen, wenn ein Drittel seiner 
Mitglieder dies so beschließt. Das sind 63 Abge-
ordnete. 

Wer der Einsetzung einer solchen Enquetekom-
mission und damit diesem Antrag seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Dann 
ist es einstimmig von allen vier Fraktionen so be-
schlossen. Damit ist die Enquetekommission ein-
gesetzt und der Antrag Drucksache 14/285 - 
2. Neudruck - angenommen. 

Wir kommen zu: 

8 Keine Einschränkung des Rechtsschutzes 
bei Sozialgerichtsverfahren  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/287 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Stotko das 
Wort. 

Thomas Stotko (SPD): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Im Juni hat sich das 
Land Nordrhein-Westfalen dafür ausgesprochen, 
die Hamburgische Gesetzesinitiative zur Ände-
rung des Sozialgerichtsgesetzes weiter zu bera-
ten. In dieser Initiative unter der Bundesratsdruck-
sache 34/05 ist beabsichtigt, § 109 Sozialge-
richtsgesetz zu ändern. Diese Initiative der Länder 
Niedersachsen und Hamburg zielt darauf ab, die 
Rechtsschutzmöglichkeiten für die Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes einzuschränken. 
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Worum geht es in § 109 SGG? - Es geht um die 
Möglichkeit, im Rahmen eines Gerichtsprozesses 
einen Gutachter zu beauftragen, der das Vertrau-
en des Betroffenen genießt. Das Interessante 
daran ist, dass der Betroffene mit Hilfe dieses 
Gutachtens den Versuch machen kann, seinem 
Klagebegehren Rechnung zu tragen. 

Wer sind die Betroffenen in diesem Verfahren? - 
Wir sprechen nicht von Menschen, die es leicht 
haben, die ihre Rechte leicht durchsetzen können, 
die über ein geeignetes Einkommen, Vermögen 
verfügen oder die sogar über eine geeignete Bil-
dung verfügen, sondern wir sprechen über die 
Menschen, die ohnehin am Rande der Gesell-
schaft leben, die Schwierigkeiten haben. Es sind 
die Behinderten, die Hinterbliebenen, die Versor-
gungsberechtigten, nämlich diejenigen, die in so-
zialgerichtlichen Verfahren einen letzten Versuch 
unternehmen, ihre Rechte durchzusetzen.  

Dabei geht es - das wissen vielleicht manche gar 
nicht - um Hinterbliebenenrenten, um Erwerbsun-
fähigkeitsrenten, um Beihilfen, um Behandlungs-
medizin oder um Betriebsunfallrenten. Dieses 
Recht wünschen die Betreffenden durchzusetzen, 
und es ist ein Recht, das ihnen im Verwaltungs-
verfahren nicht gewährt wurde, in einem Verfah-
ren, in dem die Behörde den Gutachter ausge-
sucht hat, und der jeweils Betroffene keine Mög-
lichkeit hatte, darauf einzuwirken, welcher Gut-
achter bestimmt wird.  

Später im Gerichtsprozess geht es den Betroffe-
nen genauso. Der Richter sucht den Gutachter 
aus, ohne den Betroffenen zu fragen. Im Übrigen 
bedient er sich einer Liste, derer sich im Verwal-
tungsverfahren bereits die Behörde bedient hat, 
um einen Sachverständigen auszusuchen.  

Man braucht sich nicht zu wundern, dass man, 
wenn ein Betroffener sich einen Gutachter aussu-
chen kann, über einen Akt der Waffen- oder 
Chancengleichheit spricht.  

Ich stelle mir vor, einer von uns müsste dort im 
Verfahren sitzen und sich dem hingeben, was an 
Gutachten belegt wird, ohne die Möglichkeit zu 
haben, einen eigenen Gutachter auszusuchen. 
Wir alle würden uns darüber beschweren. Genau-
so geht es den Betroffenen in diesem Land, wenn 
§ 109 SGG verändert werden würde.  

Wir reden nicht über eine Bevorzugung von Men-
schen, sondern wir reden darüber, dass die Be-
hinderten dieses Gutachten aus eigener Tasche 
bezahlen müssen. Wir reden nicht über Geld, das 
der Staat bezahlen muss, sondern die Betroffe-
nen, die den Antrag stellen, ein solches Gutach-
ten einzuholen, bezahlen dieses Gutachten mit 

ihrem Geld. Dieses Recht will diese Landesregie-
rung den Betroffenen nehmen.  

(Ministerin Christa Thoben schüttelt den 
Kopf.) 

- So ist es, Frau Ministerin, auch wenn Sie mit 
dem Kopf schütteln. Sie will diesen Menschen, die 
sich bereits heute selber um ihr Gutachten küm-
mern und es selbst bezahlen müssen, das Recht 
nehmen, auf eigene Kosten ein Gutachten einho-
len zu lassen. Das wollte die Landesregierung; 
das höre ich ständig im Plenum: Wir müssen den 
Menschen ihre Verantwortung wiedergeben, der 
Staat muss sich zurückziehen. - Ja, wunderbar! 
Dann hat er sich zurückgezogen, und jetzt neh-
men Sie den Menschen auch noch das Recht, 
das Gutachten in eigener Verantwortung einzuho-
len. Das kann nicht richtig sein. 

(Beifall von der SPD) 

Minister Laumann aus Ihrer Regierung wird das 
wohl auch wissen. Er hat nach der Bundestags-
wahl gesagt, die CDU habe die Arbeitnehmer 
sträflich vernachlässigt. Frau Ministerin, ich drohe 
Ihnen nur an: Sie sind dabei, nicht nur die Rechte 
der Behinderten, der Hinterbliebenen und der an-
deren benachteiligten Menschen in diesem Lande 
sträflich zu vernachlässigen, sondern weit weg 
von diesen Interessen eine Entscheidung zu tref-
fen. Wir halten das nicht für die richtige Idee. 

Man muss auch einmal bedenken - Sie kommen 
vom Fach, von daher gehe ich davon aus, dass 
Sie das wissen -, worüber wir gerade reden: Es 
geht hier um 10 % aller Gutachten, die in sozial-
gerichtlichen Verfahren überhaupt eingeholt wer-
den. 10 % - diese Summe kennen wir; das ist die 
Summe, die die CDU hier in Nordrhein-Westfalen 
am 18. September verloren hat, nämlich von 44 
auf 34 %. Den ganzen Morgen fanden Sie es 
nicht besonders schlimm, 10 % verloren zu ha-
ben. Da freut es mich, dass es bei den Gutachten 
das Gleiche ist. Da sind es auch nur 10 %, also 
kann es so schlimm nicht sein. 

Sicherlich führt ein Gutachten manchmal zu dem 
Problem, dass ein Rechtsstreit verlängert wird. 
Aber worüber reden wir hier denn? Diejenigen, die 
sich über verlängerte Verfahren beschweren, sind 
die Bürger. Aber der Bürger, der den Antrag stellt, 
ein Gutachten einzuholen, wird sich doch nicht 
darüber beschweren, dass das Verfahren dann 
länger dauert; denn er verbindet mit diesem Gut-
achten - das wissen viele, die vom Fach kom-
men - seine letzte Möglichkeit der Überprüfung. 
Das führt letztendlich auch zu Rechtsfrieden, 
denn wenn der eigene Gutachter keine andere 
Stellungnahme abgibt als der des Gerichts oder 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

803

der der Verwaltungsbehörde, wird sich der Bürger 
dem hingeben, und es ist Rechtsfrieden selbst bei 
einem abweisenden Urteil oder für den Fall der 
Klagerücknahme. 

Wir freuen uns, dass wir als SPD-Landtagsfrak-
tion uns mit unserem Antrag in guter Gesellschaft 
befinden. Denn wie Sie vielleicht wissen: Der 
DGB-Bundesvorstand hat am 15. Mai dieses Jah-
res eindeutig erklärt, er lehne diesen Vorschlag, 
diese Initiative ab. Gleiches gilt für den SoVD als 
den Interessenvertreter der benachteiligten Men-
schen in diesem Land. Der SoVD hat Sie, Frau 
Müller-Piepenkötter, am 24. August aufgefordert, 
dieser Änderung nicht zuzustimmen. Ich hoffe, 
dass Sie dem nachkommen, weil immerhin auch 
ein Berufener, nämlich der Sozialrichter Flint aus 
Hamburg - übrigens aus dem Bundesland, aus 
dem der Antrag kommt -, deutlich gesagt hat: Das 
kann so nicht sein. Die Behörde sucht sich ihren 
Gutachter aus. Dann muss dieses Recht letztend-
lich auch den Betroffenen zustehen.  

Letztlich darf ich darauf hinweisen … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
Sie müssen zum Schluss Ihrer Rede kommen.  

Thomas Stotko (SPD): Das mache ich jetzt auch. 
 - Herr Kollege Biesenbach, ich hoffe, dass Ihr 
Anwaltskollege Haferstroh die Regierungsauffas-
sung teilt, wenn er das nächste Mal im Kuratorium 
des Marienhospitals sitzt. Das nur als kleinen 
Hinweis. 

Zum Schluss möchte ich sagen: … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, bitte. 

Thomas Stotko (SPD): … Der Ministerpräsident 
hat in vielen Demonstrationen vor der Landtags-
wahl in vorderster Reihe gestanden, als es darum 
ging, die Rechte der Betroffenen eventuell einzu-
schränken, und hat an vorderster Front letztend-
lich mitgekämpft. Ich freue mich, dass er, wenn 
dies hier Thema wird, …  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege! 

Thomas Stotko (SPD): … auch in vorderster 
Front steht, gemeinsam mit den Betroffenen, den 
Vereinen und Verbänden und der SPD-
Landtagsfraktion, denn diese wird dagegen stim-
men. - Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege. - Herr Biesenbach, Sie sind schon aufge-
standen. Sie haben für die CDU-Fraktion das 
Wort. Bitte schön. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Moron, Sie hätten dem 
Kollegen gar keinen Hinweis zu geben brauchen, 
denn die Qualität seines Beitrags entspricht sei-
nem Kenntnisstand zum Marienhospital in Hü-
ckeswagen. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, Herr 
Kollege, dass durch die unsoziale Politik der frü-
heren Landesregierung das Krankenhaus bereits 
vor 15 Jahren geschlossen wurde.  

(Heiterkeit von der CDU) 

Von entsprechender Klasse und Qualität ist auch 
die Einlassung zu dieser Situation, denn: Sie pi-
cken hier einen Punkt heraus, ohne darzustellen, 
in welchem Zusammenhang das in Hamburg ins 
Gespräch gebracht wurde.  

Sie wissen, dass wir von einer Justizreform spre-
chen, und Sie wissen, dass wir Versuche machen, 
Gerichtsverfahren zu straffen. Nun hat Hamburg 
vorgeschlagen, das Sozialgerichtsgesetz an die 
Verwaltungsgerichtsordnung anzupassen. Es 
wurden Vorschläge, die in der Verwaltungsge-
richtsordnung seit langem unstreitig sind, auch für 
das Sozialgesetzbuch ins Gespräch gebracht. In 
der Verwaltungsgerichtsordnung werden Sie eine 
entsprechende Vorschrift nicht finden. Darum 
steht auch § 109 Sozialgerichtsgesetz auf der Lis-
te der zu beratenden Punkte. 

Warum hat das Land Nordrhein-Westfalen diese 
Initiative unterstützt? Ganz simpel: weil im Bun-
desrat überhaupt noch nicht darüber beraten wor-
den ist; die Initiative ist überhaupt noch nicht ple-
narreif. Das heißt, das Land hat gesagt: Da ist ein 
Vorschlag - Anpassen an die Verwaltungsge-
richtsordnung -, der ist vielleicht gar nicht so 
dumm, und das wollen wir im Bundesrat beraten. - 
Punkt, aus, Ende! Mehr ist nicht passiert. Was Sie 
hier daraus machen, ist der Untergang des 
Rechtsschutzes bei den Sozialgerichten. Prima! 

Ich komme noch einmal darauf - ich habe hier ja 
bereits heute Morgen zur Art und Weise des Um-
gangs der Opposition mit Initiativen das Wort er-
griffen -: Das ist ein Beispiel dafür, mit wie viel 
Getöse nichts als heiße Luft produziert wird. 

(Beifall von der CDU - Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Das war heute Morgen schon nicht 
überzeugend!) 

Wir werden im Ausschuss gerne über diesen 
Punkt sprechen. Wir können dann auch einmal 
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darüber nachdenken, ob das, was Sie sagen, 
wirklich ein so tolles Recht ist. Sie wissen selber - 
da etwas präziser, hoffe ich zumindest -, dass wir 
im Sozialgerichtsverfahren den Amtsermittlungs-
grundsatz haben. Danach hat das Gericht zu er-
mitteln - Sozialgerichte stehen nicht im Verdacht, 
das nicht zu tun -, inwieweit Erkrankungen wirklich 
vorliegen. Auch unabhängig von § 109 könnte je-
der seinen eigenen Gutachter bezahlen. Nur ist es 
längst nicht so, dass die Kläger den bezahlen; in 
der Regel tun sie das nämlich nicht, auch nicht 
den, der privatgutachterlich tätig wird.  

Im Übrigen: Wenn das so wäre, bräuchten Sie 
erst recht keine Sorge zu haben, denn dann könn-
te jeder seinen Privatgutachter auch weiterhin als 
präsenten, sachverständigen Zeugen einbringen. 
Also gibt es auch hier für den Kundigen kein ver-
fahrensmäßiges Problem. 

Inwieweit § 109 zu folgen ist oder inwieweit der 
Initiative zu folgen ist, das werden wir hier und 
auch in der Regierung zu beraten haben, wenn 
plenarreife Entwürfe und plenarreife Texte vorlie-
gen. Bis dahin können wir einfach nur sagen: Wir 
werden in aller Ruhe abwarten, wie die Beratun-
gen ausgehen, und dann darüber nachdenken, 
wie der bestmögliche Rechtsschutz auch hier ge-
währleistet werden kann. Bis dahin: Miesmachen 
kann wirklich jeder, aber Qualität, die hätten wir 
schon gerne. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Biesenbach. - Für Bündnis 90/Die Grünen spricht 
jetzt Frau Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Biesenbach, lassen Sie 
uns doch einmal über die Menschen reden, die 
diese Materie betrifft, und darüber, was es für die 
Menschen bedeutet, wenn sie berufsunfähig sind, 
wenn sie einen Unfall am Arbeitsplatz hatten und 
es darum geht, ob sie die Erwerbsunfähigkeitsren-
te, die Berufsunfallrente bekommen oder nicht. 
Das sind für diese Menschen existenzielle Prob-
leme; davon hängt sehr viel ab.  

Ich finde, damit müssen wir sehr sensibel umge-
hen. Wir müssen darüber reden, wie wir den 
Rechtsschutz für diese Menschen erhalten kön-
nen, anstatt ihn abzubauen.  

Und darum geht es in diesem Antrag, meine Da-
men und Herren. Es geht um die Menschen, die 
einen Unfall am Arbeitsplatz hatten, die arbeitslos 
werden, die gehandicapt sind, die einen Antrag 

auf Berufsunfall- oder Erwerbsminderungsrente 
stellen, den die Rentenversicherung aber ablehnt.  

Sie gehen zum Sozialgericht, die Klage läuft, das 
Gericht prüft - natürlich gilt der Amtsermittlungs-
grundsatz, das ist richtig - und es wird ein ent-
sprechendes fachärztliches Gutachten eingeholt. 
Im Sozialgerichtsverfahren wird die Klage aber 
abgewiesen. Jetzt greift doch der Rechtsschutz 
der Betroffenen. Jetzt greift der § 109, der sagt: 

Auf Antrag des Versicherten, des Behinderten, 
des Versorgungsberechtigten oder Hinterblie-
benen muss ein bestimmter Arzt gutachtlich 
gehört werden. Die Anhörung kann davon ab-
hängig gemacht werden, dass der Antragsteller 
die Kosten vorschießt und vorbehaltlich einer 
anderen Entscheidung des Gerichts endgültig 
trägt.  

Damit, Herr Biesenbach, ist der § 109 SGG die 
einzige Möglichkeit auf Klägerseite, Einfluss auf 
das Gerichtsverfahren zu nehmen, wenn durch 
das Urteil - das habe ich bereits ausgeführt - 
droht, dass den Menschen eine wirklich existen-
zielle Grundlage genommen wird. Ich finde, wir 
sollten den Menschen diesen Rechtsschutz erhal-
ten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Hamburg und Niedersachsen wollen dieses Recht 
beschneiden. Sie haben es dargestellt. Unter Um-
ständen würde die Verfahrensdauer reduziert - 
das weiß man aber nicht, denn es ist nicht belegt. 
Aber in Anbetracht der existenziellen Fragen, die 
hier im Raum stehen, halten wir § 109 für ein 
wichtiges Korrektiv für die Versicherten gegen-
über Verwaltung und Gericht. Aus unserer Sicht 
ist der Rechtsschutzabbau nicht zu rechtfertigen.  

Im Übrigen - das belegt die Praxis - gibt es kaum 
echte Missbrauchsfälle, denn die Vorschrift selbst 
enthält einige Hürden - sie sind hier aufgeführt 
worden. Für die Richter gibt es eine Möglichkeit, 
diesen Missbrauch zu beschneiden. Von daher ist 
für uns überhaupt keine Grundlage vorhanden, 
diesen Rechtsschutz abzubauen. Rechtsschutz-
abbau in solch einem sensiblen Bereich kommt 
für uns auf keinen Fall infrage. Wir stimmen dem 
Antrag der SPD zu. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Düker. - Für die FDP spricht jetzt Herr Dr. Orth. 
Bitte schön. 

Dr. Robert Orth*) (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
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Der Antrag ist kurz, die Begründung kann genau-
so kurz sein. Ich will mich voll und ganz Herrn Kol-
legen Biesenbach anschließen. Was hier gemacht 
wird, ist schlicht und ergreifend, aus der Diskussi-
on, ob wir die VwGO und die Verfahrensordnung 
der Sozialgerichtsbarkeit aneinander angleichen, 
einen Punkt herauszupicken, ohne das Gesamte 
zu sehen und bevor man überhaupt zu Ergebnis-
sen gekommen ist.  

Wir können gerne im Ausschuss darüber spre-
chen. Wir können in gewisser Weise auch ergeb-
nisoffen darüber sprechen, aber den Eindruck zu 
erwecken, dass Gelb-Schwarz einen Abbau zu-
lasten Behinderter und von Arbeitsunfällen Ge-
plagter plant, das möchte ich schon zurückwei-
sen.  

Wir reden in allen Verfahrensordnungen über die 
Frage eines effektiv gestalteten Verfahrens. Da 
gibt es immer wieder die Fragestellung, ob man 
zusätzliche Gutachter, ob man zusätzliche Zeu-
gen, ob man Tatsachenfeststellungen der ersten 
Instanz, der zweiten Instanz als verbindlich fest-
setzt und und und. Das muss man im Gesamtkon-
text sehen. Nur im Zusammenhang mit dem Ge-
samtkontext ist auch zu entscheiden, ob wir den 
Betroffenen hier ausreichenden Rechtsschutz 
gewähren oder nicht.  

Von daher lassen Sie uns die Debatte dort führen, 
wo sie hingehört, nämlich im Rechtsausschuss 
und nicht hier im Gesamtplenum. - Herzlichen 
Dank. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. - Jetzt spricht für die Landesregierung 
Ministerin Müller-Piepenkötter. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Biesenbach hat es schon gesagt: Die Hamburger 
Landesregierung hat ein Konzept vorgelegt, um 
das SGG-Verfahren effizienter zu gestalten. Die 
SPD-Fraktion greift daraus einen Punkt heraus. 

Mit der von Hamburg ausgegangenen Gesetzes-
initiative wird das Ziel verfolgt, das sozialgerichtli-
che Verfahren effizienter zu gestalten und so zu 
einer Entlastung der Sozialgerichtsbarkeit zu 
kommen. Dieses Ziel ist jedenfalls zu begrüßen. 
Es geht dabei nicht um Einschränkungen des 
Rechtsschutzes, sondern gerade um Sicherstel-
lung wirksamen Rechtsschutzes durch Verstär-
kung der Effizienz.  

Nach vorläufiger Einschätzung spricht einiges da-
für, dass die Hamburger Vorschläge insgesamt 
geeignet erscheinen, diesem Ziel zu dienen. 

Durch die von Herrn Biesenbach auch schon er-
wähnte Regelung des § 103 SGG ist sicherge-
stellt, dass die Richter der Sozialgerichte von 
Amts wegen und ohne Antrag alle Aspekte eines 
Falls zu prüfen und auch Gutachten kritisch zu 
hinterfragen haben, und das tun sie auch. 

Die Herausforderung für alle Gerichtsbarkeiten 
besteht und bestand darin, angesichts der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Veränderun-
gen Recht zu gewähren, Rechtsfrieden zu stiften, 
und das auf hohem qualitativem Niveau, aber 
auch in möglichst kurzer Zeit und unter schonen-
dem Einsatz der Ressourcen.  

Die Sozialgerichtsbarkeit ist vor dem Hintergrund 
der Änderungen zum 01. Januar 2005 aktuell 
hoch belastet. Deshalb ist es richtig, nach Wegen 
der Entlastung zu suchen. Ob die diskutierten 
Vorschläge von Hamburg letztlich geeignet sind, 
dieses Ziel zu erreichen, möchte ich hier offen 
lassen. Es geht aber darum, dieses Konzept ins-
gesamt zu prüfen.  

Bei der hier von der SPD-Fraktion angesproche-
nen Änderung des § 109 SGG handelt es sich nur 
um einen Punkt daraus. Wir werden dem Vorha-
ben nicht gerecht, wenn wir einen Teil aus dem 
Gesamtzusammenhang reißen und diesen isoliert 
betrachten. Eine sachgerechte Abwägung und 
Positionierung ist nur möglich, wenn das Gesamt-
vorhaben im Blick behalten wird. Das wird zu ge-
gebener Zeit geschehen, wenn die Vorlage im 
Bundesrat zu beraten ist. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. - Gibt es keine weiteren Wortmeldun-
gen? - Das ist so. Dann komme ich zum Schluss 
der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt, den Antrag der Frakti-
on der SPD Drucksache 14/287 an den Rechts-
ausschuss - federführend - sowie an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales zu 
überweisen. Die abschließende Beratung erfolgt 
dann im federführenden Rechtsausschuss in öf-
fentlicher Sitzung. Wer damit einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ist jemand 
dagegen? - Enthält sich jemand? - Damit ist der 
Antrag einstimmig so beschlossen.  

Wir kommen zu: 
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9 Gesetz zur Änderung des Personalvertre-
tungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landespersonalvertretungsge-
setz - LPVG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/272 

erste Lesung  

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich 
für die antragstellende Fraktion Herrn Kutschaty 
das Wort. 

Thomas Kutschaty (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Ich gebe zu: Das Thema ist nicht neu. Auch 
in der letzten Legislaturperiode hat sich der Land-
tag mit dem Thema beschäftigt, Personalvertre-
tungen für die Staatsanwälte vor Ort einzuführen. 
Die Debatten sind mir zumindest von den Proto-
kollen her bekannt.  

Worum geht es? - Üblicherweise sind die Perso-
nalvertretungen in unserem Land dreistufig auf-
gebaut. Das heißt, es gibt jeweils vor Ort, in den 
Mittelbehörden und bei den Ministerien eine Per-
sonalvertretung.  

Bei den Staatsanwaltschaften sieht das jedoch im 
Augenblick in Nordrhein-Westfalen anders aus. 
Nach wie vor sind die Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte die Einzigen, die vor Ort keine un-
mittelbaren Ansprechpartner haben. Personalver-
tretungen gibt es in dem Bereich bislang lediglich 
bei den Generalstaatsanwaltschaften und im Jus-
tizministerium.  

Diese Abweichung vom Aufbau aller übrigen Per-
sonalvertretungen ist nicht nachvollziehbar und 
wird insbesondere von den Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten als Ungerechtigkeit und als 
unbefriedigend empfunden.  

Warum unbefriedigend? - Die Staatsanwaltschaf-
ten stehen nach wie vor und mehr denn je vor 
großen Herausforderungen. Die weiter voran-
schreitende Modernisierung in der Justiz, die 
Fortschreibung und Optimierung von Organisati-
onsstrukturen sowie Arbeitsabläufen sind eine 
Daueraufgabe. Die Modernisierung der Justiz wird 
auch in Zukunft weiter vorangetrieben werden 
müssen, denn Kriminalität sucht sich ständig neue 
Mittel und Wege.  

Vor diesem Hintergrund sind auch die Staatsan-
waltschaften gefordert, mit den Anforderungen an 
eine moderne, bürgernahe und effiziente Justiz 

Schritt zu halten und den damit verbundenen Ein-
satz von Technik umzusetzen.  

Auf eines können wir derweil nicht verzichten, 
nämlich darauf, dass die dazu notwendigen Pro-
zesse von motivierten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern getragen und mit Nachdruck vorangetrie-
ben werden. All das macht eine enge Zusammen-
arbeit der Staatsanwälte vor Ort mit den Perso-
nalvertretungen unverzichtbar.  

Der derzeitige zweistufige Aufbau der Personal-
vertretung wird dem jedoch in keinster Weise ge-
recht. Vielmehr steht sie dem Ziel gemeinsamen 
und partnerschaftlichen Handelns entgegen. Vor 
allem in räumlich größeren OLG-Bezirken, in de-
nen weite Wege zurückzulegen sind, wird die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit dadurch zusätzlich 
erschwert. 

Die Neuorganisation bei Teilhabe und Mitbestim-
mung ist vor dem Hintergrund tiefgreifender Ver-
änderungen daher zwingend notwendig. Nichts ist 
nachhaltiger und von größerer Nachvollziehbar-
keit, als die Prozesse in der Organisations- und 
Personalentwicklung bereits auf der untersten 
Ebene, also direkt an der Basis vor Ort, zu klären. 
Zu Recht drängen die Staatsanwaltschaften auf 
eine Lösung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist richtig: Wir 
hätten schon längst die Gelegenheit gehabt, die 
Organisation der Personalvertretungen bei den 
Staatsanwaltschaften der anderer Behörden an-
zupassen. Dazu ist es nicht gekommen. Die 
Gründe sind im Hause bekannt. 

Heute ergreifen wir erneut die Initiative, um end-
lich klare Verhältnisse bei den Staatsanwaltschaf-
ten zu schaffen. Das tun wir in der Hoffnung, dass 
sich die Regierungsfraktionen nunmehr an die gu-
ten Absichten, die sie in der letzten Legislaturpe-
riode hatten, erinnern und sich in die Pflicht neh-
men lassen, gemeinsam zu einer Lösung im Inte-
resse der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
zu finden. In diesem Sinne wünsche ich uns gute 
und zielführende Beratungen in den Ausschüs-
sen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Kutschaty. - Für die CDU-Fraktion 
spricht jetzt Herr Abgeordneter Giebels. 

Harald Giebels*) (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Die Erinnerung an die Schulzeit kann ja manch-
mal Déjà-vu-Erlebnisse hervorrufen. Es gab im-
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mer wieder Klassenkameraden, die sich so plump 
angestellt haben, dass sie es scheinbar darauf 
angelegt haben, beim Abschreiben erwischt zu 
werden. Das Resultat - vielleicht weiß das noch 
der eine oder andere von Ihnen - war jedes Mal 
dasselbe: Man wurde erwischt, und dann gab es 
für die Abschreibenden stets ein „Ungenügend“, 
also eine „Sechs“.  

Sie, sehr geehrter Herr Kollege, haben zutreffend 
gesagt, dass das Thema nicht neu ist. Das ist a-
ber nicht alles, was man dazu anmerken kann, 
denn der mit der Drucksache 14/272 vorgelegte 
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion entspricht wort-
gleich dem Gesetzentwurf von CDU und FDP aus 
der vergangenen Legislaturperiode.  

(Ralf Jäger [SPD]: Dann können Sie ja zu-
stimmen! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie ha-
ben mal wieder schlicht und einfach abgeschrie-
ben, 

(Frank Sichau [SPD]: Nein!) 

und dabei sind Sie wieder einmal erwischt wor-
den. Dass Sie von der SPD jetzt den im März 
2004 eingebrachten Gesetzentwurf der damaligen 
Oppositionsfraktionen und heutigen Koalitions-
fraktionen wortgleich einbringen, ist mehr als be-
merkenswert.  

Meine Damen und Herren von der SPD, die Wäh-
lerinnen und Wähler haben Sie am 22. Mai dieses 
Jahres von Ihrem grünen Koalitionspartner befreit 
und Sie gleichzeitig in die Opposition geschickt. 
Insofern haben wir Verständnis dafür, dass Sie 
nun, befreit von alter Last, mit über einem Jahr 
Verzögerung nicht nur erkennen, dass der dama-
lige Gesetzentwurf von CDU und FDP in die rich-
tige Richtung ging, sondern auch danach handeln 
wollen.  

In den hierzu in der vergangenen Legislaturperio-
de stattgefundenen Beratungen im Rechtsaus-
schuss und im Plenum haben die Vertreter der 
SPD offen eingeräumt, dass sie in dieser Sach-
frage vor den Grünen haben kuschen müssen. 
Dementsprechend haben SPD und Grüne den 
wortgleichen Gesetzentwurf von CDU und FDP 
seinerzeit im Rechtsausschuss und im Landtag 
abgelehnt.  

Der damalige Justizminister hingegen hat damals 
Sympathie für eine umfassende Neuregelung des 
Personalvertretungsrechts erkennen lassen. Auch 
die Grünen-Fraktion wollte wohl eher den großen 
Wurf als diese Einzellösung.  

Jetzt, da der Entwurf des neuen Innenministers 
für eine umfassende Neuregelung des Landes-
personalvertretungsgesetzes in Kürze vorgelegt 
wird, macht es daher durchaus Sinn, die Diskus-
sion dieser einzelnen Sachfrage mit den anste-
henden Beratungen über ein insgesamt neues 
Personalvertretungsrecht für die mehr als 400.000 
Landesbediensteten zu verzahnen.  

Denn das Ziel der CDU war und ist es unverän-
dert, auch für die Staatsanwälte ein effizientes 
Personalvertretungswesen zu schaffen. Es macht 
auch Sinn, darüber nachzudenken, ob man dieses 
Thema nicht im Zusammenhang mit der Perso-
nalvertretung der Richter sehen muss, dass man 
also die Personalvertretung der Staatsanwälte 
nicht isoliert vor die Klammer zieht, sondern in ei-
ner Gesamtschau die Personalvertretung von 
Richtern und Staatsanwälten insgesamt neu re-
gelt. Deshalb ist es richtig, diesen Antrag an den 
Rechtsausschuss als federführenden Ausschuss 
zu überweisen und dort die Ergebnisse der Erör-
terungen im Innenausschuss zu dem soeben be-
reits angesprochenen Gesetzentwurf, also der 
Neuregelung des Personalvertretungsrechts ins-
gesamt, zu berücksichtigen.  

Hierbei müssen Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, aber mehr leisten, als nur abzu-
schreiben. - Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Giebels. - Für die Grünen spricht 
jetzt Frau Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Giebels, das Urheber-
recht bezieht sich, glaube ich, nicht auf politische 
Initiativen. Diesen Streit um die Urheberschaft in 
der Politik halte ich also für müßig. Sie waren in 
der letzten Legislaturperiode ja auch noch nicht im 
Landtag. Von daher haben Sie bei der Darstellung 
der Geschichte dieser Angelegenheit ein paar Sa-
chen auch nicht erwähnt. 

Zur Ergänzung, nur um Ihnen noch einmal deut-
lich zu machen, worum der Streit in der letzten 
Legislaturperiode ging: Wir hatten einen Traum; I 
had a dream. Dieser Traum hieß: Wir können in 
die ganze Debatte um das öffentliche Dienstrecht 
doch etwas Vernunft bringen und den Vorschlä-
gen der Bull-Kommission tatsächlich zum Erfolg 
verhelfen. - Das war der Traum in unserer Frakti-
on. Ich finde ihn nach wie vor richtig. 

In diesem Zusammenhang hatten wir die Debatte: 
Was machen wir mit den Beamten? Was machen 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

808

wir mit den Angestellten? - Bull hat vorgeschla-
gen - das können Sie gerne einmal nachlesen; ich 
empfehle es allen neuen Abgeordneten zur Lektü-
re -: Wir brauchen ein neues Dienstrecht. Es geht 
nicht darum, einfach nur die Beamten abzuschaf-
fen und alle in den Angestelltenbereich zu über-
führen. Vielmehr ist Deutschland nur dann zu-
kunftsfähig, wenn wir diesen öffentlichen Dienst 
vom Kopf auf die Füße stellen und das Ganze 
grundlegend renovieren, indem wir die Zweitei-
lung des Dienstrechts endlich aufgeben und zu 
einem einheitlichen Dienstrecht kommen. Alle an-
deren europäischen Länder haben das gemacht. 

Vor diesem Hintergrund war unsere Position - 
Stichwort: Gesamtkonzept; das hat Bull auch wei-
ter ausgeführt -: Wenn wir dort angekommen sind 
und das einheitliche Dienstrecht haben, müssen 
wir natürlich auch an das Landespersonalvertre-
tungsgesetz heran. Und warum soll denn das Be-
triebsverfassungsrecht so schlecht sein? Dort sind 
die Mitbestimmungsmöglichkeiten gar nicht so 
schlecht geregelt. Wenn wir eine Vereinheitli-
chung des Dienstrechtes hinbekämen, könnten 
wir auch zu einem neuen Mitbestimmungsrecht im 
öffentlichen Dienst kommen. 

Mitten in dieser Debatte kam dann die Idee: Wir 
können ja schon einmal bei den Staatsanwalt-
schaften anfangen. - Da haben wir gesagt: Nein, 
wir möchten den Druck aus dieser Debatte nicht 
herausnehmen und jetzt an der einen oder ande-
ren Stelle an irgendwelchen Schrauben drehen. - 
Wir hatten die Hoffnung, dass sich Vernunft in 
diesem Land vielleicht durchsetzen kann. Da sind 
wir leider enttäuscht worden. 

(Dr. Robert Orth [FDP]: Von wem denn?) 

Das Ganze ist, wie Sie wissen, in diesem Land 
zurzeit nicht mehrheitsfähig. - Wie bitte? 

(Dr. Robert Orth [FDP]: Von wem denn?) 

- Nein, es scheitert nicht an der SPD. Vor einigen 
Jahren haben beide Fraktionen und die alte Re-
gierung in einer Regierungserklärung gemein-
schaftlich ihren Willen bekundet, an diesem Ziel 
weiter zu arbeiten. Scheitern tut das an Ihnen, 
meine Damen und Herren; denn dafür müssen wir 
das Grundgesetz ändern, und eine entsprechende 
Zweidrittelmehrheit ist nicht in Sicht, weil rechts 
und nicht auf der linken Seite die Blockademehr-
heit sitzt. 

Da ich Realpolitikerin bin, weiß ich, dass dieses 
Ziel zurzeit in sehr weite Ferne gerückt ist, und 
finde es daher auch richtig zu sagen: Wir müssen 
uns darüber unterhalten, wie wir Mitbestimmungs-
strukturen gerecht gestalten. 

Vor diesem Hintergrund ist es richtig, festzustel-
len, dass die Staatsanwälte bei den einzelnen 
Staatsanwaltschaften keine Personalvertretungen 
haben. Es gibt nur bei den Mittelbehörden einen 
Bezirks- und beim Justizministerium einen Haupt-
personalrat. Die Beamten des einfachen bis ge-
hobenen Dienstes sowie die Angestellten haben 
eine meist sehr gewichtige und im Landesperso-
nalvertretungsgesetz geregelte Vertretung vor Ort. 
Die Staatsanwälte haben dies nicht. Wenn wir ü-
ber die Angleichung von Mitbestimmungsstruktu-
ren reden, ist es nur richtig, dieses Problem hier 
noch einmal auf den Tisch zu legen. 

Jede Stärkung der Staatsanwaltschaften in ihrer 
Unabhängigkeit und Selbstständigkeit - denn sie 
ist ja ein wichtiges Bindeglied zwischen Exekutive 
und Judikative - auch durch eine örtliche Interes-
senvertretung, kann man vom Grundsatz her doch 
nur begrüßen. 

Ich glaube, vor dem Hintergrund immer knapper 
werdender Ressourcen - mehr Geld gibt es nicht, 
was natürlich ungeheure Verteilungskonflikte mit 
sich bringt - sollten die Rechte auf der anderen 
Seite auch gleich strukturiert sein. 

Wir müssen Lösungen in den betreffenden Be-
hörden finden, damit eine Mitbestimmung der 
Staatsanwälte auf Behördenebene, also vor Ort, 
stattfinden kann. Das heißt nur, dass sie in ihren 
Rechten auch an andere Personalvertretungen 
angeglichen werden. Ich glaube nicht, dass das 
jetzige Gremium des Bezirkspersonalrats der rich-
tige Ort ist. Ich will niemandem das Engagement 
absprechen; lokale Probleme der einzelnen 
Staatsanwaltschaften werden letztendlich aber 
immer vor Ort am besten gelöst. 

Von daher finde ich es richtig, die Debatte jetzt zu 
führen. Wir haben sie damals nicht geführt, weil 
wir in einer ganz anderen Zukunftsdebatte waren. 
Ich sehe aber - das muss man hier einfach noch 
einmal sagen -, dass in dieser Republik zurzeit 
keine Vernunftsmehrheiten zustande zu bringen 
sind, was wirklich tief greifende Reformen für den 
öffentlichen Dienst angeht. Das hält uns nicht da-
von ab, im Einzelfall, wie auch hier, Gerechtig-
keitsfragen zu diskutieren und Lösungen zu fin-
den. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Düker. - Für die FDP-Fraktion Herr Dr. Orth. 

Dr. Robert Orth*) (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
schon von Geschichte reden, sei angemerkt: Die 
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erste Umweltpartei Deutschlands war die FDP. 
Und die Partei, die hier zusammen mit der CDU 
das Ganze in der letzten Legislaturperiode auf 
den Weg gebracht hat, war natürlich auch die 
FDP. 

(Frank Sichau [SPD]: Sie wissen es doch 
besser, Herr Dr. Orth!) 

Aber wir haben aus der Opposition heraus natür-
lich nur das gemacht, was wir meinten, mit einer 
behäbigen SPD, die einen Bremsklotz Grüne am 
Bein hat, überhaupt machen zu können. 

Heute sind wir in einer besseren Situation. Heute 
sind wir in der Situation, dass wir unsere urei-
gensten Vorstellungen auch komplett durchsetzen 
können. 

Daher müssen Sie sich nicht wundern, wenn wir 
dem jetzigen Gesetzentwurf der SPD-Fraktion 
skeptisch gegenüberstehen. Wenn, dann möchten 
wir eine komplettere Regelung haben. Wir werden 
im Ausschuss auch nähere Ausführungen dazu 
machen. 

Es ist ja schön: Sie haben jahrelang Gesetzent-
würfe geschrieben. Man merkt, dass es Ihnen 
Spaß macht, auch weiter Gesetzentwürfe zu 
schreiben. Das dürfen Sie gerne tun. Allerdings 
brauchen Sie nicht zu erwarten, dass wir alle die-
se Entwürfe annehmen - auch wenn wir früher 
einmal selber versucht haben, Entsprechendes 
umzusetzen. Wir sind heute halt weiter. 

Frau Düker, wenn ich mir vorstelle, wie Frau 
Haußmann in den letzten fünf Jahren hier agiert 
hat, muss ich sagen: Es lag sicherlich nicht unbe-
dingt an Bull, dass wir noch keine Personalvertre-
tung für die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
in Deutschland haben, sondern eindeutig an Ih-
rer - ich sage einmal: teilweise geschätzten - Kol-
legin Frau Haußmann. Wenn es um Interessen 
von Richtern und Staatsanwälten ging, legte sie 
nämlich häufig eine etwas merkwürdige Sichtwei-
se an den Tag. Sie hatte immer eine Grundskep-
sis diesen beiden berufsständischen Organisatio-
nen gegenüber. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Da haben Sie et-
was falsch verstanden!) 

Von daher hat es auch nicht verwundert, dass es 
letztendlich an den Grünen gescheitert ist, dass 
wir noch immer keine Personalvertretung haben. 

Wir sind gerne bereit, im Ausschuss noch näher 
über den Gesetzentwurf zu sprechen. Wir wollen 
eine entsprechende Priorität setzen, aber nicht in 
dem beschränkten Maße, wie Sie ihn hier vorge-
legt haben. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. - Für die Landesregierung hat Frau Mi-
nisterin Müller-Piepenkötter das Wort. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Gegen das Ziel 
des Entwurfs, bei den 19 Staatsanwaltschaften 
und drei Generalstaatsanwaltschaften des Landes 
örtliche Personalvertretungen auch für Staatsan-
wälte einzurichten, ist - da besteht offenbar Einig-
keit - nichts einzuwenden. Insbesondere ent-
spricht die zweistufige Struktur der Personalver-
tretung im staatsanwaltschaftlichen Bereich - das 
wurde erwähnt - nicht dem üblichen Personalver-
tretungsrecht. Örtliche Personalvertretungen sind 
gerade in Zeiten der Umstrukturierungen und 
neuer Aufgaben hilfreich. 

Das demnach richtige Ziel der Einführung einer 
Personalvertretung für die Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte sollte aber nicht isoliert betrachtet 
werden. Mein Haus prüft derzeit eine Neuordnung 
des Landesrichtergesetzes, und es ist zu überle-
gen und wird in diesem Rahmen auch geprüft, ob 
es sinnvoll ist, eine justizeinheitliche Regelung un-
ter Einbeziehung der Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte zu schaffen. Dabei können auf al-
len drei Ebenen besondere staatsanwaltschaftli-
che Vertretungen gesetzlich verankert werden. Im 
Hinblick auf dieses Gesetzesvorhaben wäre eine 
Teillösung durch Änderung des Landespersonal-
vertretungsgesetzes zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht hilfreich. - Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. - Wir sind am Ende der Beratungen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
der Fraktion der SPD Drucksache 14/272 an den 
Rechtsausschuss - federführend - und den In-
nenausschuss. Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Ist jemand dagegen? - Enthal-
tungen? - Damit ist die Überweisung einstimmig 
beschlossen. 

Ich rufe auf: 
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10 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung von § 15a des Gesetzes betref-
fend die Einführung der Zivilprozessord-
nung (Ausführungsgesetz zu § 15a EGZPO 
- AG § 15a EGZPO) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/244  

erste Lesung  

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Frau Ministerin Müller-
Piepenkötter das Wort. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf-
grund von § 15 a EGZPO ist zum 1. Oktober 2000 
in Nordrhein-Westfalen mit dem Gütestellen- und 
Schlichtungsgesetz für bestimmte bürgerlich-
rechtliche Streitigkeiten die obligatorische außer-
gerichtliche Streitschlichtung eingeführt worden. 
Das betrifft vermögensrechtliche Streitigkeiten vor 
dem Amtsgericht mit einem Streitwert bis 600 € 
sowie bestimmte Nachbar- und Ehrschutzstreitig-
keiten. Die Regelungen sind zum 31. Dezember 
dieses Jahres befristet. Die Landesregierung 
schlägt vor, diese Regelungen um zwei Jahre zu 
verlängern. 

Im Auftrag des Justizministeriums ist das Gesetz 
evaluiert worden. Die Evaluation hat ergeben - 
das möchte ich ganz klar sagen -, dass die mit 
dem Gesetz verbundenen Ziele - Entlastung der 
Justiz, Etablierung eines schnelleren und kosten-
günstigeren Verfahrens zur Konfliktbeilegung, Si-
cherung eines dauerhaften Rechtsfriedens und 
Schaffen einer neuen Streitkultur - leider nur zum 
Teil erreicht worden sind. Insbesondere ist die 
spürbare Entlastung der Ziviljustiz ausgeblieben. 
Durch die obligatorische Streitschlichtung sind 
jährlich nur etwa 5.000 Verfahren vermieden wor-
den. Das sind bezogen auf schlichtungsfähige 
und -pflichtige Verfahren kaum 5 %, bezogen auf 
alle amtsgerichtlichen Verfahren weniger als 2 %. 

Der Erfolg unterscheidet sich aber erheblich hin-
sichtlich der Tatbestände. Während die streitwert-
abhängige obligatorische Schlichtung wenig er-
folgreich war, konnten Nachbar- und Ehrschutz-
streitigkeiten wesentlich häufiger außergerichtlich 
beigelegt werden.  

Dieses Ergebnis spiegelt sich auch in den Stel-
lungnahmen der beteiligten Institutionen und Ver-
bände wider. Während die nordrhein-
westfälischen Rechtsanwaltskammern überein-
stimmend für die Abschaffung der außergerichtli-

chen Streitschlichtung votiert haben, setzt sich der 
Bund der Schiedsmänner und Schiedsfrauen für 
eine Ausweitung des Gesetzes ein. Die gerichtli-
che Praxis differenziert. Die Streitschlichtung bei 
den Nachbar- und Ehrschutzstreitigkeiten wird 
durchgängig positiv bewertet. Die vermögens-
rechtliche Schlichtung stößt auf Bedenken, insbe-
sondere weil, wie gesagt, messbare Erfolge aus-
geblieben sind. 

Schließlich haben sich auch die beteiligten Wirt-
schaftskreise unterschiedlich geäußert. Der 
Westdeutsche Handwerkskammertag möchte auf 
die außergerichtliche Streitschlichtung verzichten, 
während die nordrhein-westfälischen Industrie- 
und Handelskammern eine solche Abschaffung 
ablehnen, weil sie darin für die grundsätzlich posi-
tiv bewertete außergerichtliche Streitschlichtung 
ein falsches Signal sehen. 

Aufgrund der Erkenntnisse aus der Evaluation des 
Gesetzes sollte meines Erachtens trotz einer si-
cherlich angebrachten Skepsis jetzt noch kein 
endgültiges Urteil über Erfolg oder Misserfolg ge-
fällt werden.  

Unter meinem Vorsitz hat die 76. Konferenz der 
Justizministerinnen und Justizminister im Juni in 
Dortmund eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe beauf-
tragt, Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung der 
außergerichtlichen Streitschlichtung zu prüfen, 
insbesondere Anknüpfungstatbestände. Kommt 
die Arbeitsgruppe zu sinnvollen Möglichkeiten, ist 
zunächst das Bundesrecht zu ändern. Erst dann 
kann der Landesgesetzgeber eine Neujustierung 
der außergerichtlichen Streitschlichtung vorneh-
men. 

Die Arbeitsgruppe wird von meinem Haus geleitet 
und hat bereits die ersten Schritte für die weitere 
Prüfung eingeleitet. Bevor diese Prüfung und die 
Änderung des Bundesrechts nicht abgeschlossen 
ist, sollte daher, wie ich bereits anfangs gesagt 
habe, kein endgültiges Urteil über die außerge-
richtliche obligatorische Streitschlichtung gefällt 
werden. 

Um auf der einen Seite eine Unterbrechung der 
außergerichtlichen Streitschlichtung in Nordrhein-
Westfalen zu vermeiden, auf der anderen Seite 
dem Prüfungsprozess zur Änderung der bundes-
rechtlichen Vorgaben ausreichend Zeit zu geben, 
sollte das Gütestellen- und Schlichtungsgesetz 
um weitere zwei Jahre - aber auch nicht mehr - 
verlängert werden. Die Zeit von zwei Jahren sollte 
ausreichen, um die skizzierten gesetzgeberischen 
Schritte sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene zu bewältigen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Piepenkötter. - Weitere Wortmeldungen 
sehe ich nicht. Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
der Landesregierung Drucksache 14/244 an den 
Rechtsausschuss. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Damit ist die Überweisung ein-
stimmig beschlossen. 

Ich rufe auf: 

11 Wahleinsprüche gegen die Landtagswahl 
vom 22. Mai 2005 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Wahlprüfungsausschusses 
Drucksache 14/222 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. 

Ich komme deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung und den Bericht 
Drucksache 14/222, die Wahleinsprüche insge-
samt zurückzuweisen. Wer für diese Empfehlung 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Enthaltungen? - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

12 Wahl des Vorsitzenden und des stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Kontrollgremi-
ums gemäß § 24 des Verfassungsschutz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/294 

Auch hier ist eine Debatte nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb direkt zur Abstimmung über 
den gemeinsamen Wahlvorschlag aller vier Frak-
tionen Drucksache 14/294. Wer dafür ist, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Enthaltungen? - Damit ist auch diese Vorlage ein-
stimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

 

13 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 
4. Quartal des Haushaltsjahres 2004 und 
genehmigte Überschreitungen mit Beträ-
gen unter 25.000 € im gesamten Haushalts-
jahr 2004 

Antrag 
des Finanzministers 
gemäß Art. 85 Abs. 2 LV 
Vorlage 14/1 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/223 

In Verbindung damit: 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 
1. Quartal des Haushaltsjahres 2005 

Antrag 
des Finanzministers  
gemäß Art. 85 Abs. 2 LV 
Vorlage 14/3 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 14/224 

Ich eröffne die Beratung. Gibt es hierzu eine 
Wortmeldung? Nein? 

(Jochen Dieckmann [SPD]: Wo ist denn der 
Minister?) 

- Ich erfahre gerade, dass sich die Fraktionen in-
zwischen darauf verständigt haben, hierzu keine 
Debatte zu führen. Deshalb können wir unmittel-
bar zur Abstimmung kommen.  

Wir stimmen ab über den Antrag des Finanzminis-
ters Vorlage 14/1. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/223, die mit Vorlage 14/1 
beantragte Genehmigung zu erteilen. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so 
beschlossen. Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen und die entsprechende Genehmi-
gung erteilt. 

Zweitens stimmen wir ab über den Antrag des Fi-
nanzministers Vorlage 14/3. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung Drucksache 14/224, die mit Vorlage 
14/3 beantragte Genehmigung zu erteilen. Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer 
ist dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist auch die 
Drucksache 14/224 einstimmig angenommen 
und entsprechend entschieden. 



Landtag  28.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/9 
 

 

 

812

Wir kommen zu: 

14 Einsetzung eines Unterausschusses „Per-
sonal“ 

Antrag 
des Haushalts- und Finanzausschusses  
auf Zustimmung zur Einsetzung des Unter-
ausschusses 
gemäß § 47 Abs. 2 GeschO 
Vorlage 14/63 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über den Antrag auf Zustimmung zur Einsetzung 
des Unterausschusses Vorlage 14/63. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Ist jemand dagegen? - Gibt es Enthaltun-
gen? - Dann ist auch dies einstimmig so be-
schlossen. 

Wir kommen zu: 

15 Wahl der Mitglieder für die Ausschüsse zur 
Wahl der ehrenamtlichen Richter bei dem 
Oberverwaltungsgericht und den Verwal-
tungsgerichten des Landes Nordrhein-
Westfalen  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/289  

Auch hier ist eine Debatte nicht vorgesehen.  

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über 
den Wahlvorschlag aller Fraktionen Drucksache 
14/289. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ist jemand dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Wahlvorschlag ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

16 Nachwahl von Mitgliedern in den Rund-
funkrat des Westdeutschen Rundfunks 
Köln 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 14/295  

Auch hier ist eine Debatte nicht vorgesehen.  

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über 
den Wahlvorschlag der Fraktion der CDU Druck-
sache 14/295. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Das ist einstimmig so beschlos-
sen. 

Ich rufe auf: 

17 Benennung ordentlicher und stellvertre-
tender Mitglieder für den Ausschuss der 
Regionen der Europäischen Union  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/297 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über 
den Wahlvorschlag Drucksache 14/297. Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer 
ist dagegen? - Enthaltungen? - Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat sich der Stimme ent-
halten. Dann ist das mit großer Mehrheit so be-
schlossen. 

Ich rufe auf: 

18 Benennung eines stellvertretenden Mit-
glieds für den Kongress der Gemeinden 
und Regionen Europas (KGRE) beim Euro-
parat  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/298  

Eine Debatte ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Wahlvor-
schlag Drucksache 14/298. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage-
gen? - Enthaltungen? - Zwei Enthaltungen. Dem 
Wahlvorschlag wurde mit großer Mehrheit zuge-
stimmt. 

Ich rufe auf: 
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19 Gemeinschaftsaufgabe nach Arti-
kel 91 a GG 

Hier: 34. Rahmenplan der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ 

Unterrichtung des Landtags 
gemäß § 10 Abs. 3 LHO 
Vorlage 14/20  

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/225 

Auch hier ist eine Debatte nicht vorgesehen. 

Wir kommen deshalb direkt zur Abstimmung. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in sei-
ner Beschlussempfehlung Drucksache 14/225, 
die Anmeldung zum Rahmenplan zur Kenntnis zu 
nehmen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthaltun-
gen? - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

20 Beschlüsse zu Petitionen  

Übersicht 14/2 

Mit der Übersicht 14/2 liegen Ihnen Beschlüsse zu 
Petitionen vor. Wird hierzu das Wort gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall.  

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 der Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt 
worden sind. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am En-
de unserer heutigen Sitzung. 

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, 
den 26. Oktober 2005, um 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen noch einen angenehmen    
Abend und schöne Herbsttage. 

Schluss: 16:21 Uhr 

 

 
 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 

 

 
 


